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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Februar 1953 

11 -53001 - 1789/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über den Vertrag vom 
15. Juni 1957 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich zur 
Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. Der Wortlaut des Vertrages 
sowie eine Denkschrift zu dem Gesetzentwurf sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern des Auswär- 
tigen, der Justiz, der Finanzen und für Wirtschaft gemeinsam 
erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 14. Februar 1958 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte des Ratifikationsgesetzes sind wie folgt zu 
fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen." 


Begründung 

Das Ratifikationsgesetz bedarf der Zustimmung des Bundes- 
rates gemäß Artikel 105 Abs. 3 GG in Verbindung mit Ar- 
tikel 118 Abs. 1 und 2 des Vertrages; von Artikel 118 Abs. 1 
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wird die Börsenumsatzsteuer, von Artikel 118 Abs. 2 die Erb- 
schaftsteuer betroffen. Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt 
sich ferner aus Artikel 105, 106, 108, 110 und 114 Abs. 2 des 
Vertrages in Verbindung mit Artikel 84 Abs. 1 GG, sofern in 
diesen Vorschriften Landesbehörden angesprochen und folglich 
deren Verfahren geregelt wird. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Bundesregierung hat dieser vom Bundesrat beschlossenen 
Fassung des Gesetzentwurfs zugestimmt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Lübke 
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Entwurf eines Gesetzes 

über den Vertrag vom 15. Juni 1957 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Österreich zur 
Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Wien am 15. Juni 1957 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich zur Regelung vermö- 
gensrechtlicher Beziehungen nebst dem Schlußproto- 
koll und den beigefügten Anlagen wird zugestimmt. 
Der Vertrag nebst Schlußprotokoll und Anlagen 
wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag gemäß seinem 
Artikel 120 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag fällt unter Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 GG, 
weil er sich auf Gegenstände der Bundesgesetz- 
gebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auf das Land Berlin Anwendung 
finden; der Entwurf enthält daher die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung über das Inkrafttreten des Ge- 
setzes entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 GG. 

Der Tag des völkerrechtlichen Inkrafttretens des 
Vertrages richtet sich nach dessen Artikel 120. Die- 
ser Tag ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Vertrag zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
zur Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen 


Der Präsident 

der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Bundespräsident 
der Republik Österreich, 

von dem Wunsche beseelt, eine Regelung in den ver- 
mögensrechtlichen Beziehungen zwischen den beiden 
Staaten herbeizuführen und dadurch zu einer gedeihlichen 
Entwicklung der beiderseitigen Volkswirtschaften bei- 
zutragen, sind übereingekommen, einen Vertrag zu 
schließen, und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 
Herrn Dr. Heinrich von Brentano, 
Bundesminister des Auswärtigen der Bundesrepublik 
Deutschland, 

der Bundespräsident der Republik Österreich: 

Herrn Dr. h. c. Dipl. -Ing. Leopold Figl, 
Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten 
der Republik Österreich, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befindlichen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 


TEIL I 

Bestimmungen über die Übertragung von 
Vermögenschalten, Rechten und Interessen 
an deutsche Staatsangehörige 

1. ABSCHNITT 

Übertragung 

Artikel 1 

(1) Vermögenschaften, Rechte und Interessen in Öster- 
reich, die am 8. Mai 1945 im Eigentum einer natürlichen 
Person deutscher Staatsangehörigkeit standen und die 
durch die Bestimmungen des Artikels 22 des Staatsver- 
trages betreffend die Wiederherstellung eines unabhän- 
gigen und demokratischen Österreich vom 15. Mai 1955 
(im folgenden Staatsvertrag genannt) auf die Republik 
Österreich übertragen wurden, werden dieser Person 
oder deren Rechtsnachfolgern von Todes wegen bis zu 
einer Wertgrenze von S 260.000 nach Maßgabe der fol- 
genden Bestimmungen mit Wirkung vom Tage des In- 
krafttretens dieses Vertrages übertragen. 

(2) Von der Übertragung sind ausgenommen 

a) Forderungen, die durch eine ehemalige Besat- 
zungsmacht in Österreich, ihre Organe oder 
durch ein von einer ehemaligen Besatzungsmacht 
mittelbar oder unmittelbar verwaltetes Unter- 
nehmen eingezogen worden sind; 

b) Forderungen und Ansprüche gegen österreichi- 
sche Gebietskörperschaften, soweit es sich nicht 
um Schuldverschreibungen handelt; 

c) etwaige Rechte, die aus der pfandrechtlichen 
Sicherstellung der von der Ernst Heinkel AG. 
ausgegebenen Teilschuldverschreibungen auf den 
in Österreich gelegenen Liegenschaften hergelei- 
tet werden könnten; 

d) Ansprüche auf Gewährung einer Entschädigung 
für die Verstaatlichung von Anteilsrechten an 
Gesellschaften, von Unternehmungen oder Be- 


trieben, soweit solche Gesellschaften, Unterneh- 
mungen oder Betriebe der Förderung, Bearbei- 
tung oder Verteilung von Bitumen dienen. 

Artikel 2 

An einem Vermögen bestehende Restitutionsansprüche 
Dritter werden durch die Übertragung nicht berührt. Ein 
Uberschuß, der sich aus einer Verrechnung zugunsten 
einer natürlichen Person deutscher Staatsangehörigkeit 
als Restitutionsgegner ergibt, wird nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Teiles übertragen. 

Artikel 3 

Eine Übertragung nach den Bestimmungen dieses Teiles 
findet nur statt, wenn die natürliche Person deutscher 
Staatsangehörigkeit durch eine von einer Behörde der 
Bundesrepublik Deutschland oder des Landes Berlin aus- 
zustellende öffentliche Urkunde ihre deutsche Staatsan- 
gehörigkeit glaubhaft macht. 

Artikel 4 

Ist ein deutscher Staatsangehöriger vor dem 27. Juli 
1955 verstorben und gehörte zu seinem Nachlaß Ver- 
mögen im Sinne des Artikels 1 Abs. 1, so gelten die 
folgenden Bestimmungen: 

a) Ist der Nachlaß vor dem Inkrafttreten dieses Ver- 
trages eingeantwortet worden, so steht jedem Er- 
ben, der die Voraussetzungen für eine Übertra- 
gung nach dem Teil I dieses Vertrages erfüllt, als 
Rechtsnachfolger das Recht auf Übertragung gemäß 
Artikel 1 zu. 

b) Ist die österreichische Abhandlungsgerichtsbarkeit 
gegeben, der Nachlaß aber vor dem Inkrafttreten 
dieses Vertrages noch nicht eingeantwortet worden, 
so ist an Stelle des Vermögens im Sinne des Ar- 
tikels 1 Abs. 1 über die Rechte auf Übertragung ge- 
mäß Artikel 1 abzuhandeln, die den einzelnen Er- 
ben als Rechtsnachfolgern gegebenenfalls Zustän- 
den. Diese Rechte sind in der Abhandlung nach den 
Vermögensgegenständen zu bewerten, die für die 
Übertragung vorgesehen sind. Auf Grund der Ein- 
antwortung stehen den Erben, soweit sie die Vor- 
aussetzungen für eine Übertragung nach Teil I die- 
ses Vertrages erfüllen, die Rechte auf Übertragung 
zu. Soweit Erben diese Voraussetzungen nicht er- 
füllen, bezieht sich die Einantwortung an sie nicht 
auf die Rechte auf Übertragung gemäß Artikel 1. 

Ist die österreichische Abhandlungsgerichtsbarkeit 
nicht gegeben, so steht jedem Erben, der die Vor- 
aussetzungen für eine Übertragung nach Teil I die- 
ses Vertrages erfüllt, ein Recht auf Übertragung ge- 
mäß Artikel 1 zu. Der Erbe hat in diesem Falle sein 
Erbrecht durch einen Erbschein nachzuweisen. 

c) Die Frage, ob das Recht auf Übertragung in der 
Abhandlung als bewegliches oder unbewegliches 
Vermögen anzusehen ist, ist nach den Vermögens- 
gegenständen zu entscheiden, die für die Übertra- 
gung vorgesehen sind. 

d) ln den Fällen der Buchstaben a und b sind die Erben, 
denen das Recht auf Übertragung zusteht, so an- 
zusehen, als hätten sie dieses Recht vom Erblasser 
von Todes wegen erworben. 

e) Sind Vermächtnisse, Pflichtteilsansprüche oder 
Pflichtteilsergänzungsansprüche aus Vermögen im 
Sinne des Artikels 1 Abs. 1 zu erfüllen, so steht 
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jedem Berechtigten, der die Voraussetzungen für 
eine Übertragung nach Teil I dieses Vertrages er- 
füllt, das Recht auf Übertragung gemäß Artikel 1 
zu; Buchstabe d gilt sinngemäß. 

Artikel 5 

Ist ein deutscher Staatsangehöriger nach dem 26. Juli 
1955 und vor dem Inkrafttreten dieses Vertrages ver- 
storben, so gilt das Recht auf Übertragung, das ihm ge- 
mäß Artikel 1 zustände, wenn er noch lebte, als zu sei- 
nem Nachlaß gehörend. Das Recht ist in der Verlassen- 
schaftsabhandlung (Nachtragsabhandlung) nach den Ver- 
mögensgegenständen zu bewerten, die für die Übertra- 
gung vorgesehen sind; Artikel 4 Buchstabe c gilt sinn- 
gemäß. 

Artikel 6 

Natürlichen Personen deutscher Staatsangehörigkeit, 
die an Personengesellschaften mit dem Sitz in der Bun- 
desrepublik Deutschland oder im Land Berlin beteiligt 
sind, werden Vermögenschaften, Rechte und Interessen, 
die am 8. Mai 1945 im Eigentum der Personengesellschaft 
standen, nach Maßgabe ihrer Beteiligung an der Per- 
sonengesellschaft übertragen (Artikel 1). 

Artikel 7 

(1) Der Wert der Vermögenschaften, Rechte und In- 
teressen (Artikel 1) ist nach folgenden Grundsätzen zu 
ermitteln; 

a) land- und forstwirtschaftliches Vermögen, Grund- 
vermögen und Betriebsvermögen mit den zum 
1. Januar 1948 geltenden Einheitswerten; ist für 
ein Betriebsvermögen, das von einer ehemali- 
gen Besatzungsmacht in Österreich mittelbar 
oder unmittelbar verwaltet wurde, ein Einheits- 
wert zum 1. Januar 1948 nicht festgestellt, so ist 
der Wertermittlung der für die Berechnung der 
Gewerbesteuer vom Gewerbekapital für das 
Jahr 1955 maßgebende Wert zugrunde zu legen, 
wobei die lediglich für Zwecke der Gewerbe- 
steuer vorgenommenen Hinzurechnungen oder 
Kürzungen außer Ansatz zu lassen sind; 

b) Anteilsrechte an Aktiengesellschaften und an 
Gewerkschaften des Bergrechtes sowie Schuldver- 
schreibungen mit den zum 1. Januar 1948 für die 
österreichische Vermögensabgabe maßgebenden 
Steuerwerten beziehungsweise gemeinen Wer- 
ten; wurden solche nicht festgestellt, so ist der 
Wertermittlung der Nennwert zugrunde zu legen; 

c) Anteile an Personengesellschaften und an Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung in der 
Weise, daß der für die Gesellschaft zum 1. Ja- 
nuar 1948 geltende Einheitswert auf die Gesell- 
schafter nach dem Verhältnis ihrer Anteile auf- 
geteilt wird. Hierbei sind die zum 1. Januar 1948 
für steuerliche Zwecke getroffenen Feststellun- 
gen über das Ausmaß der Anteile zugrunde zu 
legen; 

d) sonstige Vermögenschaften, Rechte und Inter- 
essen mit dem Wert, der sich nach den steuer- 
lichen Bewertungsgrundsätzen zum 1. Januar 1948 
ergibt. 

(2) Das an natürliche Personen gemäß der Bestimmung 
des Artikels 6 zu übertragende Vermögen ist diesen Per- 
sonen nach Maßgabe ihrer Beteiligung an der Personen- 
gesellschaft oder an der Gesellschaft oder der Gemein- 
schaft bürgerlichen Rechts zuzurechnen. Für das Aus- 
maß der Beteiligung sind die am 27. Juli 1955 in Kraft 
gewesenen, für steuerliche Zwecke getroffenen Feststel- 
lungen zugrunde zu legen. 

'S 


Artikel 8 

Bei der Ermittlung des Wertes der Vermögenschaften, 
Rechte und Interessen einer natürlichen Person sind Ver- 
bindlichkeiten, die zu einem zu übertragenden Vermögen 
gehören, nidn abzuziehen und Erträgnisse nicht hinzuzu- 
rechnen, soweit die Verbindlichkeiten und Erträgnisse 
nicht bereits bei der Feststellung des zum 1. Januar 1948 
geltenden Einheitswertes eines Betriebsvermögens be- 
rücksichtigt wurden. 

Artikel 9 

(1) Bei der Ermittlung der Wertgrenze von S 260.000 
(Artikel 1) wird das Vermögen in eine Gruppe Ver- 
mögenschaften und in eine Gruppe Rechte und Interes- 
sen eingeteilt. 

(2) Zur Gruppe Vermögenschaften gehören: 

a) land- und forstwirtschaftliches Vermögen, 

b) Grundvermögen, 

c) Betriebsvermögen sowie Anteile an einer Offe- 
nen Handelsgesellschaft, an einer Kommandit- 
gesellschaft und an einer Gesellschaft oder Ge- 
meinschaft bürgerlichen Rechts mit dem Sitz in 
Österreich, 

d) sonstige körperliche Sachen. 

(3) Zur Gruppe Rechte und Interessen gehört das übrige 
Vermögen. 

(4) Bei der Ermittlung der Wertgrenze bleiben außer 
Betracht: 

a) Hausrat und Wohnungseinrichtung, persönliche 
Gebrauchsgegenstände einschließlich persön- 
lichen Schmuckes, zur persönlichen Berufsaus- 
übung notwendige Gegenstände und Werkzeuge 
sowie nicht der Zwangsvollstreckung unterlie- 
gende Gegenstände; 

b) bewegliche Güter, die nach Österreich verlagert 
worden sind, um sie den Kriegseinwirkungen 
zu entziehen. 

Artikel 10 

(1) übersteigt das Vermögen innerhalb keiner der bei- 
den Gruppen die Wertgrenze von S 260.000, so findet in 
jeder der beiden Gruppen eine Übertragung der gesam- 
ten Vermögenswerte statt. 

(2) übersteigt der Wert einer oder beider Gruppen die 
Wertgrenze von S 260.000, so werden aus einem solchen 
Vermögen Vermögensteile im Werte von insgesamt 
S 260.000 überfragen. Die Auswahl der zu übertragenden 
Vermögensteile wird tunlichst im Einvernehmen mit dem 
Begünstigten durch das österreichische Bundesministe- 
rium für Finanzen getroffen. 

Artikel 11 

(1) Das Vermögen wird mit allen Verbindlichkeiten, 
die zu dem Vermögen gehören, übertragen. Der Begün- 
stigte haftet jedoch für Verbindlichkeiten, die nach dem 
8. Mai 1945 entstanden sind und nicht von ihm oder 
einem von ihm bestellten Vertreter eingegangen worden 
sind, nur bis zum Wert des übertragenen Vermögens. 
Das gleiche gilt für Abgaben und Beiträge an Körper- 
schaften und Fonds des öffentlichen Rechts, die nach 
dem 8. Mai 1945 entstanden sind und zu dem übertrage- 
nen Vermögen gehören. 

(2) Wird einer natürlichen Person Vermögen nur teil- 
weise übertragen, so sind die zu dem Vermögen gehöri- 
gen Verbindlichkeiten angemessen aufzuteilen; hierbei 
ist das Verhältnis des Wertes des übertragenen Ver- 
mögens zu dem Wert des nicht übertragenen Vermögens 
zu berücksichtigen. 
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Artikel 12 

Die Vermögenswerte werden in dem Zustand übertra- 
gen, in dem sie sich im Zeitpunkte der Einräumung der 
tatsächlichen Verfügungsgewalt befinden. Ansprüche aus 
Schäden, Verlusten und sonstigen Veränderungen an die- 
sem Vermögen, die durch Handlungen oder Unterlassun- 
gen von Organen der Republik Österreich, öffentlichen 
oder sonstigen Verwaltern oder von Streitkräften oder 
Organen einer Besatzungsmacht oder durch Kapitalerhö- 
hungen, Kapitalherabsetzungen, den Ausschluß von Be- 
zugsrechten oder durch die Nichtausübung von Bezugs- 
rechten verursacht worden sind, können nicht geltend 
gemacht werden. 

Artikel 13 

Ist ein Vermögen, das nach den vorangegangenen Be- 
stimmungen übertragen werden könnte, vor Inkrafttre- 
ten dieses Vertrages veräußert worden, so wird dem Be- 
günstigten der Veräußerungserlös oder das an Stelle des 
veräußerten Vermögens angeschaffte Ersatzvermögen 
übertragen, soweit sich der Veräußerungserlös oder das 
Ersatzvermögen in der Verfügungsgewalt der Republik 
Österreich befinden. Entsprechendes gilt für sonstige 
Vermögenswerte, die an die Stelle des ursprünglich vor- 
handenen Vermögens getreten sind. 


2. ABSCHNITT 
Verfahren 
Artikel 14 

(1) Das Begehren auf Übertragung von Vermögen (Ar- 
tikel 1) ist an das österreichische Bundesministerium für 
Finanzen zu richten. 

(2) Wer ein Begehren stellt, hat diesem beizufügen: 

a) einen Nachweis über die Staatsangehörigkeit 
(Artikel 3), 

b) Angaben über den Wohnsitz am Tage der An- 
bringung des Begehrens und über den Wohn- 
sitz am 8. Mai 1945, falls dieser damals im Ge- 
biete der Republik Österreich gelegen war, 

c) eine Erklärung über sein gesamtes am 8. Mai 
1945 in Österreich gelegenes Vermögen, soweit 
es auch am 27. Juli 1955 in Österreich vorhan- 
den war, 

d) für das in Buchstabe c bezeichnete Vermögen 
Angaben über die nach den Bestimmungen die- 
ses Vertrages maßgebenden Werte und etwa 
hierüber vorhandene Unterlagen, 

e) im Falle einer Rechtsnachfolge von Todes wegen 
die zu deren Nachweis erforderlichen amtlichen 
Urkunden. 

Können die hiernach erforderlichen Nachweise oder 
Urkunden infolge eines unverschuldeten Hindernisses 
nicht beigelegt werden, so können sie noch innerhalb 
angemessener Frist nach Wegfall des Hindernisses nach- 
gebracht werden. 

(3) Sind die Angaben in dem Begehren für eine Be- 
urteilung unzureichend, so kann das österreichische Bun- 
desministerium für Finanzen die Ausfüllung eines von 
ihm aufgelegten Formblatts verlangen. 

Artikel 15 

(1) Treffen die Voraussetzungen für die Übertragung 
zu, so hat das österreichische Bundesministerium für 
Finanzen eine Amtsbestätigung auszustellen und diese 
dem Begünstigten gegen Nachweis zu übermitteln. 


(2) Durch die Amtsbestätigung wird festgestellt, daß 
für das darin verzeichnete Vermögen die Voraussetzun- 
gen für eine Übertragung gemäß Artikel 1 erfüllt sind. 
Rechte Dritter werden durch die Amtsbestätigung nicht 
berührt. 

(3) Wer auf Grund eines nach Teil I übertragenen 
Rechtes in Anspruch genommen wird, kann zum Nach- 
weis der Berechtigung die Vorlage der Amtsbestätigung 
in Urschrift oder in öffentlich beglaubigter Abschrift ver- 
langen. 

(4) Die Amtsbestätigung gilt als öffentliche Urkunde 
gemäß § 33 des österreichischen Grundbuchgesetzes 1955. 

Artikel 16 

Ist eine Amtsbestätigung ausgestellt, so sind Sperr- 
oder Verwaltungsmaßnahmen, die deswegen verhängt 
wurden, weil das in der Amtsbestätigung verzeichnete 
Vermögen am 8. Mai 1945 einem deutschen Staatsange- 
hörigen zustand, unverzüglich aufzuheben. 

Artikel 17 

(1) Soweit das österreichische Bundesministerium für 
Finanzen die Voraussetzungen für die begehrte Über- 
tragung nicht für gegeben hält, teilt es dies demjenigen, 
der das Begehren gestellt hat, gegen Empfangsnachweis 
mit; es hat ihn vor Abgabe der Erklärung zu hören. In 
der Mitteilung sind die Gründe anzuführen, die das 
österreichische Bundesministerium für Finanzen zu sei- 
ner Erklärung bewogen haben; ferner ist ein Hinweis 
auf die Frist des Absatzes 2 aufzunehmen. 

(2) Eine Anrufung des Schlichtungsausschusses (Ar- 
tikel 98) durch den Betroffenen ist nur innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Empfang der Mitteilung 
zulässig. 

Artikel 18 

(1) Begehren gemäß Artikel 14 können nur innerhalb 
einer Frist von einem Jahr nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages gestellt werden. 

(2) Bei unverschuldeter Versäumnis der Frist (Absatz 1) 
kann das Begehren innerhalb einer weiteren Frist von 
zwei Jahren nachgeholt werden. Ist im Zeitpunkt der 
Einbringung des Begehrens das Vermögen verwertet 
worden, so tritt an die Stelle des Vermögens der Ver- 
wertungserlös. 

Artikel 19 

(1) Das österreichische Bundesministerium für Finanzen 
kann den zur Stellung eines Begehrens Berechtigten 
schriftlich gegen Empfangsnachweis auffordern, inner- 
halb einer Frist von drei Monaten ein Begehren gemäß 
Artikel 14 zu stellen. Der Empfänger dieser Aufforde- 
rung kann einen Antrag auf Übertragung nur innerhalb 
der vorgenannten Frist stellen; hierauf ist in der Auf- 
forderung ausdrücklich hinzuweisen. 

(2) Kann die Aufforderung (Absatz 1) nicht übermit- 
telt werden, so gibt das österreichische Bundesministe- 
rium für Finanzen dem Vorsitzenden der deutschen De- 
legation der Ständigen Kommission (Artikel 92) in Wien 
hiervon Nachricht. Dieser wird innerhalb einer Frist von 
drei Monaten dem österreichischen Bundesministerium 
für Finanzen mitteilen, ob er den Empfangsberechtigten 
ermitteln konnte. 

(3) Konnte der Empfangsberechtigte nicht ermittelt 
werden, so steht es dem österreichischen Bundesministe- 
rium für Finanzen frei, das Vermögen zu verwerten. 
Stellt der Empfänger der Aufforderung innerhalb der 
im Artikel 18 Abs. 1 bestimmten Frist ein Begehren (Ar- 
tikel 14), so tritt an die Stelle des Vermögens der Ver- 
wertungserlös. Die Bestimmung des Artikels 18 Abs. 2 
gilt auch in diesem Falle. 
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3. ABSCHNITT 

Erzieherischen, kulturellen, karitativen oder 
religiösen Zwecken dienende Vermögenschaften 

Artikel 20 

Vermögenschaften, die am 8. Mai 1945 erzieherischen, 
kulturellen, karitativen oder religiösen Zwecken dienten 
und die durch die Bestimmungen des Artikels 22 Staats- 
vertrag auf die Republik Österreich übertragen wurden, 
werden ohne Rücksicht auf den Wert der Vermögen- 
Schäften und ohne Rücksicht darauf, ob sie am 8. Mai 1945 
im Eigentum einer natürlichen oder einer juristischen 
Person standen, in sinngemäßer Anwendung der Bestim- 
mungen des 1. und 2. Abschnittes mit Wirkung vom Tage 
des Inkrafttretens dieses Vertrages übertragen. 


TEIL II 

Bestimmungen über die Geltendmachung von 
Forderungen 

1. ABSCHNITT 

Forderungen österreichischer Staatsangehöriger 

Artikel 21 

Von Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag sind nur solche 
Forderungen betroffen, die sowohl am 8. Mai 1945 als 
auch am 27. Juli 1955 einem Österreichischen Staatsange- 
hörigen zustanden. 

Artikel 22 

(1) Eine nicht in einer Schuldverschreibung verbriefte 
Forderung gegen einen privaten deutschen Schuldner ist 
im Sinne des Artikels 23 Abs. 3 Staatsvertrag als gere- 
gelt anzusehen, wenn nach dem 8. Mai 1945 und vor dem 
27. Juli 1955 eine der nachstehend bezeichneten Voraus- 
setzungen eingetreten ist: 

a) wenn durch Vereinbarung zwischen Gläubiger 
und Schuldner Zahlungs- oder sonstige Bedin- 
gungen für die Forderung festgesetzt worden 
sind; 

b) wenn durch gerichtliche oder schiedsgerichtliche 
Entscheidung Zahlungs- oder sonstige Bedingun- 
gen für die Forderung festgesetzt worden sind; 

c) wenn die Forderung teilweise beglichen oder 
durch Aufrechnung oder in sonstiger Weise er- 
füllt worden ist; 

d) wenn Zinsen auf die Forderung gezahlt oder 
gutgeschrieben worden sind; 

e) wenn und soweit in bezug auf die Forderung 
ein Feststellungs- oder Leistungsurteil gegen 
den Schuldner ergangen ist; 

f) wenn und soweit ein Streit über das Bestehen 
oder die Höhe einer Forderung durch Vergleich 
zwischen Gläubiger und Schuldner erledigt wor- 
den ist; 

g) wenn und soweit der Schuldner die Forderung 
anerkannt hat; 

h) wenn und soweit der Schuldner auf eine schrift- 
liche Zahlungsaufforderung des Gläubigers die 
Erfüllung lediglich unter Berufung auf ein nicht 
im bürgerlichen Recht begründetes Leistungs- 
hindernis verweigert oder gegen das Bestehen 
der Forderung keine oder keine bürgerlich-recht- 
lich begründeten Einwendungen erhoben hat. 

(2) Hatte ein Gläubiger mit Rücksicht auf die Vor- 
schriften über die Hemmung von Verjährungsfristen 
Maßnahmen unterlassen, die zu einer Regelung im Sinne 
des Absatzes 1 hätten führen können, so gilt eine solche 


Regelung, die nach dem 26. Juli 1955, aber bis zum In- 
krafttreten dieses Vertrages zustande gekommen ist, als 
rechtzeitig erfolgt. 

(3) Bei der Anwendung der Absätze 1 und 2 stehen 
den privaten deutschen Schuldnern Gemeinden und an- 
dere kommunale Körperschaften im Gebiete der Bundes- 
republik Deutschland gleich. 

Artikel 23 

(1) Durch die Bestimmungen des Artikels 22 werden 
Einwendungen, die dem Schuldner nach allgemeinem 
Recht gegen die Forderung allenfalls zustehen, nicht be- 
rührt. 

(2) Was zur Erfüllung einer Forderung geleistet wor- 
den ist, kann nicht mit der Begründung zurückgefordert 
werden, daß die Forderung unter Artikel 23 Abs. 3 Staats- 
vertrag gefallen wäre. 

2. ABSCHNITT 

Verbindlichkeiten deutscher Schuldner 

Artikel 24 

(1) Das durch den Staatsvertrag übertragene Vermögen 
einer deutschen natürlichen oder juristischen Person ist 
jeweils als ein Sondervermögen der Republik Österreich 
anzusehen. Zu dem Sondervermögen gehört auch alles, 
was auf Grund eines zu dem Sondervermögen gehören- 
den Rechts oder durch ein Rechtsgeschäft, das sich auf 
das Sondervermögen bezieht, oder als Ersatz für ein zum 
Sondervermögen gehörendes Recht erworben worden ist 
oder erworben wird. Die Republik Österreich haftet mit 
dem Sondervermögen für die Verbindlichkeiten, die zu 
dem Sondervermögen gehören. 

(2) Als Verbindlichkeiten, die im Sinne des Absatzes 1 
zu dem Sondervermögen gehören, sind insbesondere an- 
zusehen: 

a) Verbindlichkeiten, die im österreichischen Ge- 
schäftsbetrieb des Schuldners begründet worden 
sind; 

b) Verbindlichkeiten, die außerhalb des österrei- 
chischen Geschäftsbetriebes des Schuldners be- 
gründet worden sind, sofern ihr Gegenwert dem 
das Sondervermögen bildenden Vermögen zuge- 
flossen ist. 

(3) Die Bestimmung des Absatzes 1 Satz 3 ist auf Ver- 
bindlichkeiten, die gemäß dem 1. Abschnitt des Teiles III 
als geregelt gelten, und auf Verbindlichkeiten aus priva- 
ten Versicherungsverträgen, Rückversicherungsverträgen 
und Bausparverträgen nicht anzuwenden. 

Artikel 25 

(1) Die Haftung der Republik Österreich entfällt bei 
Verbindlichkeiten, die zu einem vollständig übertrage- 
nen Vermögen gehören (Artikel 11 Abs. 1) oder die auf 
Grund einer Aufteilung gemäß Artikel 11 Abs, 2 von dem 
Begünstigten zu tragen sind. 

(2) Aus Verbindlichkeiten, die nach dem 8. Mai 1945 
ohne Mitwirkung des deutschen Schuldners begründet 
worden sind, kann dieser, soweit nicht Artikel 11 An- 
wendung findet, persönlich nicht in Anspruch genom- 
men werden. 

Artikel 26 

(1) Der deutsche Schuldner kann den Gläubiger wegen 
einer Verbindlichkeit, welche nur kraft einer Regelung 
gemäß Artikel 22 gegen ihn geltend gemacht werden 
kann und für welche die Republik Österreich gemäß Ar- 
tikel 24 mit einem Sondervermögen haftet, auf die Be- 
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friedigung aus dem Sondervermögen verweisen. Er kann 
im Falle der Verweisung wegen einer solchen Verbind- 
lichkeit persönlich nur insoweit in Anspruch genommen 
werden, als das Sondervermögen zur Befriedigung des 
Gläubigers nicht ausgereicht hat oder offenbar nicht aus- 
reicht. Satz 1 gilt nicht für die in Artikel 24 Abs. 3 ge- 
nannten Verbindlichkeiten. 

(2 Hat ein deutscher Schuldner eine Verbindlichkeit, 
welche nur kraft einer Regelung gemäß Artikel 22 gegen 
ihn geltend gemacht werden kann und für welche die 
Republik Österreich gemäß Artikel 24 mit einem Sonder- 
vermögen haftet, nach dem Inkrafttreten dieses Vertra- 
ges, jedoch vor Ablauf der in Artikel 27 Abs. 2 festge- 
setzten Frist erfüllt, so gilt die Forderung des Gläubigers 
insoweit als mit der Erfüllung auf ihn übergegangen. 
Der deutsche Schuldner kann jedoch die auf ihn über- 
gegangene Forderung nur geltend machen, wenn er sie 
innerhalb einer Frist von drei Monaten seit der Erfüllung 
beim österreichischen Bundesministerium für Finanzen 
oder bei dem für das Sondervermögen bestellten Ver- 
walter schriftlich anmeldet. 

Artikel 27 

(1) Forderungen, die nur kraft einer Regelung gemäß 
Artikel 22 geltend gemacht werden können, erlöschen, 
wenn der Gläubiger nicht innerhalb von sechs Monaten 
seit dem Inkrafttreten dieses Vertrages den Schuldner 
schriftlich zur Leistung auffordert. Zur Wahrung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung. 

(2) Der Schuldner, dem eine Leistungsaufforderung nach 
Absatz 1 zugekommen ist, wird mit seinen Einwen- 
dungen gegen die Forderung ausgeschlossen, wenn und 
insoweit er diese nicht innerhalb von drei Monaten seit 
Erhalt der Leistungsaufforderung dem Gläubiger schrift- 
lich bekanntgibt; dies gilt auch für eine Verweisung des 
Gläubigers auf die Befriedigung aus dein Sondervermö- 
gen gemäß Artikel 26 Abs. 1. Zur Wahrung der Frist ge- 
nügt die rechtzeitige Absendung. Bei einer Verweisung 
auf die Befriedigung aus dem Sondervermögen soll der 
Schuldner dem Gläubiger die zur Feststellung des Son- 
dervermögens erforderlichen Angaben machen. 

(3) Ist der Gläubiger rechtzeitig auf die Befriedigung 
aus dem Sondervermögen verwiesen worden, so erlischt 
die Haftung der Republik Österreich, wenn er nicht die 
Forderung innerhalb von drei Monaten seit Erhalt der 
Bekanntgabe gemäß Absatz 2 bei dem österreichischen 
Bundesministerium für Finanzen oder bei einem für das 
Sondervermögen bestellten öffentlichen Verwalter schrift- 
lich anmeldet oder nachweislich bereits früher beim öffent- 
lichen Verwalter angemeldet oder geltend gemacht hat. 

(4) Kann der österreichische Gläubiger wegen einer 
Forderung, für die gemäß Artikel 24 die Republik Öster- 
reich mit einem Sondervermögen haftet, infolge Versäu- 
mung der Frist nach Absatz 3 aus dem Sondervermögen 
nicht befriedigt werden, so ist der deutsche Schuldner 
insoweit von der Verbindlichkeit befreit, als der öster- 
reichische Gläubiger bei Wahrung der Frist aus dem 
Sondervermögen hätte befriedigt werden können. 

TEIL III 

Besondere Bestimmungen 

1. ABSCHNITT 

Kreditinstitute und Wertpapiere 

Artikel 28 

(1) Reichsmarkguthaben österreichischer Staatsange- 
höriger, die am 8. Mai 1945 bei einer westdeutschen Nie- 
derlassung eines Geldinstitutes oder einer Berliner Nie- 
derlassung eines Kreditinstitutes bestanden und auf die 
die Sonderbestimmungen der Gesetze zur Neuordnung 


des Geldwesens im Währungsgebiet der Deutschen Mark 
(West) anzuwenden sind, gelten als geregelt im Sinne 
des Artikels 23 Abs. 3 Staatsvertrag. 

(2) Eine auf Artikel 5 Abs. 4 des Abkommens vom 
27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden oder 
auf Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag gestützte Mitteilung 
im Sinne von § 21 Umstellungsergänzungsgesetz oder 
eine hierauf gestützte gerichtliche Entscheidung im Sinne 
von § 25 Umstellungsergänzungsgesetz steht einer er- 
neuten Anmeldung nach § 12 Umstellungsergänzungs- 
gesetz innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages nicht entgegen. 

(3) Wurde im Hinblick auf Artikel 5 Abs. 4 des Ab- 
kommens vom 27. Februar 1953 über deutsche Auslands- 
schulden oder auf Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag eine 
Anmeldung nach § 12 Umstellungsergänzungsgesetz un- 
terlassen, so ist die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gemäß § 14 Umstellungsergänzungsgesetz zu ge- 
währen. 

Artikel 29 

Verrechnungssalden zwischen Niederlassungen ein und 
desselben Kreditinstitutes sind keine Verbindlichkeiten 
und keine Forderungen. 

Artikel 30 

(1) Zur Feststellung, ob und in welcher Höhe eine 
Reichsmarkverbindlichkeit eines deutschen Geld- oder 
Kreditinstitutes nach Artikel 28 besteht, können Gut- 
haben eines österreichischen Staatsangehörigen bei einer 
westdeutschen Niederlassung eines Geldinstitutes oder 
einer Berliner Niederlassung eines Kreditinstitutes mit 
den Kontokorrentverbindlichkeiten desselben Österreichi- 
schen Staatsangehörigen, die im Geschäftsbetrieb einer 
westdeutschen oder Berliner Niederlassung desselben In- 
stitutes begründet sind, in Reichsmark mit Wirkung vom 
8. Mai 1945 verrechnet werden. Dabei werden die Ver- 
bindlichkeiten und Forderungen der westdeutschen und 
der Berliner Niederlassungen zunächst gesondert ver- 
rechnet und dann saldiert. 

(2) Soweit eine Verrechnung bei Inkrafttreten dieses 
Vertrages bereits durchgeführt ist, wird sie durch die 
vorstehenden Bestimmungen nicht berührt. 

(3) Die Deutsche Bank, die Dresdner Bank und die 
Commerzbank gelten jeweils mit ihren Nachfolgeinsti- 
tuten für die Verrechnung als einheitliche Kreditinstitute. 

Artikel 31 

(1) Die Deutsche Girozentrale — Deutsche Kommunal- 
bank — , Berlin, wird auf ihre sich zum 1. Januar 1953 
aus der Umwandlung in Deutsche Mark gegenüber der 
Girozentrale der österreichischen Sparkassen, Wien, unter 
Berücksichtigung von Artikel 28 ergebende Verbindlich- 
keit denjenigen Betrag anrechnen, der dem Freiverkehrs- 
kurs der österreichischen 2°/oigen Bundesschuldverschrei- 
bungen 1947 an der Wiener Börse am 31. Dezember 1956 
entspricht (zuzüglich der seit Ausgabe bis zum Tage der 
Anrechnung fällig gewordenen Zinsen), welche auf die 
bei österreichischen Kreditinstituten, auf die die Vor- 
schriften des Kreditwesengesetzes uneingeschränkt An- 
wendung finden, am 8. Mai 1945 bestandenen Reichs- 
markguthaben einer westdeutschen Niederlassung eines 
Geldinstitutes oder einer Berliner Niederlassung eines 
Kreditinstitutes auf Grund des österreichischen Wäh- 
rungsschutzgesetzes entfallen. 

(2) Die Deutsche Girozentrale handelt hierbei für Rech- 
nung der deutschen Institute. 

(3) Der Abrechnung ist der Kurs zugrunde zu legen, 
der durch die Paritäten bestimmt wird, die am Tage des 
Inkrafttretens dieses Vertrages mit dem Internationalen 
Währungsfonds vereinbart sind. 
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(4) Die Bestimmungen des Artikels 30 sind vor der 
Anrechnung nach den Absätzen 1 bis 3 entsprechend an- 
zuwenden. 

Artikel 32 

(1) Bis zum 8. Mai 1945 erteilte bankgeschäftliche Auf- 
träge zur Überweisung von Reichsmarkbeträgen von 
einem Konto bei einem Kreditinstitut in Österreich auf 
ein Konto bei einem Kreditinstitut im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland oder im Land Berlin oder umge- 
kehrt, die nicht vollständig durchgeführt worden sind 
(steckengebliebene Überweisungen), werden auftragsge- 
mäß durchgebucht, wenn bis zum 8. Mai 1945 das letzte 
im Staatsgebiet des Auftraggebers an dem Überwei- 
sungsvorgang beteiligte Kreditinstitut (Niederlassung) 
das erste im Staatsgebiet des Empfängers beteiligte Kre- 
ditinstitut (Niederlassung) mit dem Uberweisungsbetrag 
erkannt oder das erste im Staatsgebiet des Empfängers 
beteiligte Kreditinstitut (Niederlassung) das letzte im 
Staatsgebiet des Auftraggebers beteiligte Kreditinstitut 
(Niederlassung) mit dem Überweisungsbetrag belastet hat. 

(2) Wenn bis zum 8. Mai 1945 ein bankgeschäftlicher 
Auftrag erteilt worden ist, Schecks, Wechsel, fällige Zins- 
und Dividendenscheine und andere Wertpapiere einzu- 
ziehen, und die Papiere zu Lasten des Verpflichteten ein- 
gelöst worden sind, der Einlösungsbetrag aber dem Vor- 
leger der Papiere nicht mehr gutgeschrieben worden ist, 
wird der Einlösungsbetrag nach den Vorschriften des Ab- 
satzes 1 über steckengebliebene Überweisungen in Reichs- 
mark durchgebucht, wenn bis zum 8. Mai 1945 das letzte 
im Staatsgebiet des Verpflichteten an dem Inkasso-Auf- 
trag beteiligte Kreditinstitut (Niederlassung) das erste 
im Staatsgebiet des Empfängers beteiligte Kreditinstitut 
(Niederlassung) mit dem Einlösungsbetrag ohne Vorbe- 
halt erkannt hat. 

(3) Unter Kreditinstituten im Sinne der Absätze 1 und 2 
sind Kreditinstitute zu verstehen, auf die die Vorschrif- 
ten der Kreditwesengesetze uneingeschränkt Anwendung 
finden. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind auch anzuwenden, wenn 
eine Reichsbankanstalt bei einer Überweisung als Zwi- 
schenstelle beteiligt war. 

Artikel 33 

Forderungen aus Wertpapieren deutscher Aussteller 
gelten als geregelt, wenn die Wertpapierart nach den 
Wertpapierbereinigungsgesetzen der Bundesrepublik 
Deutschland oder des Landes Berlin vor dem Inkrafttre- 
ten des Staatsvertrages zur Wertpapierbereinigung auf- 
gerufen wurde und entweder 

a) das Recht im Bereinigungsverfahren anerkannt ist 
oder wird oder 

b) Ansprüche aus einem in Kraft gebliebenen Wert- 
papier nach den einschlägigen Bestimmungen gel- 
tend gemacht werden können. 

Artikel 34 

(1) Deckungswerte, die am 8. Mai 1945 für unter die 
westdeutsche oder Berliner Wertpapierbereinigung fal- 
lende Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibungen 
deutscher Emissionsinstitute nach dem Hypothekenbank- 
gesetz oder anderen einschlägigen gesetzlichen Bestim- 
mungen in einem Deckungsregister eingetragen waren, 
werden den deutschen Emissionsinstituten zur Verfügung 
gestellt. 

(2) Dies gilt sinngemäß für Vermögenswerte, die an 
Stelle der Deckungswerte getreten sind und sich in der 
Verfügungsgewalt der Republik Österreich befinden (Er- 
satzwerte). 


(3) Das Emissionsinstitut hat seine Deckungswerte dem 
österreichischen Bundesministerium für Finanzen bei son- 
stigem Ausschluß binnen sechs Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Vertrages mitzuteilen. Bei unverschuldeter 
Versäumnis dieser Frist kann die Mitteilung unter Dar- 
legung der Gründe spätestens innerhalb weiterer 18 Mo- 
nate nachgeholt werden, 

(4) Soweit sich die Eigenschaft als Deckungswert nicht 
aus dem im Grundbuch eingetragenen Kautionsband er- 
gibt, ist eine Bestätigung der zuständigen deutschen Auf- 
sichtsbehörde über die Eigenschaft als Deckungswert 
beizubringen. 

(5) Wird eine Zurverfügungstellung der Deckungs- oder 
Ersatzwerte ganz oder teilweise abgelehnt, so ist dies 
dem Emissionsinstitut unter Angabe der Gründe gegen 
Empfangsnachweis mitzuteilen. Das Emissionsinstitut kann 
innerhalb von drei Monaten nach Empfang der Ableh- 
nung den Schlichtungsausschuß (Artikel 98) anrufen. 

(6) Die Vorschriften des Artikels 2 Satz 1, des Ar- 
tikels 11 Abs. 1, der Artikel 12, 15, 16 und des Artikels 25 
Abs. 1 gelten entsprechend. 

(7) Die Beschränkung des Zinssatzes nach Artikel 89 
ist auf die hier behandelten Deckungswerte nicht anzu- 
wenden. Ist eine Zinserhöhung für den Fall des Verzuges 
vereinbart, so kann sie nur auf Grund eines Verzuges, 
der drei Monate nach Zurverfügungstellung des Dek- 
kungswertes eingetreten ist, geltend gemacht werden. 

Artikel 35 

Werden im Grundbuch pfandrechtlich sichergestellte 
Schuldverschreibungen, die vor dem 8. Mai 1945 von 
einem österreichischen Schuldner ausgegeben wurden und 
darauf entfallende Zinsen teilweise umgeschuldet, so 
dient das Pfandrecht auch zur Sicherung der Ansprüche 
aus den Umschuldungs-Schuldverschreibungen samt Zin- 
sen. 

Artikel 36 

Die Bank der Deutschen Luftfahrt Aktiengesellschaft 
i. L., Bonn, kann gegen österreichische Schuldner, und 
österreichische Gläubiger können gegen diese Bank For- 
derungen nicht geltend machen. Forderungen österreichi- 
scher Gläubiger aus Wechseln, welche die Bank der 
Deutschen Luftfahrt Aktiengesellschaft ausgestellt oder 
mit ihrem Indossament versehen hat, können nicht gegen 
Wechselverpflichtete im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland oder im Land Berlin geltend gemacht wer- 
den. Bereits mit österreichischen Gläubigern getroffene 
Vereinbarungen über die Bezahlung solcher Wechsel blei- 
ben unberührt. 

Artikel 37 

Diejenigen bankgeschäftlichen Verbindlichkeiten deut- 
scher Kreditinstitute (Artikel 32 Abs. 3) gegenüber öster- 
reichischen Gläubigern, die in diesem Abschnitt nicht be- 
handelt sind, gelten als nicht geregelt. Entsprechendes 
gilt für die bankgeschäftlichen Verbindlichkeiten der 
Deutschen Reichsbank, der Postscheck- und Postsparkas- 
senämter und der Deutschen Golddiskontbank. 

Artikel 38 

(1) Binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Ver- 
trages sind dem österreichischen Bundesministerium für 
Finanzen bereinigte Wertpapiere, die durch oder für 
deutsche Personen angemeldet wurden, sowie auf deut- 
sche Anmelder im Bereinigungs- oder Nachzüglerverfah- 
ren entfallende Erlöse unter Angabe, ob sie ohne Rück- 
sicht auf ihre Übertragung durch den Staatsvertrag Eigen- 
tum einer deutschen natürlichen oder deutschen juristi- 
schen Person wären, durch die verwahrende österreichi- 
sche Kreditunternehmung bekanntzugeben. 
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(2) Im Zweifelsfall entscheidet die Prüfstelle darüber, 
ob der Anmelder eine deutsche natürliche oder deutsche 
juristische Person ist. Bescheide der Prüfstelle treten 
außer Kraft, wenn binnen sechs Wochen nach Zustellung 
die Entscheidung des Handelsgerichtes Wien beantragt 
wird. 

Artikel 39 

über Anmeldungen von Wertpapieren im Bereinigungs- 
und Nachzüglerverfahren durch oder für deutsche natür- 
liche Personen ist ohne Rücksicht auf die Übertragung 
durch den Staatsvertrag zu entscheiden. 

Artikel 40 

Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibungen, die 
ohne Rücksicht auf ihre Übertragung durch den Staats- 
vertrag im Eigentum deutscher natürlicher Personen 
stünden, sind binnen 18 Monaten nach Inkrafttreten der 
gemäß Artikel 44 erlassenen Durchführungsbestimmungen 
bei der Prüfstelle anzumelden. Die Prüfstelle entscheidet 
über die Anmeldungen unter sinngemäßer Anwendung 
der Grundsätze der österreichischen Wertpapierbereini- 
gung. In Verlust geratene Stücke bedürfen der Kraftlos- 
erklärung im gerichtlichen Verfahren. 

Artikel 41 

Aus dem Ausland nach Österreich zurückgeführte, der 
österreichischen Nationalbank in Verwahrung gegebene 
und von dieser angemeldete bereinigte Wertpapiere, die 
ohne Rücksicht auf ihre Übertragung durch den Staats- 
vertrag im Eigentum deutscher natürlicher Personen 
stünden, können von diesen binnen einem Jahr nach 
Inkrafttreten der gemäß Artikel 44 erlassenen Durch- 
führungsbestimmungen bei der österreichischen National- 
bank angemeldet werden. Die Prüfstelle entscheidet über 
diese Anmeldungen unter sinngemäßer Anwendung der 
Grundsätze der österreichischen Wertpapierbereinigung. 

Artikel 42 

Nicht erloschene Wertpapiere, die der österreichischen 
Auslandstitel-Bereinigung unterliegen und die ohne Rück- 
sicht auf ihre Übertragung durch den Staatsvertrag im 
Eigentum deutscher natürlicher Personen stünden, können 
binnen 18 Monaten nach Inkrafttreten der gemäß Arti- 
kel 44 erlassenen Durchführungsbestimmungen bei der 
österreichischen Nationalbank angemeldet werden. Die 
Prüfstelle entscheidet über diese Anmeldungen unter 
sinngemäßer Anwendung der Grundsätze der österreichi- 
schen Wertpapier-Bereinigung. 

Artikel 43 

(1) Voraussetzung für die Übertragung von Wert- 
papieren gemäß Artikel 1 ist, 

a) daß ein Wertpapier, sofern es zu einer auf 
Grund der österreichischen Bestimmungen über 
die Wertpapierbereinigung zur Bereinigung auf- 
gerufenen Wertpapierart gehört, in diesem Ver- 
fahren bereinigt oder seine Anmeldung im Nach- 
züglerverfahren anerkannt worden ist und, wenn 
es sich um ein in Artikel 41 bezeichnetes Wert- 
papier handelt, auch seine Anmeldung in dem 
Verfahren gemäß Artikel 41 anerkannt worden 
ist, oder 

b) daß ein Wertpapier zu einer Wertpapierart ge- 
hört, für die im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" 
kundgemacht worden ist, daß sie zur Bereinigung 
nicht aufgerufen wird, oder 

c) daß die Anmeldung eines Wertpapiers in dem 
Verfahren nach Artikel 40 oder 42 anerkannt 
worden ist. 


In Verlust geratene Pfandbriefe und Kommunalschuld- 
verschreibungen werden erst übertragen, sobald der 
Kraftloserklärungsbeschluß rechtskräftig geworden ist. 

(2) Die Frist des Artikels 18 Abs. 1 beginnt, wenn die 
Voraussetzung des Absatzes 1 nach dem Inkrafttreten die- 
ses Vertrages eintritt, erst mit dem Eintritt dieser Voraus- 
setzung. Für die in den Artikeln 40 bis 42 bezeichneten 
Wertpapiere beginnt die Frist des Artikels 18 Abs. 1, 
falls der Anmelder die Entscheidung des Gerichtes nicht 
beantragt hat, sechs Wochen nach Zustellung des Be- 
scheides der Prüfstelle, andernfalls mit der Zustellung 
der gerichtlichen Entscheidung, 

Artikel 44 

(1) Die gesetzlichen Bestimmungen, die zur Durchfüh- 
rung der in den Artikeln 38 bis 43 festgelegten Grund- 
sätze erforderlich sind, werden von der Republik Öster- 
reich in angemessener Frist erlassen werden. 

(2) Für das in den Artikeln 38 bis 43 vorgesehene Ver- 
fahren sind die Bestimmungen der Artikel 99 bis 116 
nicht anwendbar. 

2. ABSCHNITT 

Versicherungsunternehmen und Bausparkassen 

1. Unterabschnitt 
Versicherungsrechtliche Bestimmungen 

Artikel 45 

Die Bestimmungen des Artikels 23 Abs. 3 Staatsvertrag 
finden auf dem Gebiete der privaten Versicherungsver- 
träge und Rückversicherungsverträge keine Anwendung. 

Artikel 46 

Durch die Bestimmungen der Artikel 47 bis 50 werden 
folgende Versicherungsbestände deutscher Versicherungs- 
unternehmungen geregelt: 

a) Versicherungsverträge, die von den öffentlichen 
Verwaltern der in Anlage 1 verzeichneten deutschen 
Versicherungsunternehmungen zum Stichtag 1. Ja- 
nuar 1956 verwaltet oder seit diesem Zeitpunkt neu 
abgeschlossen worden sind; 

b) in der Lebensversicherung zwischen dem 13. März 
1938 und dem 8. Mai 1945 abgeschlossene Verträge, 
bei denen der Versicherungsnehmer (bei Gruppen- 
versicherungsverträgen der Begünstigte, der ein 
Recht aus dem Vertrag erworben hat), sowohl bei 
Vertragsabschluß als auch am 1. Januar 1956 seinen 
Wohnsitz in Österreich gehabt hat, soweit solche 
Verträge nicht unter Buchstabe a fallen. Für den 
Stichtag 1. Januar 1956 ist nach Eintritt des Ver- 
sicherungsfalles an Stelle des Wohnsitzes des Ver- 
sicherungsnehmers der Wohnsitz des Begünstigten 
maßgebend. Es wird vermutet, daß der im Versiche- 
rungsvertrag angegebene Wohnort der Wohnsitz 
des Versicherungsnehmers bei Vertragsabschluß 
war. 

Artikel 47 

(1) Ansprüche aus den in Artikel 46 Buchstabe a an- 
geführten Versicherungsverträgen sind vom öffentlichen 
Verwalter nach österreichischem Recht zu erfüllen, soweit 
sie nach dem bei Inkrafttreten dieses Vertrages gelten- 
den Recht begründet sind; die Verbindlichkeit trifft je- 
doch die Versicherungsunternehmung, wenn deren Zulas- 
sung zum Geschäftsbetrieb in Österreich bestätigt wird. 

(2) Ansprüche aus den in Artikel 46 Buchstabe b an- 
geführten Versicherungsverträgen sind von den Zentra- 
len der deutschen Versicherungsunternehmungen nach 
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deutschem Recht zu erfüllen, soweit sie nach dem bei 
Inkrafttreten dieses Vertrages geltenden Recht begründet 
sind. Jedoch dürfen österreichische Staatsangehörige nicht 
ungünstiger gestellt werden als andere nichtdeutsche 
Staatsangehörige, denen in der Lebensversicherung 
Ansprüche aus vor dem 8. Mai 1945 abgeschlossenen, auf 
Reichsmark lautenden Verträgen zustehen und die am 
1. Januar 1956 ihren Wohnsitz außerhalb der Bundes- 
republik Deutschland oder des Landes Berlin gehabt 
haben. 

Artikel 48 

Ansprüche aus den in Artikel 46 Buchstabe b ange- 
führten Versicherungsverträgen können nur geltend ge- 
macht werden, wenn sie nach dem 1. Januar 1956, jedoch 
spätestens drei Monate nach Inkrafttreten dieses Ver- 
trages angemeldet worden sind. Das Nähere bestimmt 
ein Aufruf, dessen Form und Inhalt im Einvernehmen 
zwischen der österreichischen Versicherungsaufsichtsbe- 
hörde und dem Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen der Bundesrepublik Deutschland fest- 
gelegt wird. Dieser Aufruf ist unverzüglich nach Inkraft- 
treten dieses Vertrages im „Amtsblatt zur Wiener Zei- 
tung" und im „Bundesanzeiger der Bundesrepublik 
Deutschland" zu veröffentlichen. Die Anmeldepflicht 
entfällt bei Versicherungsverträgen, für die nach dem 
8. Mai 1945 von der deutschen Versicherungsunterneh- 
mung eine Leistung erbracht oder an sie eine Prämie 
entrichtet worden ist. 

Artikel 49 

Die in Artikel 47 Abs. 1 und 2 bezeichneten Ansprüche 
können nur gegen die im entsprechenden Absatz bezeich- 
neten Zahlungspflichtigen geltend gemacht werden. 

Artikel 50 

(1) Die in Anlage 1 verzeichneten Versicherungsunter- 
nehmungen werden im folgenden als Gruppe 1, andere 
deutsche Versicherungsunternehmungen als Gruppe 2 
bezeichnet. 

(2) Die Republik Österreich wird für die Gruppe 1 bis 
zur Höhe des Deckungserfordernisses der in Artikel 46 
Buchstaben a und b umschriebenen Versicherungsbestände 
dieser Gruppe Vermögenswerte aus den von Artikel 22 
Staatsvertrag betroffenen Deckungswerten dieser Gruppe 
zur Verfügung stellen; sie wird jenen Versicherungs- 
unternehmungen, deren Zulassung zum Geschäftsbetrieb 
in Österreich bestätigt wird, überdies die Bedeckung für 
Pensionen und sonstige den Filialbetrieb betreffende 
echte Verbindlichkeiten aus den Deckungswerten der 
Gruppe 1 zur Verfügung stellen. 

(3) Die Republik Österreich wird ferner für die Gruppe 2 
bis zur Höhe des Deckungserfordernisses der in Artikel 46 
Buchstabe b umschriebenen Versicherungsbestände dieser 
Gruppe Vermögenswerte aus den von Artikel 22 Staats- 
vertrag betroffenen Deckungswerten dieser Gruppe zur 
Verfügung stellen. 

(4) Die Verbindlichkeiten sind mit Wertstellung zum 
31. Dezember 1956 festzustellen. Bei der Bewertung von 
Vermögenswerten sind die tatsächlichen Wertverhältnisse 
am 31. Dezember 1956 zu berücksichtigen. Bei Versiche- 
rungsunternehmungen, deren Zulassung zum Geschäfts- 
betrieb in Österreich bestätigt wird, ist hierbei von den 
Ansätzen der unter Berücksichtigung brancheüblicher 
Grundsätze aufgestellten Bilanz zum 31. Dezember 1956 
auszugehen. 

(5) Anteilsrechte an österreichischen Versicherungs- 
unternehmungen und die nach dem 8. Mai 1945 an ihre 
Stelle getretenen Erlöse oder Surrogate gehören nicht zu 
den Deckungswerten der Gruppen 1 und 2. 

(6) Von der Zurverfügungstellung ausgeschlossen sind 
Deckungswerte, soweit sie zum „Sondervermögen Ernst 
Heinkel AG." gehören. 


(7) Die Beschränkung des Zinssatzes nach Artikel 89 
ist auf die gemäß den Absätzen 2 und 3 zur Verfügung 
zu stellenden Vermögenswerte nicht anzuwenden. Ist eine 
Zinserhöhung für den Fall des Verzuges vereinbart, so 
kann sie nur auf Grund eines Verzuges, der drei Monate 
nach Zurverfügungstellung des Deckungswertes einge- 
treten ist, geltend gemacht werden. Die in Artikel 89 
vorgesehene Beschränkung der Zinsen und Gewinnan- 
teile auf die Zeit ab 1. Januar 1953 findet nur auf Zinsen 
aus Schuldverschreibungen Anwendung. 

(8) Die Vorschriften des Artikels 1 Abs. 2 Buchstabe b, 
der Artikel 2, 11 bis 13, 15, 16 und des Artikels 25 Abs. 1 
gelten entsprechend. 

Artikel 51 

(1) Die Republik Österreich wird den deutschen Ver- 
sicherungs- und Rückversicherungsunternehmungen zur 
Regelung ihrer Verpflichtungen (Passivsalden) gegenüber 
österreichischen Versicherungs- und Rückversicherungs- 
unternehmungen aus dem gegenseitigen Rückversiche- 
rungs- und Retrozessionsverkehr vor dem 8. Mai 1945 
zur Verfügung stellen: 

a) die Guthaben (Aktivsalden) aus dem gegenseiti- 
gen Rückversicherungs- und Retrozessionsverkehr 
vor dem 8. Mai 1945, 

b) den deutschen Rückversicherungsunternehmun- 
gen überdies die sonstigen von Artikel 22 Staats- 
vertrag betroffenen Vermögenswerte mit Aus- 
nahme der in Artikel 50 Abs. 5 angeführten An- 
teilsrechte, Erlöse und Surrogate. 

(2) Die zur Verfügung zu stellenden Vermögenswerte 
sind nicht als Vermögenswerte deutscher Versicherungs- 
unternehmungen im Sinne des Artikels 50 anzusehen. 

(3) Die Feststellung, Abstimmung und Ausgleichung 
der Guthaben und Verpflichtungen (Salden) aus dem 
Rückversicherungs- und Retrozessionsverkehr gemäß Ab- 
satz 1 erfolgt durch die Versicherungs- und Rückversiche- 
rungsunternehmungen nach brancheüblichen Grundsätzen. 

Artikel 52 

(1) Die Abwicklung der Vermögensmassen der Deut- 
schen Kriegsversicherungsgemeinschaft und des ausge- 
gliederten Reichsgeschäftes der Hermes Kreditversiche- 
rungs-Aktiengesellschaft gegenüber österreichischen Gläu- 
bigern erfolgt nach deutschem Recht. Dabei dürfen öster- 
reichische Gläubiger nicht ungünstiger gestellt werden 
als deutsche Gläubiger. Dies darf aber nicht dazu führen, 
daß deutsche Gläubiger bereits erhaltene Zahlungen auch 
nur zum Teil zurückzuerstatten haben. 

(2) Bisher nidit angemeldete Ansprüche österreichischer 
Gläubiger können in Abweichung von der in § 5 der Ver- 
ordnung der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
vom 13. Juli 1955 über die Abwicklung der Deutschen 
Kriegsversicherungsgemeinschaft und des ausgeglieder- 
ten Reichsgeschäftes der Hermes Kreditversicherungs- 
Aktiengesellschaft festgesetzten Ausschlußfrist innerhalb 
einer Frist von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Vertrages nachgemeldet werden. 

(3) Die Republik Österreich wird den in Absatz 1 ge- 
nannten Vermögensmassen zur Regelung der Verbindlich- 
keiten auf sie übertragene Ansprüche aus rückständigen 
Prämien und Ersatzansprüche zur Verfügung stellen. 

Artikel 53 

(1) Die öffentlichen Verwalter der in Anlage 1 ver- 
zeichneten Versicherungsunternehmungen werden unver- 
züglich den Zentralen der deutschen Versicherungsunter- 
nehmungen Listen der von ihnen verwalteten Versiche- 
rungsverträge übermitteln. 


12 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksadle 226 


(2) Die deutschen Versicherungsunternehmungen haben 
ihre Ansprüche wegen Zurverfügungstellung von Ver- 
mögenswerten (Artikel 50, 51 und Artikel 52 Abs. 3) bei 
sonstigem Ausschluß innerhalb von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Vertrages beim Österreichischen Bun- 
desministerium für Finanzen in Wien anzumelden und zu 
belegen. Das Nähere über Form und Inhalt einer wirk- 
samen Anmeldung und über die erforderlichen Belege 
bestimmt ein mit der österreichischen Versicherungsauf- 
sichtsbehörde abzustimmendes Rundschreiben der zustän- 
digen deutschen Versicherungsaufsichtsbehörden an die 
deutschen Versicherungsunternehmungen. 

(3) Kommt eine Einigung über gemäß Absatz 2 angemel- 
dete Ansprüche nicht zustande, so kann bei sonstigem 
Ausschluß innerhalb von zwöf Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages der Schlichtungsausschuß angerufen 
werden. 

A r t i k e 1 54 

(1) Urkunden über Deckungswerte (Artikel 50) oder 
über Anteilsrechte an Versicherungsunternehmungen 
(Artikel 50 und Artikel 51 Abs. 1), die sich in der Bundes- 
republik Deutschland oder im Land Berlin befinden, sind 
unverzüglich nach Inkrafttreten dieses Vertrages von der 
deutschen Versicherungsunternehmung dem österreichi- 
schen Bundesministerium für Finanzen vorzulegen. 

(2) Die Auswahl der Werte, die zur Verfügung gestellt 
werden, trifft das österreichische Bundesministerium für 
Finanzen. Dieses wird die Wünsche der deutschen Ver- 
sicherungsunternehmungen tunlichst berücksichtigen. Die 
ausgewählten Werte sind den deutschen Versicherungs- 
unternehmungen nach Prüfung der Unterlagen tunlichst 
binnen drei Monaten nach wirksamer Anmeldung zur 
Verfügung zu stellen. 

(3) Das Nähere darüber, wie die Werte für die Grup- 
pen 1 und 2 zur Verfügung gestellt werden, wird von der 
österreichischen Versicherungsaufsichtsbehörde im Einver- 
nehmen mit dem deutschen Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungs- und Bausparwesen festgelegt werden. 

2. Unterabschnitt 
Bausparkassen 

Artikel 55 

Die Bestimmungen des Artikels 23 Abs. 3 Staatsvertrag 
finden auf Bausparverträge mit privaten Bausparkassen 
keine Anwendung. 

Artikel 56 

(1) Alle Verbindlichkeiten deutscher privater Bauspar- 
kassen gegenüber österreichischen Bausparern aus nicht 
zugeteilten Bausparverträgen, die in der Zeit zwischen 
dem 13. März 1938 und dem 8. Mai 1945 geschlossen 
wurden, gehen mit Inkraftreten dieses Vertrages mit 
schuldbefreiender Wirkung für die deutschen privaten 
Bausparkassen auf die Republik Österreich mit der Maß- 
gabe über, daß solche Bausparverträge als mit dem 8. Mai 
1945 vom Bausparer gekündigt gelten und ab diesem 
Zeitpunkt den für Guthaben bei Kreditinstituten gelten- 
den österreichischen Rechtsvorschriften unterworfen sind. 

(2) Ansprüche aus Bausparverträgen, die gemäß Abs. 1 
von der Republik Österreich zu erfüllen sind, können 
nur geltend gemacht werden, wenn sie innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrages bei 
der vom österreichischen Bundesministerium für Finanzen 
bestimmten Stelle angemeldet worden sind. Das Nähere 
bestimmt ein Aufruf, der vom österreichischen Bundes- 
ministerium für Finanzen unverzüglich nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" und 
im „Bundesanzeiger der Bundesrepublik Deutschland" zu 
veröffentlichen ist. 


Artikel 57 

Die Republik Österreich kann die von den deutschen 
privaten Bausparkassen auf sie übergegangenen Forde- 
rungen aus zugeteilten Bausparverträgen und aus Zwi- 
schenkrediten jederzeit unter Einhaltung einer halbjähri- 
gen Kündigungsfrist kündigen oder an Kreditinstitute 
zu deren Bedingungen übertragen. 

Artikel 58 

Als österreichische Bausparer im Sinne dieses Vertrages 
gelten Personen, die bei Abschluß des Bausparvertrages 
und am 1. Januar 1956 in Österreich mit Ausnahme der 
Zollausschlußgebiete ihren Wohnsitz hatten. Es wird ver- 
mutet, daß der im Bausparvertrag angegebene Wohnort 
der Wohnsitz des Bausparers bei Vertragsabschluß war. 

Artikel 59 

(1) Die deutschen privaten Bausparkassen werden der 
im Artikel 56 Abs. 2 genannten Stelle alle Unterlagen 
übergeben, die bei ihnen vorhanden und zur Abwicklung 
der gemäß Artikel 56 Abs. 2 angemeldeten Ansprüche 
und der im Artikel 57 erwähnten Forderungen erforder- 
lich sind. 

Solche Unterlagen sind insbesondere 

a) Bausparverträge samt Bausparbedingungen, 

b) zugeteilte und nicht zugeteilte Bausparverträge be- 
treffende Kontenblätter, aus denen sämtliche Zah- 
lungen der Bausparer an die Bausparkasse ersicht- 
lich sind, 

c) Verzeichnisse aller am 8. Mai 1945 offenen Dar- 
lehnsforderungen mit den dazugehörigen Schuld- 
scheinen und Gerichtsbeschlüssen über ihre Ver- 
bücherung im Original oder in Abschrift. 

(2) Die Unterlagen sind innerhalb von sechs Wochen 
nach einer von der im Artikel 56 Abs. 2 genannten Stelle 
an den Verband der privaten Bausparkassen in der Bun- 
desrepublik Deutschland gerichteten Aufforderung dieser 
Stelle auszufolgen. 

3. ABSCHNITT 

Gewerbliche Schutzrechte, Firmenbezeichnungen 
und Urheberrechte 

1. Unterabschnitt 
Patente und Patentanmeldungen 

Artikel 60 

Für die in den §§ 6, 7 und 8 des österreichischen Patent- 
schutz-Überleitungsgesetzes 1950 in der Fassung der Ge- 
werblichen Rechtsschutz-Novelle 1951, und des das Patent- 
schutz-Uberleitungsgesetz 1950 abändernden Bundesge- 
setzes vom 28. Mai 1953 (Patentschutz-Uberleitungsgesetz) 
genannten Patente, Gebrauchsmuster, Patent- und Ge- 
brauchsmusteranmeldungen, deren Inhaber am 8. Mai 
1945 natürliche Personen deutscher Staatsangehörigkeit 
oder juristische Personen mit dem Sitz in der Bundes- 
republik Deutschland oder im Land Berlin waren, wird 
die in § 9 Abs. 2 Patentschutz-Uberleitungsgesetz vorge- 
sehene Frist zur Antragstellung nicht eröffnet. 

Artikel 61 

(1) Auf Forderungen aus Lizenzverträgen, die vor dem 
8. Mai 1945 abgeschlossen worden sind, finden die Be- 
stimmungen des Artikels 22 Staatsvertrag Anwendung, 
soweit sich diese Lizenzverträge auf Erfindungen be- 
ziehen, die Gegenstand der unter Artikel 60 angeführ- 
ten Patente, Gebrauchsmuster, Patent- oder Gebrauchs- 
musteranmeldungen sind. Auf Grund solcher Lizenzver- 
träge erbrachte Leistungen können nicht zurückgefordert 
werden. 
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(2) Soweit Forderungen aus Lizenzverträgen, die nach 
dem 8. Mai 1945 abgeschlossen worden sind, auf die Zeit 
vor dem 27. Juli 1955 entfallen, finden auf sie die Be- 
stimmungen des Artikels 22 Staatsvertrag keine Anwen- 
dung, auch wenn sich diese Lizenzverträge auf Erfin- 
dungen beziehen, die Gegenstand der unter Artikel 60 
angeführten Patente, Gebrauchsmuster, Patent- oder Ge- 
brauchsmusteranmeldungen sind. Wenn auf Grund solcher 
Lizenzverträge für die Zeit nach dem 27. Juli 1955 Lei- 
stungen erbracht worden sind, können sie nicht zurück- 
gefordert werden. 

Artikel 62 

(lj Ansprüche, die sich auf die unter Artikel 60 an- 
geführten Patente, Gebrauchsmuster, Patent- oder Ge- 
brauchsmusteranmeldungen beziehen, können nach In- 
krafttreten dieses Vertrages nicht mehr geltend gemacht 
werden. Bis zum Inkrafttreten dieses Vertrages rechts- 
kräftig gewordene Entscheidungen bleiben vollstreckbar. 
Anhängige streitige Verfahren ruhen und dürfen nicht 
mehr fortgesetzt werden. Andere Verfahren sind einzu- 
stellen. Die Verfahrenskosten werden gegeneinander auf- 
gehoben (§ 43 der österreichischen Zivilprozeßordnung). 

(2) Ansprüche, die gemäß Artikel 61 bestehen bleiben, 
werden durch die Bestimmungen des Absatzes 1 nicht 
berührt. 

2. Unterabschnitt 
Marken und Markenanmeldungen 

Artikel 63 

Marken, die in Österreich für ein Unternehmen mit 
dem Sitz in der Bundesrepublik Deutschland oder im 
Land Berlin gemäß § 6 des österreichischen Marken- 
schutz-Überleitungsgesetzes 1953 in das Markenregister 
eingetragen worden oder die auf Grund des Madrider 
Abkommens vom 14. April 1891, betreffend die interna- 
tionale Registrierung von Fabrik- oder Handelsmarken 
in der Londoner Fassung vom 2. Juni 1934 in Österreich 
geschützt sind, sind ihren Inhabern verblieben. 

Artikel 64 

(1) Unternehmungen oder Zweigniederlassungen, die 
von Artikel 22 Staatsvertrag betroffen sind, können, 
wenn und soweit sie die im Artikel 63 genannten Mar- 
ken oder mit diesen verwechslungsfähig ähnliche Marken 
vor dem 8. Mai 1945 mit Zustimmung ihrer Inhaber in 
Benützung genommen und in der Folge weiterbenützt 
haben, diese Marken in Österreich in gleicher Weise bis 
zum 31. Dezember 1960 weiterbenützen. Rechtskräftige 
Entscheidungen, die bis zum Inkrafttreten dieses Vertra- 
ges ergangen sind und durch die das Recht zur Benützung 
solcher Marken versagt wurde, bleiben unberührt. 

(2) Das Weiterbenützungsrecht nach Absatz 1 endet 
jedoch sechs Monate nach der Veräußerung, Verpachtung 
oder sonstigen Verwertung des Unternehmens, wenn der 
Erwerber oder Pächter des Unternehmens, der ehemaligen 
deutschen Anteile daran oder der österreichischen ehe- 
maligen Zweigniederlassung oder sein Rechtsnachfolger 
zur Zeit der Übernahme eine andere in Österreich für 
ihn registrierte Marke für die gleiche Warenart benützt. 
Die Frist von sechs Monaten beginnt frühestens mit In- 
krafttreten dieses Vertrages und endet spätestens am 
31. Dezember 1960. 

(3) Auf Grund des Weiterbenützungsrechtes nach Ab- 
satz 1 dürfen Marken nur mit einem deutlich unter- 
scheidenden Hinweis, insbesondere auf die geographische 
Herkunft der Waren, benützt werden. 

(4) Ist für Unternehmungen oder Zweigniederlassun- 
gen, die von Artikel 22 Staatsvertrag betroffen sind, eine 
Marke in Österreich registriert, die identisch oder ver- 


wechslungsfähig ähnlich mit einer prioritätsälteren Marke 
ist, die nach Artikel 63 einem Unternehmen mit dem Sitz 
in der Bundesrepublik Deutschland oder im Land Berlin 
verblieben ist, so kann dieses Unternehmen während der 
in den Absätzen 1 und 2 genannten Fristen weder die 
Benützung der erstgenannten Marke untersagen, noch 
Löschungsansprüche nach den §§ 22, 22 a, 22 b des öster- 
reichischen Markenschutzgesetzes geltend machen, sofern 
das in Österreich ansässige Unternehmen mit dem in der 
Bundesrepublik Deutschland oder im Land Berlin ansäs- 
sigen Unternehmen durch Beteiligung unmittelbar oder 
mittelbar wirtschaftlich verbunden war oder die ehe- 
malige österreichische Zweigniederlassung dem in der 
Bundesrepublik Deutschland oder im Land Berlin ansäs- 
sigen Unternehmen gehörte. Im übrigen sind die Bestim- 
mungen der Absätze 1 bis 3 sinngemäß anzuwenden. 

Artikel 65 

(1) Ist für Unternehmungen oder Zweigniederlassun- 
gen, die von Artikel 22 Staatsvertrag betroffen sind, eine 
Marke in Österreich registriert, die identisch oder ver- 
wechslungsfähig ähnlich mit einer Marke ist, die in der 
Bundesrepublik Deutschland, nicht aber in Österreich für 
ein in der Bundesrepublik Deutschland oder im Land 
Berlin ansässiges Unternehmen eingetragen ist, das mit 
dem österreichischen Unternehmen durch Beteiligung un- 
mittelbar oder mittelbar wirtschaftlich verbunden war 
oder zu dem die österreichische ehemalige Zweignieder- 
lassung gehörte, so kann das in der Bundesrepublik 
Deutschland oder im Land Berlin ansässige Unterneh- 
men die Marke unentgeltlich für die Dauer von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrages in Öster- 
reich benützen, sofern das Anmeldedatum der deutschen 
Marke in Deutschland vor dem Anmeldedatum der öster- 
reichischen Marke in Österreich und vor dem 8. Mai 1945 
liegt. Nach Ablauf der Frist von sechs Monaten ist eine 
Benützung gegen angemessenes Entgelt und zu angemes- 
senen sonstigen Bedingungen zulässig, wenn die Benüt- 
zungsabsicht dem Inhaber der österreichischen Marke 
innerhalb dieser Frist schriftlich mitgeteilt wurde. 

(2) Der Inhaber der österreichischen Marke ist ver- 
pflichtet, alle zur Aufrechterhaltung und Verteidigung 
seiner Marke erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 
wenn das in der Bundesrepublik Deutschland oder im 
Land Berlin ansässige Unternehmen dies verlangt, sich 
zum Ersatz der daraus entstehenden notwendigen Auf- 
wendungen verpflichtet und auf Verlangen des Inhabers 
der österreichischen Marke einen angemessenen Vor- 
schuß leistet. 

(3) In allen sich aus den Bestimmungen des Absatzes 1 
ergebenden Streitfällen entscheidet auf Antrag das öster- 
reichische Patentamt in dem für den Löschungsstreit vor- 
geschriebenen Verfahren; es setzt auch bei mangelnder 
Einigung der Parteien die Bedingungen und dem Um- 
fang der Benützung unter Berücksichtigung der Umstände 
des Falles fest. Es kann jedoch keine zeitliche, örtliche 
oder den Umsatz betreffende Beschränkung der Benüt- 
zung festsetzen. Auf Antrag einer Partei können bei 
wesentlicher Änderung der Umstände die Bedingungen 
neu festgesetzt werden. 

(4) Ist im Falle des Absatzes 1 für das in der Bundes- 
republik Deutschland oder im Land Berlin ansässige Unter- 
nehmen auch in Österreich eine Marke registriert oder 
auf Grund des Madrider Abkommens vom 14. April 1891, 
betreffend die internationale Registrierung von Fabrik- 
oder Handelsmarken, in der Londoner Fassung vom 
2. Juni 1934 geschützt, die identisch oder verwechslungs- 
fähig ähnlich ist mit einer prioritätsälteren Marke, die 
für das österreichische Unternehmen oder die österrei- 
chische ehemalige Zweigniederlassung registriert ist, so 
sind auf die erstgenannte Marke die Bestimmungen der 
Absätze 1 und 3 sinngemäß anzuwenden. 
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(5) Für das in diesem Artikel vorgesehene Verfahren 
sind die Bestimmungen der Artikel 99 bis 117 nicht an- 
wendbar. 

Artikel 66 

Unternehmungen oder Zweigniederlassungen, die von 
Artikel 22 Staatsvertrag betroffen sind, dürfen Marken, 
die den Firmennamen oder einen kennzeichnenden Teil 
des Firmennamens eines in der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder im Land Berlin ansässigen Unternehmens ent- 
halten, nur so lange und insoweit benützen, als sie die- 
sen Firmennamen oder den kennzeichnenden Teil nach 
den Bestimmungen der Artikel 70 bis 74 dieses Vertrages 
zu führen berechtigt sind. 

Artikel 67 

Die Bestimmungen der Artikel 63 bis 66 sind sinnge- 
mäß auf Markenanmeldungen anzuwenden. 

Artikel 68 

Wegen einer vor dem l.Juli 1956 begangenen Verlet- 
zung der in Artikel 63 genannten Marken können nach 
Inkrafttreten dieses Vertrages keine Ansprüche geltend 
gemacht werden, es sei denn, daß die Verletzung gegen 
eine nach dem 8. Mai 1945 geschlossene Vereinbarung 
verstößt. Bis zum Inkrafttreten dieses Vertrages rechts- 
kräftig gewordene Entscheidungen bleiben vollstreckbar. 

Artikel 69 

Auf Herkunftsangaben, Auszeichnungen, sonstige Ge- 
schäftsabzeichen sowie Ausstattung der Waren finden die 
Bestimmungen des Artikels 22 Staatsvertrag keine An- 
wendung. 

3. Unterabschnitt 
Firmenbezeichnungen 

Artikel 70 

(1) Zweigniederlassungen von in der Bundesrepublik 
Deutschland oder im Land Berlin ansässigen Unterneh- 
mungen, die von Artikel 22 Staatsvertrag betroffen sind, 
dürfen die bisherige Firma nach Ablauf von sechs Mo- 
naten nicht mehr fortführen. Die Frist von sechs Monaten 
beginnt mit der Veräußerung, Verpachtung oder sonsti- 
gen Verwertung der Zweigniederlassung, jedoch frühe- 
stens mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages. Sie endet 
spätestens am 31. Dezember 1960. 

(2) Die österreichischen ehemaligen Zweigniederlassun- 
gen können ihrer neuen Firma während eines Zeitraumes 
von fünf Jahren, gerechnet von der Eintragung der neuen 
Firma an, die bisherige Firma unter Voranstellung des 
Wortes „vormals" und mit dem Hinweis „Zweignieder- 
lassung" beifügen. 

(3) Die Beifügung des Zusatzes nach Absatz 2 ist unzu- 
lässig, wenn der Erwerber oder Pächter der österreichi- 
schen ehemaligen Zweigniederlassung oder sein Rechts- 
nachfolger ein Unternehmen gleicher Art unter einer 
Firma betreibt, die identisch oder verwechslungsfähig 
ähnlich ist mit der für die österreichische ehemalige 
Zweigniederlassung eingetragenen neuen Firma. 

Artikel 71 

Unternehmungen, die von Artikel 22 Staatsvertrag be- 
troffen sind und mit einem in der Bundesrepublik 
Deutschland oder im Land Berlin ansässigen Unterneh- 
men durch Beteiligung unmittelbar oder mittelbar wirt- 
schaftlich verbunden waren und dieselbe Firma wie das 
in der Bundesrepublik Deutschland oder im Land Berlin 
ansässige Unternehmen oder eine mit der Firma dieses 


Unternehmens verwechslungsfähige Firma führen, dürfen 
nach dem 31. Dezember 1960 die bisherige Firma nur in 
einer Form weiterführen, die eine Verwechslung der Fir- 
men beider Unternehmungen ausschließt. 

Artikel 72 

(1) Enthielt die Firma eines Unternehmens, das von 
Artikel 22 Staatsvertrag betroffen ist, am 8. Mai 1945 den 
Familiennamen einer natürlichen Person, die an diesem 
Tage 

a) Inhaber des Unternehmens (Einzelkaufmann) 
war oder 

b) an der Personengesellschaft, der das Unterneh- 
men gehörte, beteiligt war, wobei nach dem Ge- 
sellschaftsvertrag oder mangels einer dahin- 
gehenden vertraglichen Bestimmung nach dem 
Gesetz für den Fall des Ausscheidens dieser Per- 
son die Fortführung ihres Namens in der Firma 
nicht ohne ihre Zustimmung zulässig war, oder 

c) an der Kapitalgesellschaft, der das Unternehmen 
gehörte, mit mehr als 50% des Kapitals be- 
teiligt war oder in der Kapitalgesellschaft die 
Stimmenmehrheit besessen hat, 

so darf der Familienname nach dem 31. Dezember 1960 
nur mit Zustimmung der natürlichen Person oder ihrer 
Erben, soweit ihnen derselbe Familienname zusteht, in 
der Firma fortgeführt werden. 

(2) Wird die Zustimmung verweigert, so kann der 
neuen Firma die bisherige Firma mit dem Zusatz „vor- 
mals" beigefügt werden. 

Artikel 73 

Abweichend von der in den Artikeln 71 und 72 be- 
stimmten Frist endet das dort vorgesehene Recht zur 
Fortführung der bisherigen Firma sechs Monate nach der 
Veräußerung, Verpachtung oder sonstigen Verwertung 
des Unternehmens, wenn der Erwerber oder Pächter des 
Unternehmens, der ehemaligen deutschen Anteile hieran 
oder sein Rechtsnachfolger ein Unternehmen gleicher Art 
unter einer anderen Firma betreibt. Die Frist von sechs 
Monaten beginnt frühestens mit Inkrafttreten dieses Ver- 
trages und endet spätestens am 31. Dezember 1960. 

Artikel 74 

Sonstige Unternehmungen die von Artikel 22 Staats- 
vertrag betroffen sind, können die bisherige Firma auch 
nach dem 31. Dezember 1960 fortführen. 

Artikel 75 

Die Bestimmungen der Artikel 70 bis 74 beziehen sich 
nur auf in Österreich im Handels- oder Genossenschafts- 
register eingetragene Firmenbezeichnungen. Auf sonstige 
Unternehmensbezeichnungen und Namensrechte finden 
die Bestimmungen des Artikels 22 Staatsvertrag keine 
Anwendung. 

4. Unterabschnitt 

Urheberrecht 

Artikel 76 

Auf Urheberrechte, Werknutzungsrechte, Werknut- 
zungsbewilligungen und Forderungen auf Entgelte für die 
Einräumung eines Werknutzungsrechtes oder einer Werk- 
nutzungsbewilligung finden die Bestimmungen des Staats- 
vertrages keine Anwendung. 
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5. Unterabschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 77 

(1) Ist im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Vertra- 
ges über Ansprüche, die in den Artikeln 63 bis 76 ge- 
regelt sind, ein Rechtsstreit anhängig, der nach diesem 
Vertrag zu entscheiden ist, so sind die Kosten gegenein- 
ander aufzuheben (§ 43 der österreichischen Zivilprozeß- 
ordnung). Werden in einem solchen Rechtsstreit auch 
noch andere Ansprüche geltend gemacht, so entscheidet 
das Gericht nach billigem Ermessen, welcher Teil der 
Kosten gegeneinander aufgehoben wird. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten sinngemäß, 
wenn in einem solchen Falle die Klage zurückgezogen 
wird. 

Artikel 78 

Die Bestimmungen dieses Abschnittes lassen abwei- 
chende privatrechtliche Vereinbarungen der Beteiligten, 
die nach dem 8. Mai 1945 getroffen wurden oder nach 
dem Inkrafttreten dieses Vertrages getroffen werden, un- 
berührt. 

Artikel 79 

Verfahren nach den österreichischen Rückstellungsge- 
setzen werden durch die Bestimmungen dieses Abschnit- 
tes nicht berührt. 

Artikel 80 

Die Bestimmungen dieses Abschnittes gelten nicht für 
Gesellschaften, Unternehmungen und Betriebe, die in 
Österreich auf Grund des Bundesgesetzes vom 26. Juli 
1946 über die Verstaatlichung von Unternehmungen so- 
wie auf Grund des Bundesgesetzes vom 26. März 1947 
über die Verstaatlichung der Elektrizitätswirtschaft in der 
Fassung der Kundmachung vom 2. Oktober 1948 verstaat- 
licht sind. 


TEIL IV 

Ergänzende Bestimmungen 

1. ABSCHNITT 

Österreichische Zollausschlußgebiete und Saarland 

Artikel 81 

Die Bestimmungen der Artikel 22 und 23 Abs. 3 Staats- 
vertrag finden auf die österreichischen Zollausschluß- 
gebiete {Mittelberg-Walsertal und Jungholz) sowie auf 
das Saarland keine Anwendung. Es sind somit alle Ver- 
mögenschaften, Rechte und Interessen, die am 8. Mai 1945 
in diesen österreichischen Zollausschlußgebieten oder im 
Saarland belegen waren, als auch alle natürlichen und 
juristischen Personen, welche an diesem Tage ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt oder ihren Sitz 
ln diesen Gebieten hatten, von der Anwendung der ge- 
nannten Bestimmungen ausgenommen. 

Artikel 82 

Die Bestimmungen des Artikels 81 finden Anwendung 
auch auf juristische Personen des privaten oder öffent- 
lichen Rechts, die zwar nicht ihren Sitz, wohl aber am 
8. Mai 1945 eine Niederlassung {Dienststelle) in den 
österreichischen Zollausschlußgebieten oder im Saarland 
hatten, für die im Geschäftsbereich der Niederlassung 
(Dienststelle) begründeten Rechte und Pflichten. 


Artikel 83 

Die Bestimmungen des Artikels 81 bezüglich Artikel 23 
Abs. 3 Staatsvertrag gelten auch für solche Forderungen, 
die in unmittelbarem rechtlichen oder wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit in den österreichischen Zollausschluß- 
gebieten oder im Saarland belegenen und gemäß Arti- 
kel 81 ausgenommenen Vermögenschaften, Rechten und 
Interessen stehen. 

2. ABSCHNITT 

Persönlicher und sachlicher Geltungsbereich 

Artikel 84 

Die Bestimmungen des Artikels 22 Staatsvertrag fin- 
den keine Anwendung auf 

a) Personen, die die deutsche Staatangehörigkeit durch 
Sammeleinbürgerung, im Rahmen einer Umsied- 
lungsaktion oder auf Grund des Ersten oder Zwei- 
ten deutschen Staatsangehörigkeitsbereinigungsge- 
setzes erworben haben; 

b) deutsche Staatsangehörige (Artikel 3), die ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt am 8. Mai 
1945 außerhalb des Gebietes des Deutschen Reiches 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 und außer- 
halb des Gebietes der Republik Österreich hatten. 

Artikel 85 

Die Bestimmungen des Artikels 23 Abs. 3 Staatsver- 
trag finden keine Anwendung auf 

a) Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit auf 
Grund des Zweiten deutschen Staatsangehörigkeits- 
bereinigungsgesetzes erworben haben? 

b) österreichische Staatsangehörige, die ihren Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt am 8. Mai 1945 
außerhalb des Gebietes der Republik Österreich 
und außerhalb des Gebietes des Deutschen Reiches 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 hatten. 

Artikel 86 

Die Bestimmungen, der Artikel 22 und 23 Abs. 3 Staats- 
vertrag finden keine Anwendung auf gesetzliche und ver- 
tragliche Unterhaltsforderungen, die auf familienrecht- 
licher Grundlage beruhen. 

3. ABSCHNITT 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 87 

{1) Hat eine juristische Person oder eine Personenge- 
sellschaft mit dem Sitz in Österreich Vermögen in der 
Bundesrepublik Deutschland oder im Land Berlin, so 
wirken sich der Staatsvertrag und von der Republik 
Österreich innerstaatlich getroffene Maßnahmen in bezug 
auf die Anteilsrechte der deutschen Gesellschafter an 
der juristischen Person oder der Personengesellschaft 
nicht auf dieses Vermögen aus. 

(2) Zur Wahrung der Einheit der juristischen Person 
oder der Personengesellschaft und zur Wahrung ihrer 
Rechte hinsichtlich des in der Bundesrepublik Deutschland 
oder im Land Berlin belegenen Vermögens wird an- 
erkannt, daß der juristischen Person oder der Personen- 
gesellschaft ihre Rechte hinsichtlich des in der Bundes- 
republik Deutschland oder im Land Berlin belegenen 
Vermögens weiterhin zustehen. Die juristische Person 
oder die Personengesellschaft ist dagegen verpflichtet, 
sich mit ihren ehemaligen deutschen Gesellschaftern hin- 
sichtlich deren Ansprüche wegen des in der Bundesrepu- 
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blik Deutschland oder im Land Berlin belegenen Ver- 
mögens auseinanderzusetzen; ein Begehren auf Ausein- 
andersetzung kann von den ehemaligen deutschen 
Gesellschaftern nur innerhalb von 6 Monaten nach In- 
krafttreten dieses Vertrages gestellt werden. 

(3) Soweit die deutschen Gesellschafter natürliche Per- 
sonen sind und ihnen nach Teil I dieses Vertrages der 
Anspruch auf Gewährung einer Entschädigung für die 
Verstaatlichung ihrer Anteilsrechte an der juristischen 
Person oder an der Personengesellschaft übertragen wird, 
steht ihnen ein Anspruch auf Auseinandersetzung nach 
Absatz 2 nicht zu. 

(4) In der Bundesrepublik Deutschland oder im Land 
Berlin belegene Forderungen bleiben bei der Ausein- 
andersetzung nach Absatz 2 außer Betracht, wenn die 
Anteilsrechte der deutschen Gesellschafter an der juri- 
stischen Person oder an der Personengesellschaft insge- 
samt weniger als 25 vom Hundert aller Anteilsrechte 
betragen haben und das in der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder im Land Berlin belegene Vermögen weniger 
als 10 vom Hundert des Gesamtvermögens der juristischen 
Person oder der Personengesellschaft beträgt. 

(5) In der Bundesrepublik Deutschland oder im Land 
Berlin belegene Forderungen aus Versicherungs-, Rück- 
versicherungs- und Bausparverträgen sowie Forderungen, 
die gemäß Artikel 28 als geregelt gelten, bleiben bei 
der Auseinandersetzung nach Absatz 2 außer Betracht. 

(6) Einigen sich die in Absatz 2 genannten Beteiligten 
nicht, ist nach dem im Teil V umschriebenen Verfahren 
festzustellen, was die juristische Person oder die Perso- 
nengesellschaft unter Berücksichtigung der Höhe der An- 
teilsrechte der ehemaligen deutschen Gesellschafter und 
des Verhältnisses des in der Bundesrepublik Deutschland 
oder im Land Berlin belegenen Vermögens zu dem Ge- 
samtvermögen der juristischen Person oder der Personen- 
gesellschaft an die ehemaligen deutschen Gesellschafter 
als Auseinandersetzungsergebnis zu leisten hat. Der An- 
trag auf Einleitung des im Teil V umschriebenen Verfah- 
rens kann nur innerhalb von 18 Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Vertrages eingereicht werden. 

Artikel 88 

(1) Forderungen, die unter Artikel 23 Abs. 3 Staats- 
vertrag fallen, können ungeachtet einer im Sinne des 
Artikels 22 etwa getroffenen Regelung nicht geltend ge- 
macht werden, soweit sie sich gegen natürliche oder juri- 
stische Personen richten, die an den in Artikel 1 Abs. 2 
Buchstabe d genannten Gesellschaften, Unternehmungen 
oder Betrieben beteiligt waren. 

(2) Forderungen österreichischer Gläubiger gegenüber 
der Ernst Heinkel AG. können ungeachtet einer etwa 
getroffenen Regelung im Sinne des Artikels 22 nicht ge- 
genüber der Ernst Heinkel AG. geltend gemacht werden; 
zugunsten von deutschen Gläubigern der Ernst Heinkel 
AG. besteht eine Haftung der Republik Österreich mit 
dem „Sondervermögen Ernst Heinkel AG." nicht. 

Artikel 89 

(1) Soweit österreichische Gläubiger von deutschen 
Schuldnern und deutsche Gläubiger von österreichischen 
Schuldnern für auf Grund dieses Vertrages zu erfüllende 
Forderungen vertragliche oder gesetzliche Zinsen bean- 
spruchen können, hat der deutsche Schuldner an den öster- 
reichischen Gläubiger und der österreichische Schuldner 
an den deutschen Gläubiger nur ab 1. Januar 1953 fällig 
gewordene oder fällig werdende Zinsen und zwar nur in 
der vereinbarten oder gesetzlichen Höhe, jedoch nicht 
mehr als 4% jährlich zu zahlen. Die Beschränkung des 
Zinssatzes gilt nicht für Schuldverschreibungen. 


(2) Auf Grund dieses Vertrages von österreichischen 
Schuldnern an deutsche Gläubiger zu zahlende Gewinn- 
anteile von Aktien und Kuxen sind nur zu zahlen, soweit 
sie ab 1. Januar 1953 fällig geworden sind oder fällig 
werden. 

(3) Soweit Zinsen oder Gewinnanteile für den Begün- 
stigten bereits bezahlt oder gutgeschrieben wurden, hat 
es hierbei sein Bewenden. 

(4) Die Bestimmungen der Artikel 31 Abs. 1, des Ar- 
tikels 34 Abs. 7 und des Artikels 50 Abs. 7 bleiben un- 
berührt. 

Artikel 90 

Im Hinblick darauf, daß die Republik Österreich Teile 
des Vermögens, für dessen Überlassung sie gemäß dem 
Staatsvertrag Aufwendungen zu machen hat, auf Grund 
dieses Vertrages an deutsche natürliche Personen über- 
trägt, leistet die Bundesrepublik Deutschland einen Bei- 
trag von 22,5 Millionen Deutsche Mark. Dieser Beitrag 
ist spätestens drei Monate nach Inkrafttreten dieses Ver- 
trages zu entrichten. 

TEIL V 

Ständige Kommission, Schlichtungsausschuß 
und Schiedsgericht 

1. ABSCHNITT 

Ständige Kommission und Sdilichtungsaus schuß 

Artikel 91 

Die Vertragstaaten errichten hiermit eine Ständige 
Kommission mit der Aufgabe, 

a) Fragen zu erörtern, die sich im Zusammenhang mit 
der Durchführung und Anwendung dieses Vertrages 
ergeben, 

und 

b) Empfehlungen hierüber an die beiden Regierungen 
auszuarbeiten. 

Artikel 92 

(1) Die Ständige Kommission setzt sich aus acht Mit- 
gliedern zusammen. Jeder Vertragstaat bestellt als seine 
Delegation vier Kommissionsmitglieder und für jedes 
Mitglied einen Stellvertreter, 

(2) Jeder Vertragstaat bestimmt ein Mitglied seiner 
Delegation als Vorsitzenden. 

(3) Beide Regierungen werden einander die von ihnen 
bestellten Mitglieder, Stellvertreter der Mitglieder und 
den Vorsitzenden binnen eines Monats nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages auf diplomatischem Wege notifizieren. 

(4) Nach Erfordernis kann jede Seite Sachverständige 
beiziehen. 

Artikel 93 

(1) Die Ständige Kommission hat ihren Sitz in Wien-, 
sie kann zu Tagungen auch an anderen Orten zusammen- 
treten. 

(2) Die Einberufung und Leitung einer Tagung obliegt 
abwechselnd den Vorsitzenden der Delegation der beiden 
Vertragstaaten. Die erste Tagung wird vom Vorsitzen- 
den der österreichischen Delegation einberufen. 

Artikel 94 

Die Ständige Kommission hält jährlich zwei ordent- 
liche Tagungen ab. Jeder der Vorsitzenden kann darüber 
hinaus die Einberufung einer außerordentlichen Tagung 
verlangen,- in einem solchen Falle hat die außerordent- 
liche Tagung innerhalb eines Monats zu beginnen. 
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A r t i k e 1 95 i 

(1) Die Tagesordnung wird von den Vorsitzenden der 
beiderseitigen Delegationen im vorherigen Einvernehmen 
festgesetzt. 

(2) Bei den Sitzungen kann die Tagesordnung einver- 
nehmlich ergänzt werden. 

Artikel 96 

(1) Die Ständige Kommission faßt ihre Beschlüsse ein- 
stimmig. 

(2) Uber die Sitzungen ist eine Niederschrift in doppel- 
ter Ausfertigung zu verfassen und durch die beiderseiti- 
gen Vorsitzenden zu unterzeichnen. 

Artikel 97 

Die Amtsdauer der Ständigen Kommission beträgt zwei 
Jahre ab Inkrafttreten dieses Vertrages. Sie verlängert 
sich jeweils um ein weiteres Jahr, falls die Regierung 
eines Vertragstaates nicht spätestens drei Monate vor 
Ablauf der Amtsdauer der Ständigen Kommission der 
Regierung des anderen Vertragstaates mitteilt, daß sie 
die Amtsdauer der Ständigen Kommission nicht zu ver- 
längern wünscht. 

Artikel 98 

Vier Mitglieder der Ständigen Kommission bilden 
einen Schlichtungsausschuß. 

Artikel 99 

Streitigkeiten über Rechte oder Ansprüche, auf deren 
Geltendmachung, Bestand oder Umfang Bestimmungen 
dieses Vertrages Anwendung finden, oder deren Geltend- 
machung erst durch die Bestimmungen dieses Vertrages 
ermöglicht wurde, sind von der Person, die ein solches 
Recht oder einen solchen Anspruch behauptet oder be- 
streitet, vor einer Anrufung der Gerichte oder der sonst 
zuständigen Behörden dem Schlichtungsausschuß zu un- 
terbreiten. Das gleiche gilt, wenn zwischen Staatsange- 
hörigen der vertragschließenden Teile streitig ist, ob ein 
am oder vor dem 8. Mai 1945 begründetes Recht inner- 
halb oder außerhalb der Republik Österreich belegen ist, 
oder welche Folgen sich aus der Belegenheit eines sol- 
chen Rechtes ergeben. 

Artikel 100 

(1) Der Schlichtungsausschuß hat die Aufgabe, Empfeh- 
lungen für die Schlichtung von Streitigkeiten der in Ar- 
tikel 99 genannten Art auszuarbeiten. 

(2) Eine Empfehlung nach Absatz 1 kann auch eine Be- 
schränkung des Umfanges oder eine Festsetzung der 
Fälligkeit einer Leistung vorsehen, die einem deutschen 
Gläubiger auf Grund einer ihm nach diesem Vertrag 
übertragenen oder zur Verfügung gestellten Forderung 
von einem österreichischen Schuldner geschuldet wird, 
wenn dies für den Schuldner auf Grund seiner wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit zur Vermeidung von Härten 
dringend geboten ist und dem Gläubiger, insbesondere 
unter Berücksichtigung seiner Verhältnisse und der Art 
der Forderung, zugemutet werden kann. Das gleiche gilt 
für Leistungen, die einem österreichischen Gläubiger auf 
Grund einer Forderung, die nur kraft einer Regelung 
gemäß Artikel 22 geltend gemacht werden kann, von 
einem deutschen Schuldner geschuldet werden. 

(3) Bei Forderungen gegen einen deutschen Schuldner, 
für die sich eine persönliche Haftung des Schuldners nach 
Artikel 26 Abs. 1 Satz 2 ergibt, ist, wenn das in Österreich 
gelegene Vermögen, zu dem diese Verbindlichkeit im 
Sinne des Artikels 24 Abs. 1 Satz 3 gehört, durch nach 
dem 8. Mai 1945 eingetretene Umstände vermindert wor- 


den ist, die der Schuldner nicht zu vertreten hat, eine 
Beschränkung des Umfanges der Leistung oder eine Fest- 
setzung ihrer Fälligkeit vorzusehen, wenn und insoweit 
dies für den Schuldner zur Vermeidung von Unbilligkei- 
ten geboten ist und dem Gläubiger, insbesondere unter 
Berücksichtigung seiner Verhältnisse und der Art der 
Forderung, zugemutet werden kann. 

(4) Bei Forderungen gegen einen österreichischen 
Schuldner, die auf Grund dieses Vertrages einem deut- 
schen Gläubiger übertragen oder zur Verfügung gestellt 
werden, ist, wenn das in der Bundesrepublik Deutschland 
oder im Land Berlin gelegene Vermögen des Schuldners 
durch nach dem 8. Mai 1945 eingetretene Umstände ver- 
mindert worden ist, die er nicht zu vertreten hat, eine 
Beschränkung des Umfanges der Leistung oder eine Fest- 
setzung ihrer Fälligkeit vorzusehen, wenn und insoweit 
dies für den Schuldner zur Vermeidung von Unbilligkei- 
ten geboten ist und dem Gläubiger, insbesondere unter 
Berücksichtigung seiner Verhältnisse und der Art der 
Forderung, zugemutet werden kann. 

Artikel 101 

(1) Für den Schlichtungsausschuß gelten die Bestimmun- 
gen des Artikels 92 Absätze 2 bis 4, der Artikel 93, 95 
und des Artikels 96 Abs. 1 sinngemäß. 

(2) Die beiden Vertragstaaten errichten in Wien eine 
Gemeinsame Geschäftsstelle des Schlichtungsausschusses. 

Artikel 102 

Anträge auf Einleitung eines Verfahrens vor dem 
Schlichtungsausschuß sind bei der Geschäftsstelle in drei 
Ausfertigungen für die Geschäftsstelle und die Vorsitzen- 
den und in je einer weiteren Ausfertigung für jeden An- 
tragsgegner einzureichen. Die Geschäftsstelle hat jedem 
Antragsgegner eine Ausfertigung zu eigenen Händen 
zuzustellen und den beiden Vorsitzenden je eine Aus- 
fertigung zu übermitteln. 

Artikel 103 

Der Schlichtungsausschuß versucht, in formlosen Ver- 
fahren, jedoch unter Wahrung des Grundsatzes des Par- 
teiengehörs, eine gütliche Beilegung der Streitigkeiten 
herbeizuführen. 

Artikel 104 

(1) Der Schlichtungsausschuß hat seine Empfehlung dem 
Antragsteller und dem Antragsgegner zuzustellen. 

(2) Haben der Antragsteller und der Antragsgegner 
nicht innerhalb eines Monats nach Zustellung der Empfeh- 
lung dem Schlichtungsausschuß die Annahme der Emp- 
fehlung mitgeteilt, so gilt diese als abgelehnt. 

(3) Falls die Empfehlung von einer Partei abgelehnt 
wird, oder falls sie als abgelehnt gilt, hat der Schlich- 
tungsausschuß dem Antragsteller unverzüglich eine Be- 
scheinigung über die Ergebnislosigkeit des Schlichtungs- 
verfahrens zuzustellen. 

(4) Eine solche Bescheinigung ist dem Antragsteller 
auch zuzustellen, wenn sich der Antragsgegner während 
des Schlichtungsverfahrens auf eine Aufforderung des 
Schlichtungsausschusses zur Stellungnahme innerhalb von 
zwei Monaten nach Zustellung dieser Aufforderung nicht 
geäußert hat. 

(5) Die Bescheinigung über die Ergebnislosigkeit des 
Schlichtungsverfahrens ist dem Antragsteller ferner auch 
zuzustellen, falls der Schlichtungsausschuß innerhalb von 
vier Monaten nach Eingang des Antrages auf Einleitung 
des Schlichtungsverfahrens nicht in der Lage war, eine 
Empfehlung auszusprechen; diese Frist kann mit Zustim- 
mung des Antragstellers verlängert werden. 
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(6) Wurde eine Empfehlung des Schlichtungsausschus- 
ses von den Parteien angenommen und hat der zu einer 
Leistung Verpflichtete binnen einer Frist von zwei Mo- 
naten die Leistung nicht erbracht oder hierüber keinen 
vollstreckbaren Vergleich abgeschlossen oder keine voll- 
streckbare Erklärung abgegeben, so kann der aus der 
Empfehlung Berechtigte einen Antrag auf Ausstellung 
einer Bescheinigung über die Ergebnislosigkeit des Ver- 
fahrens begehren. Der Schlichtungsausschuß hat hierüber 
den zur Leistung Verpflichteten zu hören und die Be- 
scheinigung zu erteilen, wenn der zur Leistung Verpflich- 
tete nicht innerhalb einer von dem Schlichtungsausschuß 
festzusetzenden Frist den Nachweis erbringt, daß er ent- 
sprechend der Empfehlung entweder die Leistung erbracht 
oder einen vollstreckbaren Vergleich abgeschlossen oder 
eine vollstreckbare Erklärung abgegeben hat. 

Artikel 105 

Werden Streitigkeiten der in Artikel 99 bezeichneten 
Art vor einem Gericht oder einer hierfür sonst zuständi- 
gen Behörde anhängig gemacht, so ist die Klage (der 
Antrag) von Amts wegen zurückzuweisen, wenn der Klä- 
ger (Antragsteller) nicht gleichzeitig eine Bescheinigung 
über die Ergebnislosigkeit des Schlichtungsverfahrens 
(Artikel 104 Absätze 3 bis 6) vorlegt. 

Artikel 106 

Die Geltendmachung von Rechten oder Ansprüchen der 
in Artikel 99 genannten Art vor den Gerichten oder den 
sonst hierfür zuständigen Behörden ist nach Ablauf einer 
Frist von drei Monaten nach Zustellung der Bescheini- 
gung über die Ergebnislosigkeit des Schlichtungsverfah- 
rens (Artikel 104 Absätze 3 bis 6) unzulässig. 

Artikel 107 

Eine Klage, die innerhalb der in Artikel 106 vorge- 
sehenen Frist erhoben wird, gilt als mit dem Zeitpunkt 
des Eingangs des Antrages auf Einleitung des Verfahrens 
vor dem Schlichtungsausschuß erhoben. Dasselbe gilt für 
einen bei einer sonst zuständigen Behörde einzubringen- 
den Antrag. 

2. ABSCHNITT 

Schiedsgericht 

Artikel 108 

(1) Die Vertragstaaten errichten hiermit ein Schieds- 
gericht mit der Aufgabe, für Verfahren, die vor den Ge- 
richten oder den sonst zuständigen Behörden der beiden 
Vertragstaaten über Streitigkeiten der in Artikel 99 ge- 
nannten Art anhängig sind, bindende Gutachten durch 
Beschluß abzugeben: 

a) über die Anwendbarkeit und Auslegung der Be- 
stimmungen dieses Vertrages, 

b) im Falle des Artikels 87 über die als Ausein- 
andersetzungsergebnis zu erbringende Leistung, 

c) über eine Beschränkung des Umfanges der Lei- 
stung oder über eine Festsetzung ihrer Fälligkeit. 
Eine solche Maßnahme ist vorzusehen, wenn die 
Voraussetzungen für eine entsprechende Emp- 
fehlung nach Artikel 100 Absätze 2, 3 oder 4 
gegeben sind, 

d) über Streitigkeiten der in Artikel 99 Satz 2 be- 
zeichneten Art, 

e) über seine Zuständigkeit (Artikel 110 Abs. 2). 

(2) Die bindende Wirkung eines Gutachtens im Sinne 
des Absatzes 1 gilt für die Gerichte oder sonst zuständigen 
Behörden in allen Instanzen, in denen dieses Verfahren 
anhängig wird. 


Artikel 109 

(1) Das Schiedsgericht besteht aus vier Schiedsrichtern. 
Die Regierung jedes Vertragstaates ernennt auf die 
Dauer von vier Jahren je zwei im Amt oder im Ruhe- 
stand befindliche Richter ihres Landes als Schiedsrichter 
und je zwei weitere als deren Stellvertreter. Die Schieds- 
richter und ihre Stellvertreter dürfen nicht Mitglieder 
der Ständigen Kommission sein. 

(2) Die Schiedsrichter üben ihr Amt in voller Unab- 
hängigkeit aus und sind an keine Weisungen gebunden. 
Sie können während ihrer Amtsdauer gegen ihren Wil- 
len nicht abberufen werden. Sie dürfen in einem Ver- 
fahren über eine Sache nicht mitwirken, mit der sie in 
anderem Zusammenhang bereits befaßt waren oder ander 
sie unmittelbar interessiert sind. Ist in einem Verfahren 
sowohl der Schiedsrichter als auch sein Stellvertreter an 
der Mitwirkung verhindert, so ernennt der betreffende 
Vertragstaat für dieses Verfahren einen Ersatzschieds- 
richter. 

Artikel 110 

(1) Die Gerichte oder sonst zuständigen Behörden der 
beiden Vertragstaaten haben in Verfahren über Streitig- 
keiten der in Artikel 99 genannten Art von Amts wegen 
oder auf Antrag auch nur eines am Verfahren Beteiligten 
das Verfahren mit begründetem Beschluß auszusetzen 
oder zu unterbrechen und die Akten dem Schiedsgericht 
unverzüglich vorzulegen, wenn eine Frage zu entschei- 
den ist, für die eine Zuständigkeit des Schiedsgerichts 
gemäß Artikel 108 Abs. 1 gegeben ist. 

(2) Gegen den Beschluß, durch den das Verfahren unter- 
brochen (ausgesetzt) oder ein Antrag auf Unterbrechung 
(Aussetzung) abgewiesen wird, ist ein abgesondertes 
(selbständiges) Rechtsmittel zulässig. Die Rechtsmittel- 
instanz hat ein Gutachten des Schiedsgerichts über dessen 
Zuständigkeit einzuholen. Gegen die hierauf ergehende 
Entscheidung der Rechtsmittelinstanz ist ein weiteres ab- 
gesondertes (selbständiges) Rechtsmittel nicht zulässig. 

(3) Die Gerichte haben ferner auf Antrag des zu einer 
Leistung aus Rechten und Ansprüchen der in Artikel 99 
genannten Art rechtskräftig Verpflichteten auf Beschrän- 
kung des Umfanges oder der Fälligkeit einer Leistung 
(Artikel 108 Abs. 1 Buchstabe c) unverzüglich die Akten 
dem Schiedsgericht vorzulegen. Ein im Zeitpunkt der 
Einbringung des Antrages bereits eingeleitetes Zwangs- 
vollstreckungsverfahren wegen eines solchen Rechtes 
oder Anspruches ist auf Antrag des Verpflichteten bis 
zur Zustellung des Beschlusses des Schiedsgerichtes (Ar- 
tikel 114) aufzuschieben. Es wird nur auf Antrag wieder- 
aufgenommen. 

Artikel 111 

(1) Das Schiedsgericht verhandelt unter Wahrung des 
Grundsatzes des Parteiengehörs. Es gibt sich eine Ver- 
fahrensordnung, die der Genehmigung durch die Regie- 
rungen der beiden Vertragstaaten bedarf. An den Bera- 
tungen des Schiedsgerichtes über den Entwurf der Ver- 
fahrensordnung können Vertreter der Regierungen der 
beiden Vertragstaaten mit beratender Stimme teilnehmen. 

(2) Im Verfahren vor dem Schiedsgericht können sich 
die an dem Rechtsstreit Beteiligten durch Rechtsanwälte 
vertreten lassen, die in einem der beiden Staaten zuge- 
lassen sind. Lm übrigen gelten die Bestimmungen der 
Artikel 92 Absätze 2 und 3 und der Artikel 93 und 95 
sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, daß bei mangeln- 
dem Einvernehmen über Ort und Zeitpunkt der Tagung 
die Tagung spätestens vier Monate nach Beendigung der 
letzten Tagung in die Hauptstadt des Vertragstaates ein- 
zuberufen ist, auf dessen Gebiet die vorletzte Tagung 
stattgefunden hat. Kommt ein Einvernehmen über die 
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Tagesordnung nicht zustande, so sind alle bei der letzten 
Tagung nicht erledigten und alle bis 4 Wochen vor Beginn 
der nächsten Tagung angefallenen Geschäftsfälle auf die 
Tagesordnung zu setzen. 

Artikel 112 

(1) Das Schiedsgericht faßt seine Beschlüsse mit Stim- 
menmehrheit. 

(2) Kommt eine Stimmenmehrheit nicht spätestens in- 
nerhalb von vier Monaten nach erster Behandlung der 
Sache durch das Schiedsgericht zustande, so haben die 
Regierungen der Vertragstaaten innerhalb von drei wei- 
tere Monaten gemeinsam einen Obmann zu ernennen, 
der an diesem Verfahren und an allen künftigen Ver- 
fahren, in denen ein Mehrheitsbeschluß des Schiedsge- 
richtes nicht zustande kommt, als Vorsitzender mitzuwir- 
ken hat, 

(3) Der Obmann darf weder deutscher noch österrei- 
chischer Staatsangehöriger sein und muß in seinem 
Heimatstaat ein im Amt oder im Ruhestand befindlicher 
Richter oder ein im Amt oder im Ruhestand befindlicher 
Professor der Rechtswissenschaften sein. 

(4) Kommt eine Einigung der beiden Regierungen über 
den zuzuziehenden Obmann innerhalb der vorgenannten 
Frist von drei Monaten nicht zustande, so kann jede der 
beiden Regierungen den Präsidenten des Internationalen 
Gerichtshofes um die Ernennung eines Obmanns bitten, 
der die in Absatz 3 genannten Voraussetzungen erfüllt. 

Artikel 113 

Die Aufgaben der Geschäftsstelle des Schiedsgerichts 
werden von der Geschäftsstelle des Schlichtungsausschus- 
ses (Artikel 101 Abs. 2) wahrgenommen. 

Artikel 114 

(1) Der Beschluß des Schiedsgerichts ist schriftlich aus- 
zufertigen und dem Gericht oder der Behörde unter Rück- 
sendung der Akten zu übermitteln. 

(2) Das Gericht oder die sonst zuständige Behörde hat 
den Parteien den Beschluß des Schiedsgerichts zuzustel- 
len. Das gemäß Artikel 110 Abs. 1 ausgesetzte oder un- 
terbrochene Verfahren ist nur auf Antrag einer der Par- 
teien aufzunehmen. Die Vollstreckung eines rechtskräfti- 
gen Erkenntnisses, über das das Schiedsgericht gemäß 
Artikel 110 Abs. 3 befunden hat, ist nur nach Maßgabe 
des Gutachtens zulässig. 

Artikel 115 

Der Schlichtungsausschuß und das Schiedsgericht kön- 
nen Zustellungen im Gebiet eines jeden der beiden Ver- 
tragstaaten unmittelbar bewirken. Die Zustellung hat, 
wenn hieran Rechtswirkungen geknüpft sind, eigenhändig 
zu erfolgen. 

Artikel 116 

(1) Für Verfahren vor dem Schlichtungsausschuß wer- 
den keine Kosten erhoben. 


(2) Das Schiedsgericht setzt eine Gerichtskostenordnung 
für die vor ihm anhängig werdenden Verfahren fest. 
Die Gerichtskostenordnung bildet einen Bestandteil der 
Verfahrensordnung, die auch Vorschriften über die Be- 
willigung des Armenrechts für Kläger oder Beklagte ent- 
halten muß. 

(3) Das Schiedsgericht hat in dem Beschluß, mit dem 
es sein bindendes Gutachten abgibt, auszusprechen, wel- 
cher Partei die Kosten des Verfahrens auf erlegt werden. 
Es kann die Kosten des Verfahrens im angemessenen 
Verhältnis teilen, wenn dies der Billigkeit entspricht. 

Artikel 117 

(1) Jeder Vertragstaat trägt die Kosten der von ihm 
benannten Mitglieder des Schlichtungsausschusses und 
des Schiedsgerichts. Die Kosten für den Obmann des 
Schiedsgerichts und sonstige Kosten des Schiedsgerichts 
und des Schlichtungsausschusses werden von beiden Ver- 
tragsstaaten je zur Hälfte getragen. 

(2) Aus den bei dem Schiedsgericht eingehenden Ge- 
bühren und sonstigen Einnahmen sind in erster Linie 
diejenigen Kosten des Schiedsgerichts zu decken, die 
nach Absatz 1 Satz 2 von beiden Vertragstaaten je zur 
Hälfte zu tragen sind. Ein hiernach verbleibender Über- 
schuß ist in gleicher Weise zur Deckung der entsprechen- 
den Kosten des Schlichtungsausschusses zu verwenden. 

TEIL VI 

Schlußbestimmungen 

Artikel 118 

(1) Die Übertragung von Vermögen auf Grund dieses 
Vertrages ist von den Gebühren für Rechtsgeschäfte und 
von den Verkehrssteuern befreit. 

(2) In den Fällen eines Erwerbes von Todes wegen 
(Artikel 4 und 5) bleibt die Verpflichtung zur Entrichtung 
der im Zusammenhang mit dem Erwerb von Todes wegen 
und mit der Durchführung der Verlassenschaftsabhand- 
lung entstehenden öffentlichen Abgaben einschließlich 
der Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren mit der 
Maßgabe unberührt, daß die Verjährung der Erbschafts- 
steuer nicht vor Inkrafttreten dieses Vertrages beginnt 

Artikel 119 

Die Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland 
und der deutschen Schuldner aus dem Abkommen vom 
27. Februar 1953 über deutsche Auslandsschulden werden 
durch die Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt 

Artikel 120 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung; die Ratifi- 
kationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn aus- 
getauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten diesen Vertrag unterzeichnet und mit ihren 
Siegeln versehen. 

GESCHEHEN in zwei Urschriften zu Wien am 
15. Juni 1957 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

von B rentano 


Für die 

Republik Österreich 
gezeichnet: 

Leopold Figl 
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Schlußprotokoll 


Bel der Unterzeichnung des heute zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
abgeschlossenen Vertrages zur Regelung vermögens- 
rechtlicher Beziehungen besteht Einverständnis über fol- 
gende Punkte: 

1. Zu Artikel 1: 

a) Unter den Rechten und Interessen, die übertragen 
werden, sind auch — soweit nicht Absatz 2 Buch- 
stabe d etwas anderes bestimmt — Ansprüche auf 
Gewährung einer Entschädigung für die Verstaat- 
lichung von Anteilsrechten an Gesellschaften und 
von Unternehmungen oder Betrieben zu verstehen. 

b) Unter Eigentum ist Allein-, Mit- und Gesamthand- 
eigentum zu verstehen. 

2. Zu Artikel 22: 

a) Unter privaten Schuldnern sind die natürlichen Per- 
sonen, die juristischen Personen des bürgerlichen 
und Handelsrechts sowie die Handelsgesellschaften 
ohne eigene Rechtspersönlichkeit zu verstehen. Vor- 
behaltlich der Sonderbestimmung in Artikel 22 
Abs. 3 des Vertrages fallen darunter nicht juristi- 
sche Personen des öffentlichen Rechts, insbesondere 
nicht das Deutsche Reich (einschließlich Reichsbahn 
und Reichspost und des Unternehmens Reichsauto- 
bahn) und die deutschen Länder (einschließlich des 
Landes Preußen). 

b) Nicht in einer Schuldverschreibung verbriefte For- 
derungen gegen andere als die in Artikel 22 ge- 
nannten Schuldner gelten nur als geregelt, wenn 
und soweit in bezug auf die Forderung nach dem 
8. Mai 1945 und vor dem 27. Juli 1955 ein Fest- 
stellungs- oder Leistungsurteil eines deutschen Ge- 
richts im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
oder im Land Berlin ergangen ist. Artikel 23 gilt 
auch in diesem Falle. 

3. Zu Artikel 24 Abs. 1: 

Auf das durch den Staatsvertrag übertragene Ver- 
mögen des Deutschen Reiches und seiner Einrichtungen 
ist Artikel 24 nicht anzuwenden. Als Einrichtungen 
des Deutschen Reiches in diesem Sinne gelten das 
Unternehmen Reichsautobahn, die Organisation Todt, 
der Reichsnährstand, der Reichsarbeitsdienst und die 
Volksdeutsche Mittelstelle. 

4. Zu Artikel 33: 

Von Artikel 33 werden nicht erfaßt die verbrieften 
Reichsmarkschulden des Reiches einschließlich Reichs- 
bahn und Reichspost sowie des Unternehmens Reichs- 
autobahn und des Landes Preußen. 


5. Zu den Artikeln 45 bis 59: 

Deutsche Versicherungsunternehmungen und Bau- 
sparkassen im Sinne dieses Vertrages sind Versiche- 
rungsunternehmungen und Bausparkassen, die der 
Beaufsichtigung nach dem deutschen Gesetz vom 

6. Juni 1931 über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen und Bausparkassen in 
der in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Fas- 
sung unterliegen. Zur Lebensversicherung gehören 
auch Versicherungsansprüche gegen Sterbe- und Pen- 
sionskassen. 

6. Zu den Artikeln 64 bis 74: 

Unter Unternehmungen, die von Artikel 22 Staats- 
vertrag betroffen sind, sind auch Unternehmungen zu 
verstehen, deren Inhaber oder Gesellschafter von 

Artikel 22 betroffen sind. 

7. Zu Artikel 87 Abs. 6: 

Die Berechnung des Auseinandersetzungsergebnisses 
hat nach folgendem Beispiel zu erfolgen: 

Angenommen, es betragen 

das in der Bundesrepublik Deutschland 
oder im Land Berlin belegene Ver- 
mögen 25 

das übrige Vermögen der Gesellschaft 75 

die Gesamtverbindlichkeiten der Ge- 
sellschaft 40 

die Anteilsrechte aller ehemaligen deut- 
schen Gesellschafter 80 v.LI. 

Berechnung 

Das in der Bundesrepublik Deutschland 
oder im Land Berlin belegene Ver- 


mögen 25 

zuzüglich des übrigen Vermögens der 

Gesellschafter 75 

Gesamtvermögen der Gesellschaft .... 100 

abzüglich Gesamtverbindlichkeiten .... 40 

Reinvermögen 60 


Das Verhältnis des in der Bundesrepu- 
blik Deutschland oder im Land Berlin 
belegenen Vermögens von 25 zu dem 
Gesamtvermögen von 100 beträgt 
1 : 4, demgemäß 


deutsches Reinvermögen 15 

daran ehemalige deuLsche Beteiligung 
von 80 vom Hundert ergibt ein 
Auseinandersetzungsergebnis von . . 12 


GESCHEHEN in zwei Urschriften zu Wien am 15. Juni 1957 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

von Brentano 


Für die 

Republik Österreich 
gezeichnet: 

Leopold Figl 
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Anlage 1 

(Zu Artikel 46 des Vertrags) 

Deutsche V ersicherungsunternehmen 

unter öffentlicher Verwaltung in Österreich 
(Gruppe 1) 

Aachener und Münchener Feuerversicherungs- 
Gesellschaft, 

Aachen, Aureliusstraße 14—16, 

Direktion für Österreich, Wien I, Kärntner Straße 34 

„Agrippina" Allgemeine Versicherungs-A. G., 

Köln, Riehler Straße 90, 

Generalrepräsentanz für Österreich, Wien I, 
Tudilauben 12 

„Agrippina" Lebensversicherungs-A. G., Berlin W 30, 
Rankestraße 5 — 6, 

Geschäftsstelle Wien, Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

„Agrippina" See-, Fluß- und Landtransport-Versicherungs- 
Gesellschaft in Köln, Riehler Straße 90, 
Generalrepräsentanz für Österreich, Wien I, 
Tuchlauben 12 

Albingia Versicherungs-A. G., 

Hamburg 1, Ballindamm 39 (Europahaus), 
Bezirksdirektion für Österreich, Wien IX, 

Roßauer Lände 25 

Allianz Lebensversicherungs-A. G., 

Stuttgart W, Reinsburgstraße 19, 

Landesdirektion für Österreich, Wien VI, 
Theobaldgasse 15 

Alte Leipziger Lebensversicherungs-Gesellschaft a. G., 
Frankfurt a. M. r Bockenheimer Landstraße 42, 
Organisationsleitung Wien, Wien I, Schwarzenberg- 
straße 8 

„Altersschutz" Versicherungsverein a. G., 

Ludwigsburg, Franckstraße 8, 

Linz a. d. Donau, Kaplanhofstraße 6—18, OÖ. 

Berlinische Feuer-Versicherungs-Anstalt, 

München 22, Schadestraße 4, 

Zweigniederlassung für Österreich, Wien I, 
Schwarzenbergstraße 8 

Berlinische Lebensversicherung A. G., 

Berlin SW 68, Markgrafenstraße 11, 

Filialdirektion für Österreich, Wien I, Schwarzenberg- 
straße 8 

Berliner Verein Krankenversicherung a. G., 

Köln, Hohenstaufenring 72, 

Wien I, Freyung 8 

Concordia Lebensversicherungs-A. G., 

Köln, Maria Ablaß-Platz, 

Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Deutsche Anwalts- und Notar-Versicherung, 

jetzt: Sonderabteilung der HANSA Lebensversicherung 
a. G., 

Hamburg 1, Mönchebergstraße 11, 

Geschäftsstelle Wien, Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Deutsche Beamtenversicherung öffentlich-rechtliche 

Lebens- und Renten-Versicherungsanstalt, Berlin W 15, 
Knesebeckstraße 59/60, 

Verwaltungsstelle Wien, Wien I, Schwarzenberg- 
straße 8 

Deutsche Beamten Krankenversicherung Versicherungs- 
verein a. G., 

Koblenz a/Rhein, Südallee 15 — 19, 

Bezirksverwaltung Wien, Wien I, Freyung 8 


Deutsche Kranken-Versicherungs-A. G., 

Berlin-Schöneberg, Innsbrucker Straße 26/27, 

Direktion für Österreich, Wien I, Schottenring 30 

Deutsche Mittelstands-Krankenkasse Volkswohl, 

V. V. a. G., 

Dortmund, Ruhrallee 92, 

Geschäftsstelle Wien, Wien I, Freyung 8 

Deutsche Reichsbahn-Sterbekasse Lebensversicherungs- 
verein a. G., Berlin, 

jetzt: Deutsche Eisenbahn-Versicherungskasse 
Lebensversicherungsverein a. G., Sitz Berlin, 
Hauptleitung Köln, An der Münze 12 — 18, 

Wien IX, Prechtlgasse 9 

Deutsche Sachversicherungs-A. G., Hamburg, 
jetzt: Eigenhilfe Sachversicherung A. G., 

Hamburg 1, Steinstraße 27, 

Wien I, Freyung 8 

Deutscher Bauerndienst Allgemeine Versicherungs-A. G., 
jetzt: Raiffeisendienst Allgemeine Versicherungs-A. G., 
Wiesbaden, Sonnenberger Straße 2, 
Berlin-Charlottenburg 2, Schillerstraße 3, 
Geschäftsstelle Wien, Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Deutscher Bauerndienst Tierversicherungs-Gesellschaft 
a. G., 

Wiesbaden, Prinzessin-Elisabeth-Straße 2, 
Berlin-Charlottenburg 2, Schillerstraße 3, 
Geschäftsstelle Wien, Wien I, Renngasse 1 

Die Hanse — Krankenschutz Versicherungsverein a. G. 
in Hamburg, 

Hamburg 36, Neuer Wall 54, 

Graz, Neutorgasse 57, Stmk. 

Dresdner Allgemeine und Transatlantische 
Güterversicherungs-A. G., 
jetzt: Transatlantische Versicherungs-A. G., 
Berlin-Schöneberg, Fritz Elsas-Straße 9/10, 

Wien I, Tuchlauben 12/1 8 a 

Elektra Versicherungs-A. G., 

Frankfurt a/Main, Berliner Straße 27, 

Geschäftsstelle für Österreich, Wien I, Biberstraße 26 

Europäische Güter- und Reisegepäck-Versicherungs-A. G. r 
Berlin-München, 

München 15, Pettenkoferstraße 33, 

Zweigniederlassung Wien, Wien I, Johannesgasse 20 

Gerling-Konzern Allgemeine Versicherungs-A. G., 

Köln, Von-Werth-Straße 4 — 14 a, 

Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Gerling-Konzern Lebensversicherungs-A. G., 

Köln, Gereonshof, Gerling-Hochhaus, 

Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Gladbacher Feuerversicherungs-A. G., M. -Gladbach, 
Wallstraße 30—32, 

Bezirksdirektion Wien, Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Gothaer Allgemeine Versicherungs-A. G., Göttingen, 
Gothaer Platz 7, 

Generalagentur Wien, Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Gothaer Feuerversicherungsbank a. G., 

Köln, Kaiser-Wilhelm-Ring 23/25, 

Bezirksdirektion für Österreich, Wien I, 
Schwarzenbergstraße 8 
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Gothaer Lebensversicherungsbank a, G., Gotha, 
jetzt: Gothaer Lebensversicherung a. G., Göttingen, 
Gothaer Platz 8, 

Geschäftsstelle Wien, Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Gothaer Transport- und Rückversicherung A. G., 

Köln, Kaiser-Wilhelm-Ring 23/25, 

Bezirksdirektion für Österreich, Wien IX, Wasagasse 6 

Haftpflichtverband der Deutschen Industrie, Verein auf 
Gegenseitigkeit, 

Hannover, Wedekindstraße 22 — 24, 

Sektion Wien, Wien I, Bösendorfer Straße 13 

Hamburg-Bremer Feuer-Versicherungs-A. G., 

Hamburg 13, Harvestehuder Weg 21, 

Direktion für Österreich, Wien I, 

Schwarzenbergstraße 8 

Hamburg-Mannheimer Versicherungs-A. G. f 
Hamburg 36, Alsterufer 1, 

Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Hermes Kreditversicherungs-A. G. f 
Hamburg 13, Hallerstraße 1, 

Berlin W 15, Kurfürstendamm 224, 

Hauptgeschäftsstelle für Österreich, Wien I, 

Franz Josefs-Kai 65 

Karlsruher Lebensversicherung A. G., 

Karlsruhe i. B., Friedrich-Scholl-Platz, 

Filialdirektion für Österreich, Wien I, 
Schwarzenbergstraße 8 

Leipziger Feuerversicherungs-Anstalt, Frankfurt/M 4, 
Bockenheimer Landstraße 42, 

Bezirksdirektion für Österreich, Wien I, Stubenring 18 

Leipziger Verein-Barmenia Krankenversicherung für 
Beamte, freie Berufe und Mittelstand a. G., Leipzig, 
jetzt: Leipziger Verein-Barmenia, Krankenversicherung 
a. G., 

Wuppertal-Elberfeld, Viktoriastraße 17/21, 
Bezirksdirektion Wien, Wien III, Lothringerstraße 14 

Leipziger Verein-Barmenia Lebensversicherung a. G., 
Hamburg-Volksdorf, Halenreihe 40 — 44, 
Bezirksdirektion Wien, Wien III, Lothringerstraße 14 

Mannheimer Versicherungs-Ges., Mannheim, 

Werderplatz 3 — 4, 

Filialdirektion Wien, Wien I, Schottenbastei 6 

„Mittelstandshilfe" Krankenversicherungsanstalt a. G., 
für Mittelstand und Landwirtschaft zu Dortmund, 
Dortmund, Ostwall 64, 

Landesstelle für Österreich, Wien III, 

Lothringerstraße 14 

Münchener Verein Krankenversicherungsanstalt a. G., 
München 15, Pettenkoferstraße 19, 

Direktion für Österreich, Wien III, Lothringerstraße 14 

Münchener Verein Lebens- und Altersversicherungs- 
anstalt a. G., 

München 15, Pettenkoferstraße 19, 

Direktion für Österreich, Wien I, 

Schwarzenbergstraße 8 

„National" Allgemeine Versicherungs-A. G., 

Lübeck, Travemünder Allee 9, 

Direktion für Österreich, Wien I, Börsegasse 14 


„National" Lebensversicherungs-A. G., 

Lübeck, Travemünder Allee 9, 

Direktion für Österreich, Wien I, Börsegasse 14 

Nordstern Allgemeine Versicherungs-A. G., 

Köln, Gereonstraße 43/65, 

Direktion für Österreich, Wien I, Kärntner Straße 34 

Nordstern Lebensversicherungs-A. G., 

Köln, Kaiser-Friedrich-Ufer 23, 

Zweigniederlassung für Österreich, Wien I, 

Kärntner Straße 34 

„Nothilfe" Krankenversicherung V. a. G., 

Mannheim, Erzbergerstraße 9 — 13, 

Geschäftsstelle in Österreich, Graz, Neutorgasse 57 
Stmk. 

Oldenburger Versicherungs-Gesellschaft, 

Oldenburg (Oldb.), Bahnhofstraße 7, 

Wien I, Schwarzenbergstraße 8 

Schlesische Feuerversicherungs-Gesellschaft, 

Köln, Marzellenstraße 1, 

Bezirksdirektion für Österreich, Wien I, 
Tegetthofstraße 7 

Sterbekassenverein für Reichspostbeamte, Berlin, 
jetzt: Post-Sterbekasse V. a. G., 

Berlin-Charlottenburg, Rognitstraße 8, 

Wien IX, Prechtlgasse 9 

Süddeutsche Krankenversicherung Versicherungsverein 
a. G., 

München 15, Herzog Heinrich-Straße 24, 

Landesstelle Wien, Graz, Neutorgasse 57, Stmk. 

Thuringia Versicherungs-A. G., 

München, Widenmayerstraße 16, 

Bezirksdirektion für Österreich, Wien I, 
Schwarzenbergstraße 8 

Union und Rhein Versicherungs-A. G., 

Berlin W 30, Tauentzienstraße 1, 

Geschäftsstelle Wien, Wien I, Tuchlauben Nr. 12/18 a 

Vereinigte Krankenversicherung A. G., 

Berlin W 30, Neue Ansbacher Straße 12 a, 

München 23, Leopoldstraße 24, 

österreichische Direktion, Wien I, Kärntner Straße 51 

Victoria Feuerversicherungs-A. G., 

Berlin SW 68, Lindenstraße 20 — 25, 

(Direktion für die Westzonen: Düsseldorf, 

Bahnstraße 2 — 8, Ecke Königsallee), 

Direktion für Österreich, Wien I, Schottengasse 10 

Victoria Lebensversicherungs-A. G., 

Berlin SW 68, Lindenstraße 20 — 25, 

Direktion für Österreich, Wien I, Schottengasse 10 

Volks-Feuerbestattung Versicherungsverein a. G. 
zu Berlin, 

Berlin SW 68, Zimmerstraße 14 — 15, 

Geschäftsstelle Wien, Wien XIII, Stuweckengasse 26 

Württembergische Feuerversicherung A. G. in Stuttgart, 
Stuttgart-W., Johannesstraße 1 — 7, 

Bezirksdirektion Wien, Wien IX, Wasagasse 6 

Württembergische und Badische Vereinigte 
Versicherungs-Gesellschaft A. G., 

Heilbronn a. N., Karlstraße 72, 

Filialdirektion Wien, Wien IX, Wasagasse 6 
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Anlage 2 

Der Vorsitzende der deutschen Delegation 

der Gemischten deutsch-österreichischen Kommission 


Wien, den 12. Juni 1957 


Herr Vorsitzender! 

In den deutsch-österreichischen Verhandlungen ist 
auch der Fragenkreis der Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden erörtert worden. Unter Bezugnahme 
hierauf darf ich folgendes mitteilen: 

a) Forderungen Österreichischer Gläubiger aus Schuld- 
verschreibungen der Konversionskasse werden von 
der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen von 
Ziffer 4 der Anlage I des Abkommens über deutsche 
Auslandsschulden vom 27. Februar 1953 in Verbin- 
dung mit den hierzu ergangenen Regelungsange- 
boten in der gleichen Weise wie gegenüber anderen 
Gläubigern erfüllt, sofern die Voraussetzungen des 
Artikels 4 Abs. 3 des Abkommens gegeben sind. 

b) Die Verpflichtungen, welche die Bundesrepublik 
Deutschland im Hinblick auf Zahlungen an die Kon- 
versionskasse den ausländischen Gläubigern gegen- 
über gemäß Unteranlage E der Anlage I des Ab- 
kommens über deutsche Auslandsschulden über- 
nommen hat, werden durch Artikel 23 Abs. 3 
Staatsvertrag nicht betroffen. 


Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck 
meiner vorzüglichsten Hochachtung. 

Dr. Günther S e e 1 i g e r 

An den 

Vorsitzenden der österreichischen Delegation 

der Gemischten deutsch-österreichischen Kommission 

Herrn Botschafter Dr. Josef Schöner 

Wien 


Der Vorsitzende der österreichischen Delegation 
der Gemischten österreichisch-deutschen Kommission 


Wien, den 12. Juni 1957 

Herr Vorsitzender! 

Sie haben heute an mich ein Schreiben gerichtet, das 
wie folgt lautet: 

„In den deutsch-östereichischen Verhandlungen ist 
auch der Fragenkreis der Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden erörtert worden. Unter Bezugnahme 
hierauf darf ich folgendes mitteilen: 

a) Forderungen österreichischer Gläubiger aus Schuld- 
verschreibungen der Konversionskasse werden von 
der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen von 
Ziffer 4 der Anlage I des Abkommens über deutsche 
Auslandsschulden vom 27. Februar 1953 in Verbin- 
dung mit den hierzu ergangenen Regelungsange- 
boten in der gleichen Weise wie gegenüber anderen 
Gläubigern erfüllt, sofern die Voraussetzungen des 
Artikels 4 Abs. 3 des Abkommens gegeben sind. 

b) Die Verpflichtungen, welche die Bundesrepublik 
Deutschland im Hinblick auf Zahlungen an die Kon- 
versionskasse den ausländischen Gläubigern gegen- 
über gemäß Unteranlage E der Anlage I des Ab- 
kommens über deutsche Auslandsschulden über- 
nommen hat, werden durch Artikel 23 Abs. 3 
Staatsvertrag nicht betroffen." 

Ich darf hiermit das Einverständnis mit dem Inhalt Ihres 
Schreibens erklären. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner vorzüglichsten Hochachtung. 

Dr. Josef Schöner 

An den 

Vorsitzenden der deutschen Delegation 
der Gemischten österreichisch-deutschen Kommission 
Herrn Ministerialdirigenten Dr. Günther Seeliger 
Wien 
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Der Bundesminister 
des Auswärtigen 


Wien, den 15. Juni 1957 

Herr Bundesminister! 

Ich habe die Ehre, Ihnen unter Bezugnahme auf den 
heute Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Österreich zur Re- 
gelung vermögensrechtlicher Beziehungen folgendes mit- 
zuteilen: 

Die Bundesrepublik Deutschland hat den Wunsch, das 
Land Berlin in den Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich zur Regelung 
vermögensrechtlicher Beziehungen einzubeziehen. Ich 
schlage daher den Abschluß folgender Vereinbarung vor: 

Der Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über der österreichischen Bundesregierung innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Falls Sie sich, Herr Bundesminister, mit diesem Vor- 
schlag einverstanden erklären können, würde mit der 
Bestätigung der vorliegenden Note eine Vereinbarung 
zwischen unseren beiden Staaten über die Einbeziehung 
des Landes Berlin in den heute Unterzeichneten Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
publik Österreich als zustandegekommen angesehen wer- 
den. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

gez. von Brentano 


An den 

Bundesminister 

für die Auswärtigen Angelegenheiten 
Herrn Dr. Dipl. -Ing. Leopold Figl 
Wien 


Der Bundesminister 
für die 

Auswärtigen Angelegenheiten 


Wien, den 15. Juni 1957 

Herr Bundesminister! 

Ich habe die Ehre, den Empfang der mir von Ihnen 
übersandten Note vom heutigen Tage zu bestätigen, mit 
welcher Sie mir mitteilen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland den Wunsch hat, das Land Berlin in den 
Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bun- 
desrepublik Deutschland zur Regelung vermögensrecht- 
licher Beziehungen einzubeziehen und hierüber folgende 
Vereinbarung zu treffen: 


Der Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegen- 
über der österreichischen Bundesregierung innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Ich habe die Ehre, Sie davon in Kenntnis zu setzen, 
daß Ihr Vorschlag die österreichische Zustimmung ge- 
funden hat. Demgemäß soll durch Ihre Note und diese 
vorliegende Antwortnote die Vereinbarung zwischen un- 
seren beiden Staaten über die Einbeziehung des Landes 
Berlin in den heute Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland 
zur Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen als zu- 
standegekommen angesehen werden. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

gez. Leopold Figl 


An den 

Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland, 
Herrn Dr. Heinrich von Brentano 
Wien 
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Denkschrift 


Überblick über den Inhalt des Vertrages 

Durch den vorliegenden Vertrag nebst Schlußproto- 
koll und zwei Anlagen werden die mit der Beschlag- 
nahme des deutschen privaten Vermögens in Öster- 
reich zusammenhängenden, im allgemeinen unter 
dem Stichwort „Deutsches Eigentum" bekannten 
Fragen geregelt. Vermögenswerte und Verbindlich- 
keiten öffentlich-rechtlicher Rechtsträger sind daher, 
abgesehen von gewissen Ausnahmen, nicht ein- 
bezogen. Der Vertrag trifft in seinem Teil I Be- 
stimmungen über die Übertragung von Vermögen- 
schaften, Rechten und Interessen an deutsche Staats- 
angehörige, in seinem Teil II Bestimmungen über 
die Geltendmachung von Forderungen österreichi- 
scher Staatsangehöriger. In dem Teil III sind die 
besonderen Bestimmungen über Kreditinstitute und 
Wertpapiere, über Versicherungsunternehmen und 
Bausparkassen sowie über die Behandlung der ge- 
werblichen Schutzrechte, Firmenbezeichnungen und 
Urheberrechte niedergelegt. In den ergänzenden 
Bestimmungen des Teils IV ist der räumliche, per- 
sönliche und sachliche Geltungsbereich des Ver- 
trages geregelt. Im Teil V befinden sich die Bestim- 
mungen über die Ständige Kommission, den Schlich- 
tungsausschuß und das Schiedsgericht. In den 
Schlußbestimmungen des Teils VI wird u. a. fest- 
gelegt, daß der Vertrag der Ratifizierung bedarf 
und die Ratifikationsurkunden sobald wie möglich 
in Bonn ausgetauscht werden sollen. Im Schluß- 
protokoll sind Auslegungsgrundsätze zu einigen 
Artikeln enthalten. In der Anlage 1 werden die- 
jenigen deutschen Versicherungsunternehmen auf- 
geführt, die unter öffentlicher Verwaltung in Öster- 
reich stehen. Die Anlage 2 enthält die Einbeziehung 
des Landes Berlin in den Vertrag, einen Noten- 
wechsel über die Forderungen österreichischer 
Gläubiger aus Schuldverschreibungen der Konver- 
sionskasse sowie gewisse Verpflichtungen der Bun- 
desrepublik Deutschland im Hinblick auf Zahlungen 
an die Konversionskasse. 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Mit Kriegsende erlangte die Republik Österreich 
ihre Selbständigkeit wieder, mußte sich allerdings 
einem Besatzungsregime der Vier Mächte unter- 


Ü sogenanntes Potsdamer Protokoll, Text „Deutsches 
Vermögen im Ausland" (Böhmer il 953 Bd. 1 Nr. 5 
S. 9 ff.) 

ä ) Bundesgesetz vom 26. Juli 1946 über die Bestellung 
von öffentlichen Verwaltern (österr. BGBl. 1946 Nr. 157) 

;{ ) Bundesgesetz vom 26. Juli 1946 über die Verstaat- 
lichung von Unternehmen (österr, BGBl. Nr. 168) und 


werfen. In dem Protokoll der Berliner Konferenz 
vom 2. August 1945 1 ) behielten die Besatzungs- 
mächte sich vor, über das deutschen natürlichen 
und juristischen Personen gehörende Vermögen zu 
verfügen. Das deutsche Vermögen in der sowjetisch 
besetzten Zone Österreichs wurde in sowjetisches 
Staatseigentum überführt und von der Verwaltung 
sowjetischen Eigentums in Österreich (USIA ge- 
nannt) übernommen. In den westlichen Besatzungs- 
zonen Österreichs wurde das Deutschen gehörende 
Auslandsvermögen zunächst unter Besatzungsrecht 
gestellt. Im Jahre 1946 wurde es der österreichi- 
schen Regierung in treuhänderische Verwaltung 
übergeben; diese ist durch das sogenannte Ver- 
waltergesetz vom Jahre 1946 2 ) näher geregelt wor- 
den. Für gewisse, wirtschaftlich bedeutsame Ver- 
mögensobjekte ergingen in den Jahren 1946/47 im 
Zuge der Verstaatlichung gesetzgeberische Maß- 
nahmen, wodurch diese Betriebe in österreichisches 
Staatseigentum überführt wurden 3 ). 

Wegen der gegensätzlichen Interessen der Be- 
satzungsmächte erlangte die Republik Österreich 
nicht unmittelbar nach Kriegsende ihre volle 
Souveränität. Bereits im Jahre 1946 war auf der 
Außenministerkonferenz in New York eine Kom- 
mission für den Entwurf eines österreichischen 
Staatsvertrages eingesetzt worden. Es gelang jedoch 
nicht, den Staatsvertrag alsbald zum Abschluß zu 
bringen. Nicht zuletzt war ein wesentliches Hinder- 
nis für seinen Abschluß das unter dem Stichwort 
„Deutsches Eigentum' 1 sich darstellende Problem der 
deutschen natürlichen und juristischen Personen ge- 
hörenden Vermögenswerte in Österreich. 

In dem ersten Entwurf eines österreichischen Staats- 
vertrages war im Artikel 35 vorgesehen, daß das 
in der sowjetischen Besatzungszone Österreichs be- 
findliche deutsche Vermögen „an Österreich über- 
tragen" werden sollte. Österreich hatte hierfür be- 
stimmte Leistungen auf sich zu nehmen. Das in den 
westlichen Besatzungszonen befindliche deutsche 
Vermögen sollte der österreichischen Regierung 
„überlassen" werden, ohne daß in diesem Falle von 
einer Gegenleistung die Rede war. Von einem 
Rückgabeverbot oder einer Beschränkung der Rück- 
gabe an deutsche Eigentümer war in diesem Ent- 
wurf nichts enthalten 4 ). 

Bundesgesetz vom 26. März 1947 über die Verstaat- 
lichung der Elektrizitätswirtschaft (österr. BGBl. Nr. 81) 
4 ) Auszug aus Artikel 35 des ersten Entwurfs des Staats- 
vertrages (Druck der österreichischen Staatsdruckerei, 

Wien, 1950). 

Deutsdie Vermögenswerte in Österreich: 

Die Sowjetunion, das Vereinigte Königreich, die Ver- 
einigten Staaten von Amerika und Frankreich haben 
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Während der Verhandlung zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Westalliierten über 
den Sechsten Teil des Vertrages zur Regelung aus 
Krieg und Besatzung entstandener Fragen (über- 
leitungsvertrag) 5 ) verlangten die Alliierten ein 
Vorweganerkenntnis der in bezug auf das deutsche 
Vermögen in Österreich in dem Staatsvertrag zu 
treffenden Bestimmungen. Die Bundesregierung, die 
diese Anerkenntnis mit Rücksicht auf ihre grund- 
sätzliche Stellungnahme gegenüber völkerrechts- 
widrigen Enteignungen von Privateigentum nicht 
aussprechen konnte, stimmte schließlich der in 
Artikel 3 Abs. 2 des Sechsten Teils des Uber- 
leitungsvertrages niedergelegten „Hinnahmeklau- 
sel“ zu 6 ). 

Entgegen den Erwartungen der Bundesregierung 
wurde das „Deutsche Eigentum“ in der endgültigen 
Fassung des Staatsvertrages betreffend die Wieder- 
herstellung eines unabhängigen und demokratischen 
Österreich vom 15. Mai 1955 (im folgenden Staats- 


vertrag) erheblich ungünstiger behandelt. Nach 
Artikel 22 7 ) werden sowohl die in der sowjetisch 
besetzten Zone als auch die in den Westzonen 
Österreichs belegenen deutschen Vermögenswerte 
auf Österreich „übertragen“. Darüber hinaus enthält 
der Vertrag ein Verbot der Rückgabe an juristische 
und, soweit das Vermögen den Wert von öS 260 000 
übersteigt, an natürliche Personen. Eine ausdrück- 
liche Ausnahme von dem Rückgabeverbot ist für 
erzieherischen, kulturellen, karitativen oder reli- 
giösen Zwecken dienendes Vermögen aus- 
gesprochen. 

Der Staatsvertrag nimmt auch Eingriffe in das Ver- 
mögen österreichischer Staatsangehöriger vor. ln 
Artikel 23 Abs. 3 verzichtet Österreich nicht nur 
für sich als Staat, sondern auch im Namen seiner 
Staatsangehörigen auf alle in der Zeit vom 13. März 
1938 bis zum 8. Mai 1945 begründeten Forderungen 
gegen Deutschland und deutsche Staatsangehörige 
(einschließlich juristische Personen) 8 ). Artikel 23 


das Recht, über alle deutschen Vermögenswerte in 
Österreich gemäß dem Protokoll der Berliner Kon- 
ferenz vom 2. August 1945 zu verfügen . . . 

6. Die Sowjetunion überträgt an Österreich Vermögen- 
schaften, Rechte und Interessen, die sie als deutsche 
Vermögenswerte mit der vorhandenen Ausstattung 
innehat oder beansprucht, und überträgt auch Kriegs- 
industrie-Unternehmungen zusammen mit vorhan- 
denen Ausstattungen, Häusern und ähnlichem Immo- 
biliarvermögen einschließlich von in Österreich ge- 
legenen Grundstücken, die sie als Kriegsbeute innehat 
oder beansprucht, mit Ausnahme der in den §§ 1,2 3, 

4 und 5 des vorliegenden Artikels erwähnten Ver- 
mögenswerte. Österreich verpflichtet sich seinerseits, 
der Sowjetunion 150 000 000 USA-$ in frei konvertier- 
barer Währung innerhalb eines Zeitraumes von sechs 
Jahren zu zahlen . . . 

11. Das Vereinigte Königreich, die Vereinigten Staa- 
ten von Amerika und Frankreich überlassen hiermit 
Österreich alle Vermögenschaften, Rechte und Inter- 
essen, die von ihnen oder in ihrem Namen in Öster- 
reich als ehemalige deutsche Vermögenswerte oder 
Kriegsbeute innegehabt oder beansprucht werden. 

5 ) BGBl. 1955 II S. 439. 

ft ) Artikel 3 Abs. 2 des Überleitungsvertrages: 

„Die Bundesrepublik wird die Bestimmungen über die 
Behandlung des deutschen Auslandsvermögens in 
Österreich hinnehmen, die in einem Abkommen ent- 
halten sind, bei dem die gegenwärtigen Besatzungs- 
mächte Österreichs Parteien sind, oder die in dem 
zukünftigen Staatsvertrag mit Österreich getroffen 
werden.“ 

7 ) Auszug aus Artikel 22 Staatsvertrag (österr. BGBl. 
1955 Nr. 152), 

6. Die Sowjetunion überträgt an Österreich Vermögen- 
schaften, Rechte und Interessen, die sie als deutsche 

Vermögenswerte mit der vorhandenen Ausstattung 
innehat oder beansprucht, und überträgt auch Kriegs- 
industrie-Unternehmungen zusammen mit vorhan- 

denen Ausstattungen, Häusern und ähnlichem Immo- 
biliarvermögen einschließlich von in Österreich ge- 
legenen Grundstücken, die sie als Kriegsbeute innehat 
oder beansprucht, mit Ausnahme der in den §§ 1, 2, 3, j 
4 und 5 dieses Artikels erwähnten Vermögenswerte, j 
Österreich verpflichtet sich seinerseits, der Sowjet- j 
Union 150 000 000 USA-$ in frei konvertierbarer Wäh- ; 


rung innerhalb eines Zeitraumes von sechs Jahren zu 
zahlen . . . 

11. Das Vereinigte Königreich, die Vereinigten Staa- 
ten von Amerika und Frankreich übertragen hiermit 
Österreich alle Vermögenschaften, Rechte und Inter- 
essen, die von ihnen oder in ihrem Namen in Öster- 
reich als ehemalige deutsche Vermögenswerte oder 
Kriegsbeute innegehabt oder beansprucht werden. Die 
Österreich gemäß diesem Paragraphen übertragenen 
Vermögenschaften, Rechte und Interessen gehen sei- 
tens des Vereinigten Königreiches, der Vereinigten 
Staaten von Amerika oder Frankreichs frei von allen 
Lasten oder Ansprüchen, die sich aus der Ausübung 
ihrer Kontrolle dieser Vermögenschaften, Rechte oder 
Interessen nach dem 8. Mai 1945 ergeben, auf Öster- 
reich über . . . 

13. Österreich verpflichtet sich, mit Ausnahme der 
erzieherischen, kulturellen, karitativen und religiösen 
Zwecken dienenden Vermögenschaften keine der ihm 
als ehemalige deutsche Vermögenswerte übertragenen 
Vermögenschaften, Rechte und Interessen in das 
Eigentum deutscher juristischer Personen oder — so- 
fern der Wert der Vermögenschaften, Rechte oder 
Interessen öS 260 000 übersteigt — in das Eigentum 
deutscher physischer Personen zu übertragen. Öster- 
reich verpflichtet sich ferner, diejenigen in den Listen 
1 und 2 dieses Artikels erwähnten Rechte und Ver- 
mögenschaften, welche von der Sowjetunion gemäß 
dem österreichisch-sowjetischen Memorandum vom 
15. April 1955 an Österreich übertragen werden, nicht 
in ausländisches Eigentum zu übertragen. 

8 ) Auszug aus Artikel 23 Staatsvertrag 

3. Unbeschadet dieser und aller anderen zugunsten 
Österreichs und österreichischer Staatsangehöriger 
getroffenen Verfügungen der Besatzungsmächte in 
Deutschland verzichtet Österreich, unbeschadet der 
Gültigkeit bereits getroffener Regelungen, im eigenen 
Namen und im Namen der österreichischen Staats- 
angehörigen auf alle am 8. Mai 1945 noch offenen 
Forderungen gegen Deutschland und deutsche Staats- 
angehörige, mit Ausnahme jener, die aus Verträgen 
und anderen Verpflichtungen stammen, die vor dein 
13. März 1933 eingegangen wurden, sowie der vor dem 
13. März 1938 erworbenen Rechte. Dieser Verzicht 
umfaßt alle Forderungen hinsichtlich der während der 
Zeit der Annexion Österreichs durch Deutschland 
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Abs. 3 Staatsvertrag gehört zu den Bestimmungen 
„einschlägiger Verträge", auf die in Artikel 5 Abs. 4 
des Abkommens vom 27. Februar 1953 über deut- 
sche Auslandsschulden (LSA) verwiesen wird 9 ). 

Die Behandlung des „Deutschen Eigentums" im 
Staatsvertrag enttäuschte in der Bundesrepublik 
und brachte gewisse Spannungen in das Verhältnis 
beider Staaten. Diese Verstimmung konnte anläß- 
lich des Staatsbesuches des Bundesministers des 
Auswärtigen in der Zeit vom 16. bis 18. November 
1955 in Wien behoben werden. Unter Bezugnahme 
auf die bereits früher von dem Bundeskanzler ab- 
gegebene Erklärung, daß die Bundesrepublik 
Deutschland die Unabhängigkeit und Selbständig- 
keit Österreichs achte und anerkenne, wurde die 
Bereitschaft erklärt, alle offenen Fragen im Geiste 
aufrichtiger Freundschaft, den Blick auf die Zukunft 
gerichtet, zu behandeln. In Verfolgung des Zieles, 
die Beziehungen zwischen den beiden Staaten zu 
festigen und zu vertiefen, wurde eine Gemischte 
Kommission eingesetzt zur Prüfung der wirtschaft- 
lichen, kulturellen, sozialen und rechtlichen Fragen, 
wobei die Prüfung sich insbesondere auch auf die 
aus dem österreichischen Staatsvertrag sich er- 
gebenden Probleme beziehen sollte. Die Gemischte 
Kommission hielt nach ihrer Konstituierung am 
21. Dezember 1955 sieben Arbeitstagungen ab. In 
langwierigen, oft zäh geführten Verhandlungen hat 
sie Lösungsvorschläge ausgearbeitet, die zu dem 
am 15. Juni 1957 Unterzeichneten Vertrag geführt 
haben. 

Die Verhandlungen konnten erfolgreich abgeschlos- 
sen werden, weil beide Seiten den Grundsatz der 
Unantastbarkeit des Privateigentums als Richtschnur 
ihres Handelns angesehen haben. Da sowohl zu 
Lasten der Deutschen als auch der Österreicher 
durch die Bestimmungen der Artikel 22 Abs. 13 und 
23 Abs. 3 Staatsvertrag Eingriffe in die Privatrechts- 
sphäre erfolgt sind, mußte es das Bestreben beider 
Teile sein, die Schäden und Störungen, die sich 
hieraus ergeben haben, im Interesse ihrer Staats- 
angehörigen und der beiderseitigen Beziehungen so 
weit wie möglich zu beseitigen. 

Von dieser Erkenntnis ausgehend, suchten die Ver- 
handlungspartner einen praktischen Weg, der den 
oben erwähnten Grundsätzen möglichst viel Raum 
geben würde. 

Gestützt auf die in Artikel 22 Abs. 13 Staatsvertrag 
vorgesehenen Möglichkeiten entschloß sich die 


durchgeführten Transaktionen und alle Forderungen 
hinsichtlich der während dieses Zeitraumes erlittenen 
Verluste oder Schäden, insbesondere hinsichtlich der 
im Besitz der Österreichischen Regierung oder öster- 
reichischer Staatsangehöriger befindlichen öffentlichen 
deutschen Schulden und der Zahlungsmittel, die zur 
Zeit der Geldkonversion eingezogen wurden. Solche 
Zahlungsmittel sind bei Inkrafttreten des vorliegen- 
den Vertrages zu vernichten. 

! ') Auszug aus Artikel 5 LSA (BGBl. 1953 11 S. 331). 

(4) Die gegen Deutschland oder deutsche Staats- 
angehörige gerichteten Forderungen von Staaten, die 


österreichische Regierung, im Rahmen der ihr auf- 
erlegten Bindungen einen Ausgleich herbeizuführen 
und dadurch das auch von ihr angestrebte Ziel zu 
erreichen, die Beunruhigung in den beiden Staaten 
um das offene Problem des deutschen Eigentums 
zu beenden. Dabei betonte sie, daß ihre Lösungs- 
vorschläge auch dazu dienen sollten, alte wirtschaft- 
liche Bindungen nicht abreißen zu lassen und die 
traditionellen Bande zum Wohlergehen beider Staa- 
ten und ihrer Staatsbürger in freundschaftlichem 
Geiste zu vertiefen und zu pflegen. 

Diesen Gedanken entspricht die Einigung über die 
nachfolgend besonders hervorzuhebenden Punkte: 

1. die Bewertung der zu übertragenden Vermögen 
nach den zum 1. Januar 1948 geltenden Einheits- 
werten; 

2. der Freibetrag von öS 260 000 für jedes Ver- 
mögen; 

3. die Bildung zweier Vermögensgruppen für die 
Bewertung und Übertragung; 

4. die Einsetzung der Ständigen Kommission zur 
Erörterung aller Fragen, die mit der Durchführung 
und Anwendung des Vertrages in Zusammenhang 
stehen; 

5. die Bildung eines aus der Ständigen Kommission 
hervorgehenden Schlichtungsausschusses, der die 
Aufgabe hat, Vermögensstreitigkeiten gütlich bei- 
zulegen und auch diejenigen Fragen zu lösen, die 
für die durch die Härten des österreichischen Staats- 
vertrages Betroffenen von besonderer wirtschaft- 
licher Bedeutung sind; 

6. die Zusage, die Ausnahmebestimmung in bezug 
auf Vermögen, das erzieherischen, kulturellen, ka- 
ritativen oder religiösen Zwecken dient, so günstig 
wie möglich anzuwenden. 

Die österreichische Regierung hatte ihre Bereit- 
schaft zu dieser Lösung der Vermögensfrage von 
einem deutschen Entgegenkommen bei der Aus- 
legung der sogenannten Unbeschadet-Klausel in 
Artikel 23 Abs. 3 („unbeschadet der Gültigkeit be- 
reits getroffener Regelungen" — vgl. Anmerkung 8) 
abhängig gemacht. Die Fassung dieser Klausel er- 
möglichte es der Bundesregierung, diesem Wunsche 
zu entsprechen. Demgemäß sind in Artikel 22 des 
Vermögensvertrages die Voraussetzungen, unter 
denen private Forderungen österreichischer Gläu- 

vor dem 1. September 1939 in das Reich eingegliedert 
oder am oder nach dem 1. September 1939 mit dem 
Reich verbündet waren, und von Staatsangehörigen 
dieser Staaten aus Verpflichtungen, die zwischen dem 
Zeitpunkt der Eingliederung (hei mit dem Reich ver- 
bündet gewesenen Staaten dem 1. September 1939) 
und dem 8. Mai 1945 eingegangen worden sind, oder 
aus Rechten, die in dem genannten Zeitraum er- 
worben worden sind, werden gemäß den Bestim- 
mungen behandelt, die in den einschlägigen Verträgen 
getroffen worden sind oder noch getroffen werden. 
Soweit gemäß den Bestimmungen dieser Verträge 
solche Schulden geregelt werden können, finden die 
Bestimmungen dieses Abkommens Anwendung. 
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biger als geregelt angesehen werden können, im 
einzelnen näher bestimmt: 

Für Forderungen gegenüber Kreditinstituten und 
Versicherungsunternehmen sind besondere Bestim- 
mungen getroffen worden. Um Unbilligkeiten zu 
vermeiden, die sich im Einzelfall für deutsche 
Schuldner aus der erwähnten Auslegung der Unbe- 
schadet-Klausel ergeben könnten, sind in Arti- 
kel 100 eine allgemeine und eine besondere Härte- 
klausel vorgesehen. Diese Klauseln, deren Anwen- 
dung dem Schlichtungsausschuß und erforderlichen- 
falls dem Schiedsgericht obliegt, bieten nach Über- 
zeugung beider Vertragsteile die Gewähr für eine 
befriedigende Lösung auch dieser Probleme. Ferner 
hat sich die Bundesregierung in Artikel 90 bereit 
erklärt, in Ansehung der Tatsache, daß die Repu- 
blik Österreich für die ihr von der Sowjetunion aus 
der USIA-Verwaltung zurückübertragenen Vermö- 
genswerte finanzielle Verpflichtungen hat überneh- 
men müssen, der österreichischen Regierung einen 
Beitrag in Höhe von 22,5 Millionen Deutsche Mark 
zu leisten, der einem Gegenwert von 135 Millionen 
österreichische Schilling entspricht. 

Jm Hinblick auf die Tatsache, daß nach Kriegsende 
die vielfältigen wirtschaftlichen und rechtlichen Be- 
ziehungen zwischen beiden Ländern unterbrochen 
wurden, und in Anbetracht der durch den Staats- 
vertrag geschaffenen tatsächlichen Lage ist der 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik und der Repu- 
blik Österreich als eine vertretbare Lösung eines 
vielschichtigen und verwickelten Fragenkreises an- 
zusehen. Der Vertrag hat über seine wirtschaft- 
liche und rechtliche Wirkung hinaus erhebliche poli- 
tische Bedeutung. 


II. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 
des Vertrages 

TEIL I 

behandelt die Rückgabe der durch den Staatsvertrag 
erfaßten Vermögenswerte. 

Im 1. ABSCHNITT (Übertragung — Artikel 1 bis 13) 

sind die materiell-rechtlichen Bestimmungen über 
die Übertragung von Vermögenschaften, Rechten 
und Interessen an deutsche Staatsangehörige zu- 
sammengefaßt. 

Zu Artikel 1 

Im Artikel 1 wird die Voraussetzung, insbesondere 
der Gegenstand und Umfang der Übertragung von 
Vermögenschaften, Rechten und Interessen be- 
stimmt. Der aus dem Staatsvertrag übernommene 
Begriff „Vermögenschaften, Rechte und Interessen" 
(hinfort Vermögenswerte) schließt Vermögenswerte 
jeder Art ein. Er bezieht sich also u. a. auf Grund- 
stücke, bewegliche Sachen, Rechte an Grundstücken 
und Sachen, Forderungen und Anteilsrechte jeder 
Art, Wertpapiere und gewerbliche Schutzrechte. 
Auch Entschädigungsansprüche auf Grund der öster- 
reichischen Verstaatlichungsmaßnahmen gehören 
hierher (vgl. Nr. 1 a des Schlußprotokolls). 


Die Vermögenswerte müssen zum Stichtag des 
8. Mai 1945 im Eigentum einer natürlichen Person 
deutscher Staatsangehörigkeit gestanden haben. 
Damit scheiden die Vermögenswerte, die am Stich- 
tag im Eigentum einer juristischen Person standen, 
entsprechend dem im Artikel 22 Abs. 13 des Staats- 
vertrages ausgesprochenen Rückgabeverbot im 
Prinzip aus. Als Eigentum ist, wie im Schlußproto- 
koll Nr. 1 b ausdrücklich gesagt wird, sowohl das 
Allein- als auch Mit- und Gesamthandeigentum zu 
verstehen. Gegenstand der Übertragung können 
also auch Beteiligungen an einer Gesellschaft, Er- 
bengemeinschaft und dergleichen sein. Es kommen 
nur solche Vermögenswerte in Betracht, die in 
Österreich belegen sind. Außerhalb Österreichs be- 
legene Vermögenswerte sind nicht betroffen, da die 
Bestimmungen des Staatsvertrages sich territorial 
auf das Gebiet der Republik Österreich beschrän- 
ken. Dies gilt mithin für Vermögenswerte sowohl 
natürlicher als auch juristischer Personen im gesam- 
ten nichtösterreichischen Gebiet. Dies ist z. B. von 
Bedeutung für die Rückgabe der deutschen Eigen- 
tümern gehörenden Wertpapiere. Diese Wertpapiere 
sind nicht schon deshalb als in Österreich belegen 
anzusehen, weil sich die Wertpapierurkunden etwa 
am Stichtage in Österreich befunden haben,- für die 
Belegenheit maßgebend ist vielmehr, wie im Ta- 
gungsendprotokoll ausdrücklich klargestellt wird, 
der Sitz der Aussteller. Deshalb sind Schuldver- 
schreibungen und Aktien deutscher Aussteller so- 
wohl natürlichen als auch juristischen Personen ohne 
Einschränkung herauszugeben. 

Die begünstigte Person erhält die Vermögenswerte 
bis zu einer Wertgrenze von öS 260 000 (zweihun- 
dertsechzigtausend) mit Wirkung vom Tage des In- 
krafttretens des Vermögensvertrages nach Maßgabe 
der weiteren Vertragsbestimmungen übertragen. 

Von der Übertragung sind gewisse Rechte auf 
Grund ihres besonderen Charakters ausgenommen 
(Artikel 1 Abs. 2). 

Zu Artikel 2 

Vermögenswerte, bei denen in Österreich Restitu- 
tionsansprüche erhoben worden sind, können vor 
einer Entscheidung über diese Ansprüche übertra- 
gen werden, bleiben jedoch belastet mit diesen An- 
sprüchen. Auf einen im Restitutionsverfahren zu- 
gunsten einer natürlichen Person deutscher Staats- 
angehörigkeit (Restitutionsgegner) sich ergebenden 
Überschuß finden die Bestimmungen des Teils I 
dieses Vertrages Anwendung. Ergänzend ist darauf 
hinzuweisen, daß nach § 29 des österreichischen 
1. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes vom 25. Juli 
1956 (österr. BGBl. Nr. 165) Ansprüche deut- 
scher physischer oder juristischer Personen aut 
Rückstellung von entzogenen Vermögenswerten 
nicht als vom Staatsvertrag erfaßt anzusehen sind. 
In einigen Fällen sind deutsche Rückstellungspflich- 
tige mit Verbindlichkeiten belastet, die sie während 
der Innehabung des zurückgestellten Vermögens 
eingegangen waren und die nach der Rückstellung 
im Verhältnis zu dem Rückstellungsberechtigten 
von dem letzteren zu tragen sind. Regreßansprüche, 
die hieraus dem Rückstellungspflichtigen gegen den 
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Rückstellungsberechtigten zustehen können, sind, 
worüber Einverständnis bestand, als nach dem 
8. Mai 1945 entstanden und deshalb als nicht vom 
Staatsvertrag erfaßt anzusehen. 

Zu Artikel 3 

In Artikel 3 wird bestimmt, daß eine Übertragung 
an eine deutsche natürliche Person oder ihre Rechts- 
nachfolger von Todes wegen nur dann erfolgt, wenn 
durch eine von einer Behörde der Bundesrepublik 
Deutschland oder des Landes Berlin auszustellende 
öffentliche Urkunde die deutsche Staatsangehörig- 
keit glaubhaft gemacht wird. 

Zu Artikel 4 und 5 

Die Artikel 4 und 5 behandeln die materielle Be- 
rechtigung der Rechtsnachfolger von Todes wegen 
und die Art und Weise, in der der Nachweis der 
Rechtsnachfolge von Todes wegen zu erbringen 
ist. 

Was die materielle Frage der Berechtigung betrifft, 
so wird unterschieden je nachdem, ob der Erbfall 
vor oder nach dem Inkrafttreten des Staatsvertrages 
eingetreten ist. Ist der Erbfall vor dem Inkrafttreten 
des Staatsvertrages eingetreten, so hat jeder Erbe 
Anspruch auf Übertragung im Rahmen der Freibe- 
träge. Das gleiche gilt auch für Vermächtnisse, 
Pflichtteilsansprüche und Pflichtteilsergänzungsan- 
sprüche. Bei Erbfällen, die nach dem Inkrafttreten 
des Staatsvertrages, aber vor dem Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrages eingetreten sind, wird der 
Anspruch auf Übertragung, der dem Erblasser nach 
dem Vertrag zustehen würde, als zum Nachlaß ge- 
hörig betrachtet; die Rechtsnachfolger haben also 
nur Anspruch auf Rückübertragung im Rahmen des 
dem Erblasser eingeräumten Freibetrages. Das 
gleiche gilt, ohne daß hierüber in dem Vertrag 
etwas hätte gesagt werden müssen, auch für Erb- 
fälle, die nach dem Inkrafttreten des vorliegenden 
Vertrages eintreten. 

Hinsichtlich des Nachweises der Berechtigung gehen 
die Artikel 4 und 5 davon aus, daß die Frage, nach 
welchem Recht und von welchen Gerichten die für 
die Behandlung eines Nachlasses erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen sind, nach den allgemeinen 
Grundsätzen des internationalen Privatrechts zu 
entscheiden ist. Für den Fall, daß österreichisches 
Abhandlungsrecht maßgebend ist, enthalten die 
Artikel 4 und 5 einige ergänzende Vorschriften. So- 
weit die österreichische Abhandlungsgerichtsbarkeit 
nicht gegeben ist, hat der Erbe sein Erbrecht durch 
einen Erbschein im Sinne des deutschen Erbrechts 
nachzuweisen. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 geht entsprechend dem deutschen und j 
österreichischen Zivil- und Handelsrecht davon aus, 
daß Personengesellschaften des Bürgerlichen und ! 
Handelsrechts keine juristischen Personen sind. Dies 
gilt mithin insbesondere für die Offene Handels- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft und die Stille 
Gesellschaft. Der Artikel bestimmt, daß es bei Per- 
sonengesellschaften mit Sitz in der Bundesrepublik 


Deutschland oder im Land Berlin hinsichtlich der 
Übertragung von in Österreich belegenen Vermö- 
genswerten auf die jeweilige Beteiligung natürlicher 
Personen an der Gesellschaft ankommt. 

Vorbemerkung zu Artikel 7 bis 10 

In den Artikeln 7 bis 10 sind die Grundsätze ent- 
halten, die das Kernstück der Rückgaberegelung 
bilden. Im Hinblick auf die Tatsache, daß zwischen 
der Beschlagnahme des Vermögens mit dem Stich- 
tag vom 8. Mai 1945 und dem Abschluß des Staats- 
vertrages vom 15. Mai 1955 zehn Jahre hingegangen 
sind, in denen den Berechtigten jede Einwirkungs- 
möglichkeit genommen war, mußte es das Bestreben 
der deutschen Seite sein, die am 8. Mai 1945 vor- 
handen gewesene Substanz ungeachtet der darauf- 
folgenden Entwicklung zur Grundlage der Wert- 
berechnung zu machen. Hieraus ergaben sich man- 
nigfaltige Schwierigkeiten, zumal die Rechnungs- 
Unterlagen zu dem genannten Stichtag infolge der 
Ereignisse nach Kriegsende kaum vorhanden gewe- 
sen sind. Unter den zahlreichen Möglichkeiten der 
Wertermittlung (z. B. Verkehrswert, Zeitwert, 
Steuerwert u. a.) mußte ein Ausgleich gefunden 
werden. 

Als Kompromiß wurde für die Wertermittlung der- 
jenige Zeitpunkt angenommen, der erstmalig nach 
Kriegsende in Österreich für die Festsetzung steuer- 
licher Bewertung von Vermögenswerten gesetzlich 
als Termin festgelegt worden ist. Dies ist in der 
Regel der Bewertungsstichtag vom 1. Januar 1948 
gewesen. Dort, wo eine derartige Einheitswertfest- 
stellung wegen besatzungsrechtlicher Verwaltung 
des Vermögens nicht zum 1. Januar 1948 möglich 
gewesen ist, wird der für die Berechnung der Ge- 
werbesteuer vom Gewerbekapital für das Jahr 1955 
maßgebende Wert zugrunde gelegt werden. Dies 
hat zur Folge, daß insbesondere bei derartigen Ver- 
mögen die Wertminderung in der Zwischenzeit mit 
berücksichtigt werden wird. Durch die Bewertung 
der Vermögen mit dem zum 1. Januar 1948 gelten- 
den Einheitswert ergibt sich, daß die Disparität auf 
Grund der Umwandlung von Reichsmark in Schil- 
ling und der in Österreich vorgenommenen Wäh- 
rungsreform zum großen Teil ausgeglichen werden 
wird, sowie daß nachfolgende Wertsteigerungen 
dem Begünstigten zugute kommen können. Da der 
Einheitswert für die Wertgrenze von öS 260 000 
maßgebend ist, wird dieser Wert in der Regel mit 
dem Zeitwert nicht identisch sein. Die Wertgrenze 
von öS 260 000 gilt grundsätzlich für alle Vermögen, 
auch wenn der ermittelte steuerliche Wert im ein- 
zelnen öS 260 000 übersteigt, als Freigrenze. 

Wesentlich ist ferner, daß Verbindlichkeiten und 
Erträgnisse, d. h. also Nutzungen einschließlich Zin- 
sen, bei der Wertermittlung außer Ansatz bleiben. 
Bei der Ermittlung der Wertgrenze als Freigrenze 
wird ferner das Vermögen in eine Gruppe „Ver- 
mögenschaften" und eine Gruppe „Rechte und Inter- 
essen" eingeteilt, übersteigt das Vermögen in kei- 
ner der beiden Gruppen die Wertgrenze von 
öS 260 000, so findet eine Übertragung der gesam- 
ten Vermögenswerte beider Gruppen statt. Auf 
jeden Fall ist ein Freibetrag im Rahmen der Wert- 


31 



Drucksache 226 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


grenze von öS 260 000 vorgesehen. Für den Fall, 
daß in einer oder beiden Gruppen das Vermögen die 
Wertgrenze übersteigt, ist die bei Artikel 10 näher 
zu erläuternde Kompromißlösung gefunden worden. 

Zu Artikel 7 Abs. 1 

Die Werte werden demzufolge ermittelt 

a) für land- und forstwirtschaftliche Vermögen und 
das Betriebsvermögen mit dem zum 1. Januar 
1948 geltenden Einheitswert; 

Ausnahme: Ermittlung nach der Berechnung der 
Gewerbesteuer zum Gewerbekapital für das Jahr 
1955 für solche Betriebsvermögen, die von einer 
ehemaligen Besatzungsmacht mittelbar oder un- 
mittelbar verwaltet wurden, sofern der Einheits- 
wert zum 1. Januar 1948 nicht festgestellt wor- 
den ist; 

b) für Anteilsrechte, Kuxe und Schuldverschreibun- 
gen gilt der für die Österreichische Vermögens- 
abgabe zum 1. Januar 1948 maßgebende Steuer- 
wert bzw. gemeine Wert. Wurde ein solcher 
nicht festgestellt, so wird der Nennwert der 
Wertpapiere zugrunde gelegt; 

c) für Anteile an Personengesellschaften und an 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit dem 
für die Gesellschaft zum 1. Januar 1948 gelten- 
den Einheitswert, aufgeteilt nach dem Verhältnis 
der Anteile der Gesellschafter; 

d) für sonstige Vermögenswerte, z. B. körperliche 
Sachen, und bei Rechten und Interessen, z. B. 
Forderungen, Bank- und Sparguthaben, nach den 
steuerlichen Bewertungsgrundsätzen zum 1. Ja- 
nuar 1948. 

Zu Artikel 7 Abs. 2 

Das gemäß Artikel 6 an den Begünstigten zu über- 
tragende Vermögen an Personengesellschaften, Ge- 
sellschaften oder Gemeinschaften ist bei der Wert- 
ermittlung nach Maßgabe seiner Beteiligung seinem 
übrigen Vermögen zuzurechnen. Für das Ausmaß 
der Beteiligung sind die am 27. Juli 1955 für steuer- 
liche Zwecke getroffenen Feststellungen zugrunde 
zu legen. Dies bedeutet, daß das im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Staatsvertrages bestehende Ge- 
sellschaftsverhältnis für das Ausmaß der Anteile, 
nicht jedoch für die Bewertung maßgeblich ist. 

Zu Artikel 8 

Artikel 8 regelt die Nichtanrechnung von Verbind- 
lichkeiten und Erträgnissen bei der Wertermittlung, 
sofern sie nicht bereits bei der steuerlichen Fest- 
stellung des Betriebsvermögens berücksichtigt wor- 
den sind. Uber die Zinsen ist eine gesonderte Re- 
gelung in Artikel 89 getroffen worden. Für die 
Wertermittlung ist sie jedoch ohne Bedeutung. Nä- 
heres wird bei Artikel 89 ausgeführt. 

Zu Artikel 9 

In Artikel 9 werden in den Absätzen 1 bis 3 die bei- 
den für die Wertermittlung gebildeten Vermögens- 
gruppen bestimmt. In die Gruppe 1 fallen die zu 
Artikel 7 Abs. 1 Buchstaben a bis c erläuterten Ver- 


mögenschaften einschließlich der körperlichen Sa- 
! chen; in die Gruppe 2 gehören alle sonstigen Ver- 
j mögenswerte, wie z. B. Forderungen, Bank- und 
! Sparguthaben, Aktien, Obligationen, GmbH-Anteile 
1 und immaterielle Rechte, soweit nicht in dem 
Teil III Sonderregelungen getroffen sind, wie z. B. 
für gewerbliche Schutzrechte. 

Nach Absatz 4 bleiben bei der Wertermittlung 
außer Betracht Hausrat, Wohnungseinrichtungen, 
persönliche Gebrauchsgegenstände, persönlicher 
Schmuck, zur persönlichen Berufsausübung notwen- 
dige Gegenstände und Werkzeuge sowie nicht der 
Zwangsvollstreckung unterliegende Gegenstände, 
ferner bewegliche Güter, die nach Österreich ver- 
lagert worden sind, um sie den Kriegseinwirkun- 
gen zu entziehen, wobei dies nicht der einzige 
Zweck der Verlagerung gewesen sein muß; es 
kommt auch nicht darauf an, zu welchen Zwecken 
sie später benutzt worden sind, insbesondere ob sie 
der Produktion gedient haben. Diese sogenannten 
verlagerten Güter sind nicht als in Österreich bele- 
gen anzusehen und deshalb ohne Rücksicht auf die 
Person des Eigentümers und ihren Wert herauszu- 
geben. Deshalb bleiben sie bei der Wertberechnung 
außer Ansatz. 

Zu Artikel 10 

Die Formulierung dieses Artikels hat in den Ver- 
handlungen erhebliche Schwierigkeiten bereitet. 
Sein Absatz 2 stellt einen Kompromiß dar, nach dem 
I die Auswahl, sofern die Wertgrenze in einer oder 
| in beiden Vermögensgruppen des zu übertragen- 
| den Vermögens überschritten wird, „tunlichst im 
! Einvernehmen mit dem Begünstigten durch das 
| Österreichische Bundesministerium für Finanzen ge- 
' troffen" wird. Da die Anwendung dieser Bestim- 
I mung und der Bestimmungen über die Wertermitt- 
I lung und die Wertgrenze Gegenstand von Verfah- 
j ren vor dem Schlichtungsausschuß oder gegebenen- 
| falls vor dem Schiedsgericht sein kann (Teil V), ist 
i zu erwarten, daß auftretende Härten behoben und 
j im Interesse beider Parteien auch wirtschaftlich ver- 
; nünftige Lösungen gefunden werden. 

| 

Zu Artikel 11 

l 

j Das Vermögen wird gemäß Artikel 11 mit allen 
Verbindlichkeiten, die zu ihm gehören, übertragen; 

! für Verbindlichkeiten, die erst nach dem 8. Mai 1945 
entstanden sind und nicht von dem Begünstigten 
oder einem von ihm bestellten Vertreter ein- 
gegangen worden sind, haftet der Begünstigte nur 
bis zum Wert des übertragenen Vermögens. Dies 
gilt auch für gewisse öffentliche Abgaben. Ast das 
übertragene Vermögen ein sogenannter USIA-Be- 
trieb, so kann der Begünstigte sich auch auf die 
besonderen, für solche Betriebe bestimmten Haf- 
tungsbeschränkungen (§ 22 des 1. Staatsvertrags- 
durchführungsgesetzes — österr. BGBl. 1956 Nr. 165) 
berufen. 

: Wird einer natürlichen Person ihr Vermögen nur 
teilweise übertragen, so findet nach Artikel 11 
Abs. 2 eine angemessene Aufteilung der Verbind- 
lichkeiten statt. Eine Befreiung des deutschen 
Schuldners tritt durch eine solche Aufteilung nicht 
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ein, wohl aber kann er bei Verbindlichkeiten, die 
im Innenverhältnis von der Republik Österreich zu 
tragen sind, von dieser eine Freistellung oder einen 
Ersatz etwa erbrachter Leistungen verlangen. 

Zu Artikel 12 

Der Artikel 12 entspricht den Freizeichnungsklau- 
seln, die auch in Vereinbarungen mit anderen Staa- 
ten über die Regelung der Fragen des beschlag- 
nahmten deutschen Auslandsvermögens enthalten 
sind. Diese Klausel bezieht sich aber, worüber Ein- 
verständnis besteht, nicht auf Ansprüche, deren Gel- 
tendmachung mit dem Sinn des Artikels 12 verein- 
bar ist, also namentlich nicht auf Ansprüche aus 
einer Sachversicherung. 

Zu Artikel 13 

Soweit die ursprünglich erfaßten Vermögenswerte 
nicht mehr vorhanden sind, werden an ihrer Stelle 
die Surrogate nach Maßgabe des Artikels 13 über- 
tragen. 


Im 2. ABSCHNITT 

ist das Verfahren (Artikel 14 bis 19) festgelegt, 
nach dem die Übertragung von Vermögenswerten 
(Artikel 1) zu erfolgen hat. 

Zu Artikel 14 

Die Übertragung von Vermögen (Artikel 1) setzt 
ein „Begehren" voraus, das an das österreichische 
Bundesministerium für Finanzen zu richten ist. Das 
Begehren auf Übertragung ist als zivilrechtlicher 
Anspruch ausgestaltet. Ihm sind gewisse in Arti- 
kel 14 Abs. 2 bezeichnete Nachweise und Angaben 
beizufügen, insbesondere über die Staatsangehörig- 
keit (Artikel 3), den Wohnsitz (wegen Artikel 84) 
und über das in Österreich belegene Vermögen und 
dessen Wert, soweit vorhanden, auch Bewertungs- 
unterlagen. Diese Nachweise können unter Umstän- 
den auch noch nachgereicht werden. Das österrei- 
chische Bundesministerium für Finanzen kann die 
Ausfüllung eines Formblattes verlangen. 

Zu Artikel 15 

Wird dem Begehren entsprochen, so erteilt das 
österreichische Bundesministerium für Finanzen eine 
„Amtsbestätigung". Diese gilt als öffentliche Ur- 
kunde gemäß dem österreichischen Grund buch recht 
und hat deklatorischen Charakter. In ihr wird fest- 
gestellt, daß die Voraussetzungen des Artikels 1 er- 
füllt sind. Sie gilt ferner als Berechtigungsnachweis 
gegenüber dem unmittelbaren und mittelbaren 
Besitzer. 

Zu Artikel 16 

Nach Erteilung der Amtsbestätigung sind gemäß 
Artikel 16 Sperr- und Verwaltungsmaßnahmen auf- 
zuheben, damit die im Artikel 1 festgelegte Wir- 
kung der Übertragung auch formal nicht mehr be- 
hindert wird. 


Zu Artikel 17 

Artikel 17 wahrt den Grundsatz des Rechtes auf 
Gehör. Er bestimmt, daß das österreichische Bundes- 
ministerium für Finanzen vor Erlaß seiner — zu 
begründenden — „Mitteilung" denjenigen zu hören 
hat, der das Begehren stellt. Im Falle der Ablehnung 
ist der Anspruch vor den ordentlichen Gerichten 
geltend zu machen. Vor Anrufung der Gerichte muß 
allerdings der Schlichtungsausschuß innerhalb von 
6 Monaten nach Empfang der ablehnenden Mittei- 
lung gemäß Artikel 99 ff. damit befaßt worden sein. 

Zu Artikel 18 

Für das Begehren besteht eine Ausschlußfrist von 
1 Jahr. Bei unverschuldeter Fristversäumnis ist ge- 
mäß Absatz 2 eine Nachholung möglich. 

Zu Artikel 19 

Im Interesse einer möglichst schnellen Abwicklung 
und zur Vermeidung wirtschaftlicher Schäden ist 
das österreichische Bundesministerium für Finan- 
zen nach Artikel 19 auch seinerseits befugt, tätig 
zu werden, um die Frage der Übertragung so 
schnell wie möglich zu klären. Es kann sich hierbei 
der Mithilfe der deutschen Delegation in der 
Ständigen Kommission (Artikel 92) bedienen. 

Der 3. ABSCHNITT 

enthält in dem einzigen Artikel 20 die Bestimmung, 
die für die erzieherischen, kulturellen, karitativen 
oder religösen Zwecken dienenden Vermögen- 
schaften getroffen ist. 

Zu Artikel 20 

Vermögen, das am 8. Mai 1945 den angegebenen 
Zwecken diente, wird ohne Rücksicht auf seinen 
Wert und ohne Rücksicht darauf, ob es am 8. Mai 
1945 im Eigentum einer natürlichen oder einer 
juristischen Person stand, in sinngemäßer Anwen- 
dung der für die natürlichen Personen geltenden 
Bestimmungen übertragen. Dabei wird insbeson- 
dere auch eine Übertragung an Organisationen 
möglich sein, die nicht im eigentlichen Sinne 
Rechtsnachfolger des früheren Rechtsträgers, son- 
dern lediglich Funktionsnachfolger sind. Streitig- 
keiten darüber, ob ein Vermögen den angegebenen 
Voraussetzungen entspricht, sind in dem in Teil V 
des Vertrages vorgesehenen Verfahren zu be- 
handeln. 


TEIL II 

behandelt die Geltendmachung von Forderungen 
österreichischer Staatsangehöriger gegen deutsche 
Schuldner. 

Der 1 . ABSCHNITT (Forderungen österreichischer 
Staatsangehöriger — Artikel 21 bis 23) 

enthält Bestimmungen, die im Zusammenhang mit 
der sogenannten Unbeschadetklausel des Artikels 
23 Abs. 3 Staatsvertrag stehen. 
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Vorbemerkung 

In Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag hat Österreich 
„unbeschadet der Giltigkeit bereits getroffener Re- 
gelungen" im eigenen Namen und im Namen der 
österreichischen Staatsangehörigen auf alle am 
8. Mai 1945 noch offenen Forderungen gegen 
Deutschland und deutsche Staatsangehörige mit 
Ausnahme jener, die vor dem 13. März 1938 be- 
gründet wurden, verzichtet. Dieser Verzicht unter- 
scheidet sich von Forderungsverzichten in anderen 
einschlägigen Verträgen (z. B. Artikel 77 des italie- 
nischen Friedensvertrages) dadurch, daß er bereits 
getroffene Regelungen unberührt läßt. 

Zu Artikel 21 

Artikel 21 stellt klar, daß der Verzicht des Artikels 
23 Abs. 3 Staatsvertrag nur Forderungen betrifft, 
die sowohl am 8. Mai 1945 als auch am 27. Juli 1955 
einem österreichischen Staatsangehörigen zustan- 
den. Der Verzicht läßt also Forderungen unberührt, 
deren Gläubiger — z. B. infolge nachträglichen Er- 
werbs einer anderen Staatsangehörigkeit oder in 
Fällen des Erbgangs — nur an einem der beiden 
Stichtage österreichischer Staatsangehöriger war. 
Der Begriff „österreichischer Staatsangehöriger" 
umfaßt natürliche und juristische Personen; wann 
eine juristische Person als österreichischer Staats- 
angehöriger anzusehen ist, entscheidet sich nach 
allgemeinen Grundsätzen. 

Zu Artikel 22 

Da Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag den Forderungs- 
verzicht „unbeschadet der Giltigkeit bereits getrof- 
fener Regelungen" ausgesprochen hat, bedurfte die 
Frage, wann eine „Regelung" im Sinne des Artikels 
23 Abs. 3 vorliegt, der Klärung. Demgemäß be- 
stimmt Artikel 22 des Vermögensvertrages in ein- 
gehenden Vorschriften, wann eine Forderung in 
diesem Sinne als geregelt anzusehen ist. Es lassen 
sich hierbei verschiedene Gruppen von Tatbeständen 
bilden. 

Zunächst werden als Regelung gewisse Vereinba- 
rungen zwischen Gläubiger und Schuldner bezeich- 
net, nämlich Vereinbarungen, durch welche (in An- 
lehnung an den Regelungsbegriff des Londoner 
Schuldenabkommens) Zahlungs- oder sonstige Be- 
dingungen für die Forderung festgesetzt worden 
sind. Ferner sind „geregelt" Forderungen, wenn 
über sie ein Vergleich abgeschlossen oder ein An- 
erkenntnis erklärt ist. Daneben stehen dann Fälle, in 
denen über die Forderung gerichtliche oder schieds- 
gerichtliche Entscheidungen ergangen sind, sowie 
Fälle, in denen der Schuldner durch Zahlung, Auf- 
rechnung oder Gutschrift von Zinsen unzweideutig 
zum Ausdruck gebracht hat, daß er das Schuldver- 
hältnis noch als fortbestehend ansieht. 

Als geregelt gelten außerdem Forderungen, deren 
Schuldner auf eine schriftliche Zahlungsaufforde- 
rung des Gläubigers die Erfüllung lediglich unter 
Berufung auf ein nicht im bürgerlichen Recht be- 
gründetes Leistungshindernis (wie z. B. Forderungs- 
verzicht oder dessen Inaussichtstehen) verweigert 
oder gegen das Bestehen der Forderung keine 


oder keine bürgerlich-rechtlich begründeten Ein- 
wendungen erhoben hat (Absatz 1 Buchstabe h). 

Die vorerwähnten Tatbestände der Regelung müs- 
sen grundsätzlich in der Zeit nach dem 8. Mai 1945 
und vor dem 27. Juli 1955 eingetreten sein. Diese 
zeitliche Begrenzung hätte aber, wenn man sie 
auch in den Fällen des Absatzes 1 Buchstabe h 
gelten lassen wollte, dazu geführt, daß eine große 
Zahl von Forderungen nicht als geregelt hätte 
angesehen werden können, weil viele österrei- 
chische Gläubiger auf Grund von amtlichen Hin- 
weisen österreichischer und deutscher Dienststellen 
es unterlassen haben, in der in Frage kommenden 
Zeit die zur Herbeiführung einer Regelung geeig- 
neten Maßnahmen zu ergreifen. Da es gegen Treu 
und Glauben verstoßen hätte, wenn man den Gläu- 
bigern, die im Vertrauen auf die amtlichen Ver- 
lautbarungen an ihre Schuldner nicht herangetreten 
waren, ihr Stillhalten zum Nachteil hätte gereichen 
lassen, läßt Absatz 2 eine Nachholung der zur Re- 
gelung führenden Zahlungsaufforderung noch 
bis zum Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages 
zu. 

In all den vorgenannten Fällen müssen die als Re- 
gelung anzusehenden Tatbestände vom Schuldner 
selbst oder von einem vom Schuldner selbst be- 
stellten Vertreter gesetzt sein. Es genügt also nicht, 
daß etwa ein von österreichischen Dienststellen 
für das österreichische Vermögen des Schuldners 
eingesetzter Verwalter Erklärungen abgegeben 
oder Handlungen vorgenommen hat, die eine Re- 
gelung in dem vorerwähnten Sinne darstellen 
| könnten. 

' Der Anwendungsbereich des Artikels 22 ist in ver- 
schiedener Hinsicht beschränkt. Einmal gilt er nicht 
für Forderungen, die in Schuldverschreibungen ver- 
brieft sind. Weiter gilt er nur für Forderungen 
gegen private deutsche Schuldner, also nicht z. B. 
für Forderungen gegen Reich, Bund und Länder; 
andererseits sind nicht schlechthin alle öffentlichen 
Körperschaften aus seiner Anwendung ausgeschlos- 
sen, da Absatz 3 ausdrücklich den privaten deut- 
schen Schuldnern Gemeinden und andere kommu- 
nale Körperschaften im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland gleichgestellt. Eine nähere Definition 
des Begriffes „private deutsche Schuldner" findet 
sich im Schlußprotokoll zu Artikel 22. Dort ist 
auch noch bestimmt, daß nicht verbriefte Forde- 
rungen gegen das Reich und die anderen in Artikel 
22 ausgenommenen Schuldner dann — aber auch 
nur dann — als geregelt gelten, wenn über sie ein 
Feststellungs- oder Leistungsurteil eines deutschen 
Gerichtes im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder im Lande Berlin ergangen ist. Abgesehen 
von dieser einen Ausnahme bleibt es daher bezüg- 
! lieh dieser Schuldner beim österreichischen Forde- 
| rungsverzicht. Insoweit können österreichische 
Gläubiger auch keine Erfüllung bzw. Ablösung 
nach dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz bean- 
spruchen und nicht an seiner Härteregelung teil- 
nehmen. (Wegen der Reichsmarkschuldverschrei- 
| bungen des Reichs einschließlich Reichsbahn und 
i Reichspost und des Landes Preußen vgl. die E.läu- 
! terung zu Artikel 33.) 
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Soweit deutsche Schuldner, die an sich als private 
deutsche Schuldner anzusehen wären, in ihrer 
Eigenschaft als „im Aufträge des Reichs handelnde 
Stellen oder Personen“ — in dem Sinne, wie dieser 
Begriff in Artikel 5 Abs. 2 und 3 LSA verwendet 
wird — tätig gewesen sind, muß es hinsichtlich 
der gegen sie in dieser Eigenschaft gerichteten und 
in der Zeit vom 13. März 1938 bis 8. Mai 1945 be- 
gründeten Forderungen Österreichs oder österrei- 
chischer Staatsangehöriger endgültig bei dem For- 
derungsverzicht verbleiben, der sich aus Artikel 
23 Abs. 3 Staatsvertrag in Verbindung mit Artikel 
5 Abs. 4 LSA ergibt. 

Der Regelungsbegriff des Artikels 22 gilt weder 
für Reichsmarkguthaben österreichischer Staatsan- 
gehöriger bei deutschen Kreditinstituten noch für 
die übrigen bankgeschäftlichen Verbindlichkeiten 
dieser Institute; insoweit enthalten die Artikel 
28 ff. besondere Vorschriften. Wann eine Forde- 
rung aus einem Reichsmark-Wertpapier (also aus 
einer „verbrieften Forderung“ im Sinne des Ver- 
trages) als „geregelt“ anzusehen ist, ist in Artikel 
33 abschließend bestimmt. Auch für die privaten 
Versicherungsverträge und Rückversicherungsver- 
träge sowie Bausparverträge mit privaten Bauspar- 
kassen sind im 2. Abschnitt von Teil III Sonderbe- 
stimmungen getroffen. 

Zu Artikel 23 

Artikel 23 ergänzt den Artikel 22 in doppelter Hin- 
sicht. 

Durch Absatz 1 wird klargestellt, daß eine Rege- 
lung im Sinne des Artikels 22 nichts darüber be- 
sagt, inwieweit der Schuldner Einwendungen gegen 
die Forderung hat? das Vorliegen einer Regelung 
hat also lediglich die Bedeutung, daß der Schuldner 
sich nicht auf den Verzicht des Artikels 23 Abs. 3 
Staatsvertrag berufen kann. Unberührt bleibt na- 
mentlich auch, solange Österreich dem Londoner 
Schuldenabkommen nicht beitritt, das in Artikel 10 
dieses Abkommens und in § 12 Abs. 1 Nr. 3 des 
Ausführungsgesetzes hierzu enthaltene Leistungs- 
verbot (vgl. Artikel 119 des Vermögensvertrages). 
Ob das zur Regelung führende Rechtsgeschäft zu- 
gleich auch Einwendungen des Schuldners aus- 
schließt, so z. B. im Falle eines Vergleichs oder 
eines Anerkenntnisses, ist nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen zu beurteilen. 

In Absatz 2 wird zur Vermeidung von Unklarhei- 
ten ausgesprochen, daß ein Schuldner, der eine 
Forderung ganz oder teilweise erfüllt hat, nicht 
geltend machen kann, die Forderung wäre, wenn 
sie nicht erfüllt worden wäre, unter den Verzicht 
gefallen. Ein Rückforderungsrecht unter Bereiche- 
rungs- oder ähnlichen Gesichtspunkten kann also 
mit solchen Erwägungen nicht begründet werden. 

Im 2. ABSCHNITT (Verbindlichkeiten deutscher 
Schuldner — Artikel 24 bis 27) 

sind die für den deutschen Schuldner bedeutsamen 
materiell-rechtlichen Bestimmungen zusammenge- 
faßt. 


Zu Artikel 24 

Bereits durch die §§ 7 ff. des 1. Staatsvertrags- 
durchführungsgesetzes hat die Republik Österreich 
anerkannt, daß sie für Verbindlichkeiten, die zu 
dem auf Grund des Staatsvertrages an sie gefalle- 
nen deutschen Vermögen gehören, mit diesem Ver- 
mögen haftet. Diese Grundsätze sind in die Artikel 
24 ff. des Vermögensvertrages mit gewissen Er- 
gänzungen und Klarstellungen übernommen wor- 
den. 

Nach Artikel 24 Abs. 1 bildet jeweils das Vermögen 
einer deutschen natürlichen oder juristischen Per- 
son, das durch den Staatsvertrag auf die Republik 
Österreich übertragen ist, ein Sondervermögen der 
Republik Österreich. Es ist also nicht etwa aus den 
gesamten an Österreich gefallenen deutschen Ver- 
mögenswerten eine Gesamtvermögensmasse gebil- 
det worden. Den Gegenstand des Sondervermögens 
bildet nicht nur das vom Staatsvertrag selbst er- 
faßte Vermögen, sondern auch alles, was im Wege 
einer weitgefaßten Surrogation an die Stelle der 
ursprünglich erworbenen Vermögenswerte getreten 
ist (Absatz 1 Satz 2). 

In Absatz 1 Satz 3 erkennt die Republik Österreich 
an, daß sie mit dem jeweiligen Sondervermögen 
für die Verbindlichkeiten des früheren Eigentümers 
haftet, die zu dem Sondervermögen gehören (die 
sogenannten konnexen Verbindlichkeiten). Der 
Umfang der Haftung ist durch die Verbindlichkeit 
des deutschen Schuldners bestimmt. Deshalb kann 
die Republik Österreich z. B. auch einem Gläubiger, 

; der diese Haftung geltend macht, alle Einwendun- 
gen entgegenhalten, die der Schuldner selbst 
erheben könnte. Die Abhängigkeit der Haftung von 
der Verbindlichkeit ist von besonderer Bedeutung 
in der Frage des Umstellungs- oder Umrechnungs- 
verhältnisses bei ehemaligen RM-Forderungen. 
Nach österreichischem Recht ist die Währungsein- 
heit Reichsmark schlechthin durch die Währungs- 
einheit Schilling ersetzt worden, während nach 
deutschem Umstellungsrecht verschiedene Umstel- 
lungsverhältnisse von Reichsmark auf Deutsche 
Mark je nach der Art der Forderung in Betracht 
kommen können. Es bestand Übereinstimmung 
zwischen den Delegationen darin, daß das Öster- 
reichische Umrechnungsverhältnis Reichsmark =Schil- 
ling nicht schon deshalb anzuwenden ist, weil der 
österreichische Gläubiger sich an die Republik 
Österreich als Inhaberin des Sondervermögens 
wendet, daß vielmehr die Frage, welches Umstel- 
lungs- oder Umrechnungs Verhältnis maßgeblich ist, 
jeweils im Hinblick auf das zwischen Gläubiger 
und Schuldner bestehende Schuldverhältnis nach 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen zu beurteilen ist. 

Die Entscheidung der Frage, wann eine Verbind- 
lichkeit „zu einem Sondervermögen gehört“, kann 
Schwierigkeiten bereiten. Wenngleich die Formu- 
lierung an § 1409 ABGB anschließt, ist ihre Aus- 
legung aus dem Sinne des Vertrages selbst zu fin- 
den; dabei ist zu berücksichtigen, daß sich aus der 
österreichischen Literatur und Rechtsprechung hin- 
reichend klare Anhaltspunkte für die Beurteilung 
der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit viel- 
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fach nicht gewinnen lassen und daß manche Ein- 
schränkungen, die zu § 1409 ABGB in der öster- 
reichischen Judikatur angenommen werden — z. B. 
daß nur zahlenmäßig bestimmte Geldforderungen 
für die Haftung in Betracht kämen — hier dem 
Sinne des Vertrages nicht gerecht werden könn- 
ten. Um in einigen besonders wichtigen Fragen 
Klarheit zu schaffen, enthält Absatz 2 zwei Aus- 
legungsregeln. Als zugehörig sind hiernach insbe- 
sondere anzusehen Verbindlichkeiten, die im öster- 
reichischen Geschäftsbetrieb des Schuldners begrün- 
det worden sind; ferner Verbindlichkeiten, die zwar 
außerhalb des österreichischen Geschäftsbetriebes 
des Schuldners begründet worden sind, deren Ge- 
genwert aber dem das Sondervermögen bildenden 
Vermögen zugeflossen ist. Im übrigen muß die 
Frage im Streitfälle durch die Schlichtungs- und 
Gerichtsinstanzen nach Teit V des Vertrages ge- 
löst werden. Darauf, wem die Forderung zusteht 
(also namentlich ob der Gläubiger Österreicher ist 
oder nicht), kommt es für die Zugehörigkeit nicht 
an. 

Wegen der Bedeutung der Frage, ob eine Verbind- 
lichkeit zu einem Sondervermögen gehört oder 
nicht, ist im übrigen auch auf Artikel 26 und Ar- 
tikel 100 Abs. 3 zu verweisen. 

Auf das durch den Staats vertrag übertragene Ver- 
mögen des Deutschen Reichs und seiner „Einrich- 
tungen" (Unternehmen Reichsautobahn, Organisa- 
tion Todt, Reichsnährstand, Reichsarbeitsdienst 
und Volksdeutsche Mittelstelle) ist, wie in Nr. 3 
des Schlußprotokolls bestimmt wird, Artikel 24 
nicht anzuwenden. 

Nach Absatz 3 entfällt die Haftung der Republik 
Österreich mit dem Sondervermögen bei Verbind- 
lichkeiten aus Bankguthaben und Wertpapieren, 
soweit sie als geregelt gelten, und bei Verbind- 
lichkeiten aus privaten Versicherungsverträgen, 
Rückversicherungsverträgen und Bausparverträgen 
(s. Teil III). Gläubiger derartiger Forderungen kön- 
nen sich also nicht an das Sondervermögen halten. 
Das gleiche gilt nach Artikel 88 Abs. 2 auch für die 
deutschen Gläubiger der Ernst Heinkel AG. 

Zu Artikel 25 

Wird das Vermögen des Schuldners vollständig 
zurückgegeben, so entfällt die Haftung der Repu- 
blik Österreich schon deshalb, weil dann kein Son- 
dervermögen mehr vorhanden ist; dies wird in 
Absatz 1 — erste Alternative — zur Klarstellung 
ausdrücklich gesagt. Wird einer Person ihr Ver- 
mögen nur teilweise zurückgegeben, so ist hiermit 
nach Artikel 11 Abs. 2 eine Aufteilung der Ver- 
bindlichkeiten zu verbinden; soweit hiernach Ver- 
bindlichkeiten von den Begünstigten zu tragen 
sind, entfällt gleichfalls, wie in Absatz 1 — zweite 
Alternative — ausgesprochen wird, die Haftung 
der Republik Österreich. 

Da die deutschen Eigentümer nach dem 8, Mai 1945 
im allgemeinen keinen Einfluß mehr auf die Ver- 
waltung ihres in Österreich belegenen Vermögens 
hatten, wäre es unbillig gewesen, sie für Verbind- 


lichkeiten, die nach diesem Zeitpunkt ohne ihre 
Zustimmung von Vermögensverwaltern und ähn- 
lichen Personen begründet worden sind, haften zu 
lassen. Demgemäß schließt Absatz 2 eine persön- 
liche Inanspruchnahme der Schuldner aus .derar- 
tigen Verbindlichkeiten aus. 


Zu Artikel 26 

Absatz 1 gibt dem deutschen Schuldner die Mög- 
lichkeit, bei Verbindlichkeiten, welche nur kraft 
einer Regelung gemäß Artikel 22 gegen ihn geltend 
gemacht werden können und für welche die Repu- 
blik Österreich mit einem Sondervermögen haftet 
(die also mit dem Sondervermögen konnex im 
Sinne des Artikels 24 sind), den Gläubiger auf die 
Befriedigung aus dem Sondervermögen zu verwei- 
sen. Macht er von diesem Recht Gebrauch, so kann 
er eine Erfüllung solcher Verbindlichkeiten so 
lange verweigern, als nicht feststeht, daß das Son- 
dervermögen zur Befriedigung des Gläubigers 
nicht ausgereicht hat oder offenbar nicht ausreichen 
wird. Die persönliche Inanspruchnahme des deut- 
schen Schuldners beschränkt sich also auf den Aus- 
fall, den der Gläubiger bei der Befriedigung aus 
dem haftenden Sondervermögen erleidet. Darüber 
hinaus hat der Schuldner noch den Schutz der 
Härteklausel des Artikels 100 Abs. 3. 

Aus „inkonnexen" Verbindlichkeiten, sofern sie 
als geregelt gelten, können die deutschen Schuld- 
ner ohne Rücksicht auf den Verlust des in öster- 
j reich belegenen Vermögens und dessen Höhe so- 
! fort und unmittelbar in Anspruch genommen wer- 
den. Sie können sich bei solchen Verbindlichkeiten 
zu ihrem Schutz auf die Härteklausel des Artikels 
100 Abs. 2 berufen. Eine persönliche Inanspruch- 
nahme des deutschen Schuldners (auch juristischer 
Personen) ist in den in Artikel 88 näher bestimmten 
Fällen ausgeschlossen. 

Absatz 2 enthält besondere Vorschriften für den 
Fall, daß der deutsche Schuldner eine Forderung 
eines österreichischen Gläubigers erfüllt, wegen 
deren er auf die Befriedigung aus dem Sonderver- 
mögen hätte verweisen können. In diesem Falle 
geht nach Absatz 2 die Forderung des befriedigten 
Gläubigers auf den deutschen Schuldner über, je- 
doch unter einschränkenden Bedingungen. Der 
Gläubiger muß nach dem Inkrafttreten dieses Ver- 
trages und vor Ablauf der in Artikel 27 Abs. 3 
bestimmten Frist befriedigt sein, und der Schuldner 
muß den Forderungsübergang innerhalb von 3 
Monaten seit Erfüllung gemäß Absatz 2 Satz 2 an- 
gemeldet haben. Treffen die Voraussetzungen des 
Forderungsüberganges nicht zu (z. B. auch, wenn 
ein nichtösterreichischer Gläubiger einer konnexen 
Verbindlichkeit befriedigt wird), so tritt ein der- 
artiger Forderungsübergang, wie er deutschen Vor- 
stellungen über das Gesamtschuldverhältnis ent- 
sprechen würde, nicht ein. Dem deutschen Schuldner 
bleibt es unbenommen, andere Ansprüche, z. B. Be- 
I reicherungsansprüche gegen die Republik öster- 
| reich als Inhaberin des Sondervermögens, geltend 
zu machen. 
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Zu Artikel 27 

Da es sowohl den österreichischen wie den deut- 
schen Interessen entspricht, möglichst schnell Klar- 
heit darüber zu schaffen, welche Forderungen, bei 
denen ein Verzicht nach Artikel 23 Abs. 3 Staats- 
vertrag in Betracht kommt, nunmehr geltend ge- 
macht werden, setzt Artikel 27 verhältnismäßig 
kurze Ausschlußfristen, innerhalb deren solche 
Forderungen und die Einwendungen hiergegen gel- 
tend gemacht werden müssen. Er regelt weiter die 
Folgen, die sich ergeben, wenn diese Ausschluß- 
fristen versäumt werden. 


TEIL III 

enthält „Besondere Bestimmungen". 

Der 1. ABSCHNITT 

behandelt Kreditinstitute und Wertpapiere (Ar- 
tikel 28 bis 44). 

Vorbemerkung 

Wie bereits zu Artikel 22 Vermögensvertrag be- 
merkt, gilt dieser nicht für bankgeschäftliche Ver- 
bindlichkeiten deutscher Kreditinstitute und für 
Verbindlichkeiten aus Wertpapieren deutscher 
Emittenten. Im Hinblick auf die Besonderheiten 
auf dem Gebiet der bankgeschäftlichen Verbind- 
lichkeiten und bei Wertpapieren schien es vielmehr 
zweckmäßig, hier nicht die in Artikel 22 nieder- 
gelegte Auslegung des Begriffes „bereits getroffe- 
ner Regelung" Anwendung finden zu lassen, son- 
dern Sondervorschriften zu treffen. Sowohl für die 
Umwandlung von Guthaben bei Geldinstituten als 
auch für Wertpapiere bestehen gesetzliche Sonder- 
vorschriften, die dazu führen, daß in bestimmten 
Fällen eine Regelung im Sinne des Artikels 23 
Staatsvertrag schon auf Grund dieser gesetzlichen 
Vorschriften angenommen werden kann, ohne daß 
ein Zusammenwirken zwischen Schuldner und 
Gläubiger im Einzelfall vorliegen muß. Aus diesen 
Motiven heraus sind die Bestimmungen in den Ar- 
tikeln 28 bis 44 zu verstehen. 

Zu Artikel 28 

Nach Artikel 28 gelten Reichsmarkguthaben öster- 
reichischer Staatsangehöriger als geregelt, wenn sie 

a) am 8. Mai 1945 bei einer westdeutschen Nieder- 
lassung eines Geldinstitutes bestanden, so daß 
sie gemäß den Bestimmungen des Umstellungs- 
gesetzes im Verhältnis 100 zu 6,5 in Deutsche 
Mark umzuwandeln waren, ohne daß es eines 
besonderen Antrages des Berechtigten bedurfte, 

b) am 8. Mai 1945 bei der Berliner Niederlassung 
eines Kreditinstitutes bestanden, so daß sie 
nach Nr. 8 der Berliner Umstellungsverordnung 
von den Vorschriften dieser Verordnung ausge- 
nommen waren und einer späteren „Regelung" 
unterliegen sollten, welche dann durch die Vor- 
schriften der §§ 1 ff. des Umstellungsergän- 
zungsgesetzes getroffen worden ist (Umwand- 
lung im Verhältnis von 20 Reichsmark zu 1 
Deutsche Mark). 


Artikel 28 bezieht sich nicht auf die Guthaben, 
welche österreichische Staatsangehörige bei den 
Niederlassungen solcher Kreditinstitute außerhalb 
des Bundesgebietes und von Berlin besaßen, die 
nicht nach der 35. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz verlagert sind. 

Durch die Absätze 2 und 3 des Artikels 28 soll fest- 
gestellt werden, daß Entscheidungen, welche unter 
Berufung auf den österreichischen Forderungsver- 
zicht Umwandlungen von Guthaben nach dem Um- 
stellungsergänzungsgesetz abgelehnt hatten, einer 
erneuten Anmeldung zur Umwandlung nicht ent- 
gegenstehen, und daß wegen der Nichteinhaltung 
der Anmeldungsfrist Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewähren ist. 

Zu Artikel 29 

Artikel 29 stellt klar, daß Verrechnungssalden zwi- 
schen Niederlassungen ein und desselben Kredit- 
institutes keine Guthaben darstellen. 

Zu Artikel 30 

Artikel 30 bestimmt, wie die Höhe eines nach Ar- 
tikel 28 als geregelt geltenden Guthabens zu er- 
mitteln ist, wenn ein österreichischer Gläubiger 
nicht nur Guthaben, sondern auch Verbindlichkeiten 
bei dem gleichen Institut hat und mehrere Nieder- 
lassungen desselben Institutes beteiligt sind. 

Zu Artikel 31 

Artikel 31 enthält Bestimmungen über gewisse Ver- 
rechnungen von Gegenposten aus dem beiderseiti- 
gen Bankverkehr. Die Verrechnung erfolgt dadurch, 
daß deutsche Guthaben mit dem größten öster- 
reichischen Guthaben bei einer deutschen Bank ver- 
rechnet werden, nämlich mit dem Guthaben, wel- 
ches der Girozentrale der österreichischen Spar- 
kassen Wien bei der Deutschen Girozentrale — 
Deutsche Kommunalbank — Berlin zusteht. Die 
Deutsche Girozentrale handelt hierbei für Rechnung 
der deutschen Geldinstitute, welche Guthaben in 
Österreich unterhalten. Die Deutsche Girozentrale 
rechnet dann mit den betreffenden deutschen Insti- 
tuten ab. 

Zu Artikel 32 

Im Frühjahr 1945 hatten im Verkehr zwischen 
Deutschland und Österreich ebenso wie im inner- 
deutschen Verkehr zahlreiche Überweisungen nicht 
mehr durchgeführt werden können, sondern waren 
„steckengeblieben''. Artikel 32 stellt klar, nach 
welchen Grundsätzen im Verkehr zwischen Deutsch- 
land und Österreich diese Überweisungen „durch- 
zubuchen" sind. 

Zu Artikel 33 

Diese Vorschrift erfaßt nahezu alle Ansprüche 
österreichischer Gläubiger aus in Deutschland be- 
gebenen Reichsmarkwertpapieren. Durch die Wert- 
papierbereinigungsgesetze ist eine allgemeine Re- 
gelung über die Bereinigung verbriefter Forde- 
rungen ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit 
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der Berechtigten erfolgt. Sie auch als Regelung im 
Sinne des Artikels 23 Staatsvertrag anzusehen, 
erschien vertretbar. 

Artikel 33 Buchstabe a bezieht sich auf kraftlos ge- 
wordene Wertpapiere, die im Wertpapierbereini- 
gungsverfahren anerkannt worden sind oder 
werden. 

Artikel 33 Buchstabe b bezieht sich im wesentlichen 
auf nicht verlorengegangene Wertpapiere, die auf 
Grund einer Lieferbarkeitsbescheinigung oder aus 
sonstigen Gründen in Kraft geblieben sind. 

Auf Reichsmark-Schuldverschreibungen des Reichs 
(einschließlich Reichsbahn und Reichspost sowie des 
Landes Preußen) bezieht sich Artikel 33 nicht, da 
diese Schuldverschreibungen nicht den deutschen 
Wertpapierbereinigungsgesetzen unterlagen. In- 
folgedessen war ihre Regelung im Sinne des Ar- 
tikels 23 Abs. 3 Staatsvertrag bei seinem Inkraft- 
treten noch nicht erfolgt (dies ist im Schlußproto- 
koll unter Nr. 4 ausdrücklich klargestellt worden). 
Deswegen sind Forderungen, die österreichischen 
Gläubigern aus diesen Reichsmark-Wertpapieren 
zugestanden hatten, spätestens mit Inkrafttreten 
des Staatsvertrages durch den Verzicht erloschen. 
Daher können diese Schuldverschreibungen auch 
nicht nach den Vorschriften des Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetzes abgelöst werden (vgl. wegen der 
nicht verbrieften Forderungen gegen das Reich 
usw. den drittletzten Absatz der Erläuterungen 
zu Artikel 22). 

Zu Artikel 34 

Von deutscher Seite war die Bestimmung des Ar- 
tikels 34 über die Regelung österreichischer An- 
sprüche aus deutschen Schuldverschreibungen da- 
von abhängig gemacht worden, daß die zur 
Deckung solcher Schuldverschreibungen in Öster- 
reich belegenen Werte (Hypotheken auf österrei- 
chischen Grundstücken und Kommunaldarlehen) 
den deutschen Emissionsinstituten zur Verfügung 
stehen. Artikel 34 trägt diesem Verlangen insofern 
Rechnung, als diese Deckungswerte den deutschen 
Emissionsinstituten zur Verfügung gestellt werden, 
soweit sie in ein Deckungsregister eingetragen 
waren. Die Absätze 2 bis 6 treffen die näheren Be- 
stimmungen hierüber. Wegen Absatz 7 siehe Be- 
merkung zu Artikel 89. 

Zu Artikel 35 

Gemäß den Bestimmungen in Artikel 1 erhalten 
deutsche natürliche Personen im Rahmen der Frei- 
grenze von öS 260 000 auch ihren Besitz an Wert- 
papieren österreichischer Aussteller (Aktien, Kuxe, 
Obligationen) zurück. Bei einigen im Kriege bege- 
benen Emissionen hat sich nach österreichischer 
Auffassung im Hinblick auf die finanzielle Lage der 
Emittenten die Notwendigkeit einer Umschuldung 
herausgestellt. Artikel 35 trifft Vorsorge dafür, daß 
im Falle der Umschuldung die alten Pfandrechte 
auch zur Sicherung der Ansprüche aus den Um- 
schuldungsschuldverschreibungen dienen. 

Die Umschuldung erstreckt sich auf die Fundierung 
rückständiger Zinsen und die Hinausschiebung der 


Fälligkeit des Kapitals (zuzüglich der zu fundieren- 
den Zinsen); eine Zinskürzung ist nicht vorgesehen. 

Zu Artikel 36 

Die Bank der deutschen Luftfahrt AG i. L., Bonn, 
nahm hinsichtlich ihrer Beziehungen zu österrei- 
chischen Gläubigern und Schuldnern eine Sonder- 
stellung ein. Eine zufriedenstellende Lösung dieses 
Sonderfalles konnte nur durch die Bestimmung 
gefunden werden, daß die Bank der deutschen 
Luftfahrt ihre österreichischen Schuldner nicht in 
Anspruch nehmen kann, zugleich aber auch nicht 
ihre Verpflichtungen gegenüber Österreichern zu 
erfüllen braucht. 

Durch Satz 2 soll sichergestellt werden, daß auch 
nicht Wechsel, welche die Bank der deutschen Luft- 
fahrt AG ausgestellt oder indossiert hat, gegen 
Wechselverpflichtete geltend gemacht werden kön- 
nen, welche im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder im Land Berlin ansässig sind. 

Vorstehende Grundsätze sind bezüglich derjenigen 
Fälle eingeschränkt worden, in welchen die Bank 
der deutschen Luftfahrt AG bereits mit österreichi- 
schen Gläubigern ausdrückliche Vereinbarungen 
über die Bezahlung bestimmter Wechsel getroffen 
hatte. 

Zu Artikel 37 

Die in diesem Abschnitt behandelten Sonderbestim- 
mungen betreffen nur Reichsmark-Guthaben und 
Reichsmark-Forderungen aus Wertpapieren deut- 
scher Aussteller (mit Ausnahme des Reichs ein- 
schließlich Reichsbahn und Reichspost und des Lan- 
des Preußen); nur sie gelten gemäß den besonderen 
Bestimmungen im Sinne des Artikels 23 Staatsver- 
trag und des Teils III Vermögensvertrag als „gere- 
gelt". Für die übrigen — verhältnismäßig weni- 
gen — bankgeschäftlichen Verbindlichkeiten deut- 
scher Kreditinstitute gegenüber Österreichern ließ 
sich mangels entsprechender deutscher sonderge- 
setzlicher Vorschriften die Annahme einer allgemein 
erfolgten Regelung nicht rechtfertigen. 

Artikel 37 bestimmt daher ausdrücklich, daß solche 
anderen bankgeschäftlichen Verbindlichkeiten nicht 
als geregelt gelten, so daß auch die allgemeinen 
Vorschriften des Artikels 22 hierfür keine Anwen- 
dung finden. Es bleibt auf dem Bankensektor daher 
z. B. bezüglich Valutaforderungen und -guthaben, 
Forderungen aus Wechseln, Schecks, Bürgschaf- 
ten (Avalen) und Akkreditiven beim Verzicht des 
Artikels 23 Abs. 3 Staatsvertrag. 

Zu Artikel 38 und 39 

Auch das österreichische Wertpapi er wesen war 
durch die Ereignisse der Kriegs- und Nachkriegszeit 
in Unordnung geraten, so daß eine Wertpapierbe- 
reinigung notwendig wurde. Die hierfür erforder- 
lichen Bestimmungen enthält das österreichische 
Bundesgesetz vom 7. Juli 1954 zur Bereinigung des 
, Wertpapierwesens — Wertpapierbereinigungsge- 
setz — (österr. BGBl. Nr. 188). Als es erlassen 
| wurde, bestand noch keine Gewißheit über die Be- 
handlung der österreichischen Wertpapiere, die im 
Eigentum deutscher Berechtigter standen. Die Ver- 
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fahren, die auf Grund von Anmeldungen deutscher 
Berechtigter zur Wertpapierbereinigung eingeleitet 
worden waren, blieben daher in der Schwebe. Im 
Vermögensvertrag wird nunmehr klargestellt, in 
welcher Weise jene anhängigen Wertpapierberei- 
nigungsverfahren zum Abschluß gebracht werden 
sollen. Die Verfahren sind so durchzuführen, und 
über die Anmeldungen ist so zu entscheiden, als ob 
eine Übertragung auf die Republik Österreich nicht 
stattgefunden hat (Artikel 39). In dem Freigabever- 
fahren wird dann unter Beachtung der Vorschriften 
dieses Vertrages geprüft, ob dem Begehren des 
deutschen Anmelders auf Übertragung der bereinig- 
ten Wertpapiere oder der auf sie entfallenden Er- 
löse stattgegeben werden kann. 

Damit das österreichische Bundesministerium für 
Finanzen einen Überblick über das von der Rege- 
lung des Staatsvertrages betroffene Vermögen erhält, 
haben österreichische Kreditunternehmen diesem be- 
reinigte Wertpapiere, die durch oder für deutsche Per- 
sonen zur Wertpapierbereinigung angemeldet wur- 
den, sowie auf deutsche Anmelder im Bereinigungs- 
oder Nachzüglerverfahren entfallende Erlöse unter 
Angabe, ob sie ohne Rücksicht auf ihre Übertragung 
durch den Staatsvertrag Eigentum einer deutschen 
natürlichen oder juristischen Person sind, zu melden. 
Ergeben sich Zweifel, ob der Anmelder eine deut- 
sche natürliche oder juristische Person ist, so ent- 
scheidet hierüber die Prüfstelle. Im Hinblick darauf, 
daß das Handelsgericht Wien auch schon im Wert- 
papierbereinigungsverfahren dann zuständig ist, 
wenn der Anmelder nach Erlaß des Bescheides der I 
Prüfstelle die Entscheidung des Gerichtes beantragt, ! 
ist hier eine entsprechende Regelung getroffen ! 
worden (Artikel 38). I 

i 

Zu Artikel 40 und 41 

Für Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibun- 
gen, die nicht der österreichischen Wertpapierberei- 
nigung unterliegen, soll vor der Freigabe ein berei- 
nigungsähnliches Verfahren durchgeführt werden, 
um sicherzustellen, daß unredlich erworbene Wert- 
papiere ausgeschaltet werden (Artikel 40). 

In ähnlicher Weise soll mit solchen Wertpapieren 
vor der Freigabe an den deutschen Berechtigten 
verfahren werden, die entsprechend den von den 
Besatzungsmächten erlassenen Vorschriften deut- 
schen natürlichen Personen abgenommen, nach 
Österreich überführt und inzwischen zugunsten 
österreichischer Stellen bereinigt worden sind (Arti- 
kel 41). 

Zu Artikel 42 

Da auch bei Wertpapieren, die der österreichischen 
Auslandstitelbereinigung unterliegen, wegen der 
Besonderheit dieses Verfahrens in der Regel noch 
nicht feststeht, wer der rechtmäßige Eigentümer ist, 
soll für diese Wertpapiere ebenfalls ein bereini- 
gungsähnliches Verfahren vor der Freigabe durch- 1 
geführt werden. j 

Zu Artikel 43 

Um die Ergebnisse der österreichischen Wertpapier- 
bereinigung für die Freigabe von Wertpapieren 


nach Artikel 1 weitgehend auszunutzen, knüpft die 
Regelung des Artikels 43 an dieses Verfahren so- 
wie an das bereinigungsähnliche Verfahren nach 
Artikel 40, 41 und 42 an. 

Da das Wertpapierbereinigungsverfahren in ge- 
wissen Fällen erst nach Inkrafttreten dieses Vertra- 
ges beendet sein wird, müssen Sonderbestimmun- 
gen für die Antragsfrist im Freigabeverfahren vor- 
gesehen werden. 

Zu Artikel 44 

Die Durchführungsbestimmungen, die für die in 
Artikel 38 bis 43 vorgesehene Handhabung erfor- 
derlich sind, werden von der Republik Österreich 
in angemessener Frist erlassen werden. Durch Ab- 
satz 2 wird klargestellt, daß für das in Artikel 38 
bis 43 vorgesehene Verfahren die Bestimmungen 
der Artikel 99 bis 116 nicht Anwendung finden. 

Im 2. ABSCHNITT 

sind die Bestimmungen über Versicherungsunter- 
nehmen und Bausparkassen zusammengefaßt (Arti- 
kel 45 bis 59). 

Vorbemerkung 

Die auf dem Gebiete der Versicherungsunternehmen 
und Bausparkassen getroffene Regelung stellt eine 
wirtschaftliche, die Belange beider Seiten berück- 
sichtigende Lösung der sich auf diesen Gebieten er- 
gebenden Fragen im Rahmen der Gesamtregelung 
dar. Die in den Artikeln 45 und 55 gefundene Lö- 
sung ist durch die Ermächtigung im Artikel 30 der 
Anlage IV zum LSA ermöglicht worden. 

Nach Inkrafttreten des Vertrages sind gemäß Arti- 
kel 45 alle Ansprüche von Versicherungsnehmern 
oder sonst Berechtigten, die österreichische Staats- 
angehörige sind, aus Versicherungs- und Rückver- 
sicherungsverträgen von den deutschen Versiche- 
rungsunternehmen zu erfüllen, soweit sie begründet 
sind. 

Zu den deutschen Versicherungsunternehmen im 
Sinne dieses Vertrages (vgl. Nr. 5 des Schlußproto- 
kolls) gehören auch sämtliche öffentlich-rechtlichen, 
der Versicherungsaufsicht unterliegenden Versiche- 
rungsunternehmen, gleichgültig, ob die Aufsicht von 
dem Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen ausgeübt wird oder ob ein Un- 
ternehmen der Landesaufsicht untersteht. 

Die österreichischen Bestände der vor dem 8. Mai 
1945 in Österreich tätig gewesenen deutschen Ver- 
sicherungsunternehmen wurden nach diesem Zeit- 
punkt unter öffentliche Verwaltung gestellt und 
fortgeführt, die Geschäfte dieser Versicherungs- 
unternehmen durch öffentliche Verwaltung weiter 
betrieben. Deutsche Versicherungsunternehmen ha- 
ben aber auch in erheblichem Umfange teils vor, 
im wesentlichen aber nach dem 13. März 1938 Ver- 
sicherungsverträge mit Österreichern unmittelbar 
von Deutschland aus abgeschlossen, die von den 
öffentlichen Verwaltern nicht mit erfaßt worden 
sind. Dies gilt insbesondere für den Versicherungs- 
zweig Lebensversicherung, dem insoweit auch Ver- 
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Sicherungsverträge privater deutscher Pensions- 
und Sterbekassen zuzuordnen sind. Für die Behand- 
lung der in Österreich öffentlich verwalteten Be- 
stände und der unmittelbar von Deutschland aus 
abgeschlossenen Lebensversicherungsverträge er- ' 
schien eine besondere Regelung geboten (Artikel 
47 bis 50). 

Da die von den öffentlichen Verwaltern deutscher 
Versicherungsunternehmen übernommenen und 
fortgeführten sowie die neu abgeschlossenen Ver- 
sicherungsverträge dem österreichischen Recht 
unterliegen, sollen auch Ansprüche, die auf Grund 
des Vertrages geltend gemacht werden, nach öster- 
reichischem Recht erfüllt werden. Andererseits war 
es geboten, Ansprüche aus unmittelbar zwischen 
den Zentralen deutscher Versicherungsunternehmen 
und Österreichern abgeschlossenen Versicherungs- 
verträgen weiterhin nach deutschem Recht zu erfül- 
len, da derartige Ansprüche dem deutschen Recht 
unterliegen und — wenn auch im Hinblick auf den 
Verzicht z. T. ohne Rechtsgrund — bereits nach 
deutschem Recht erfüllt werden (Artikel 47). Die 
Nichtdiskriminierungsklausel in Artikel 47 Abs. 2 
Satz 2 soll die Gleichbehandlung österreichischer 
Staatsangehöriger mit anderen Ausländern sicher- 
stellen. 

Zu Artikeln 48 und 49 

Artikel 48 enthält Formvorschriften, die eine mög- 
lichst kurzfristige Abwicklung gewährleisten sollen, 
während Artikel 49 klarstellt, daß Ansprüche aus 
Versicherungsverträgen gemäß Artikel 46 Buch- 
stabe a nur gegen die öffentlichen Verwalter bzw. 
bei Versicherungsunternehmen, deren Zulassung 1 
zum Geschäftsbetrieb in Österreich bestätigt wird, 
gegen diese und Ansprüche aus Verträgen gemäß 
Artikel 46 Buchstabe b nur gegen die Zentralen 
der deutschen Versicherungsunternehmen geltend 
gemacht werden können. 

Zu Artikel 50 

Artikel 50 unterscheidet nach deutschen Versiche- 
rungsunternehmen, deren Versicherungsbestände in 
Österreich öffentlich verwaltet werden (Gruppe 1), 
und allen übrigen deutschen Versicherungsunter- 
nehmen, auch denjenigen, die in Österreich der 
Vermögensverwaltung unterliegen — weil sie nur 
Vermögenswerte, aber keine Verbindlichkeiten 
haben (Gruppe 2). 

Zur Erfüllung der gegen die öffentlichen Verwalter 
bzw. die deutschen Versicherungsunternehmen 
selbst auf Grund des Vertrages zu erwartenden An- 
sprüche stellt Österreich aus den von Artikel 22 
Staatsvertrag betroffenen Deckungswerten den 
deutschen Versicherungsunternehmen Deckungs- 
werte, soweit sie zur Erfüllung dieser Ansprüche 
erforderlich sind, zur Verfügung, insbesondere da 
Deckungswerte von Versicherungsunternehmen (das 
sind Vermögenswerte, die der versicherungs tech- 
nischen Bedeckung der Verbindlichkeiten dienen) 
wirtschaftlich nicht Eigentum der Versicherungs- 
unternehmen, sondern der Versicherten sind. An- 
teilsrechte an Österreichischen Versicherungsunter- 


| nehmen bzw. nach dem 8. Mai 1945 an ihre Stelle 
getretene Erlöse oder Surrogate werden allerdings 
nicht zur Verfügung gestellt, da es zweifelhaft ist, 
ob Anteilsrechte an Versicherungsunternehmen zu 
den Deckungswerten von Versicherungsunterneh- 
men zu rechnen sind (Artikel 50 Abs. 5). Zur Ver- 
fügung gestellt werden ebenfalls nicht zum Sonder- 
vermögen Ernst Heinkel AG gehörende Deckungs- 
werte, da insoweit eine Sonderregelung getroffen 
wurde. 

Zu Artikel 51 

Die für Rückversicherungs Verträge in Artikel 51 
getroffene Regelung entspricht internationalen Ge- 
pflogenheiten dieses Versicherungszweiges. 

Zu Artikel 52 

Durch Artikel 52 werden österreichische Gläubiger 
der Deutschen Kriegsversicherungsgemeinschaft und 
des ausgegliederten Reichsgeschäftes der HERMES- 
Kreditversicherungs-AG wie deutsche Gläubiger 
behandelt. 

Zu Artikel 53 und 54 

Artikel 53 und 54 enthalten Durchführungsbestim- 
mungen, von denen von besonderer Bedeutung ist, 
daß die zur Durchführung der vertraglichen Ver- 
einbarungen erforderlichen Maßnahmen im wesent- 
lichen zwischen der deutschen und der österrei- 
chischen Versicherungsaufsichtsbehörde festgelegt 
werden. Artikel 54 Abs. 2 Satz 2 gibt die bei den 
Verhandlungen von österreichischer Seite wieder- 
holt erklärte Bereitschaft wieder, die Wünsche der 
deutschen Versicherungsunternehmen bei der Aus- 
wahl der zur Verfügung zu stellenden Vermögens- 
werte zu berücksichtigen, soweit dies möglich ist. 

■ ; i 

Zu Artikel 55 bis 59 

Die Nichtanwendung des Forderungsverzichtes des 
Artikels 23 Abs. 3 Staatsvertrag auf Bausparver- 
träge mit privaten Bausparkassen in Artikel 55 hat 
keine praktische Bedeutung, da nach Artikel 56 
ohnehin alle Verbindlichkeiten deutscher privater 
Bausparkassen aus noch nicht zugeteilten, in der 
Anschlußzeit abgeschlossenen Bausparverträgen mit 
österreichischen Bausparkassen auf die Republik 
Österreich übergehen. Der Grund für diesen Über- 
gang liegt darin, daß die Erfüllung von Verbind- 
lichkeiten deutscher privater Bausparkassen gegen- 
über österreichischen Bausparern durch die Bau- 
sparkassen aus technischen Gründen, insbesondere 
wegen des unterschiedlichen Liegenschaftsrechts in 
Deutschland und Österreich nur unter erheblichen 
Schwierigkeiten möglich ist. Die Beschränkung auf 
in der sogenannten Anschlußzeit abgeschlossene 
und nicht zugeteilte Verträge war vertretbar, weil 
es sich bei Ansprüchen aus Verträgen, die vor dem 
13. März 1938 abgeschlossen waren, bzw. aus zuge- 
teilten Verträgen nur um einige wenige Einzelfälle 
handelt, deren Abwicklung durch die deutschen Bau- 
sparkassen in Kauf genommen werden kann. 
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Im 3. ABSCHNITT (Artikel 60 bis 80) 

sind die Bestimmungen über gewerbliche Schutz- 
rechte, Firmenbezeichnungen und Urheberrechte zu- 
sammengefaßt. 

Vorbemerkung 

Von den Bestimmungen des 3. Abschnitts werden 
nur solche Rechte deutscher Staatsangehöriger be- 
troffen, die am 8. Mai 1945 in Österreich bestanden 
haben. Dieser Abschnitt ist in 5 Unterabschnitte ge- 
gliedert. 

Der erste Unterabschnitt (Artikel 60 bis 62) 

regelt das Schicksal der Alt-Patente und Alt-Patent- 
anmeldungen deutscher Staatsangehöriger in Öster- 
reich. 

Nach der österreichischen Nachkriegsgesetzgebung 
(Patentschutz-Uberleitungsgesetz 1950) ist vorge- 
sehen, daß für alle Alt-Patente und Alt-Patentanmel- 
dungen, die am 27. April 1945 in Österreich be- 
standen, ein Aufrechterhaltungsantrag gestellt wer- 
den muß. Zur Stellung dieser Aufrechterhaltungs- 
anträge wird durch ein besonderes Edikt aufgeru- 
fen. Bis zum Ablauf der durch ein solches Edikt be- 
stimmten Frist oder bis zu der Feststellung, daß für 
bestimmte Gruppen von Alt-Patenten und Alt-Pa- 
tentanmeldungen die Antragsfrist überhaupt nicht 
eröffnet wird, bleiben die Alt-Patente und Alt- 
Patentanmeldungen in Österreich wirksam. 

Die Alt-Patente und Alt-Patentanmeldungen deut- 
scher Staatsangehöriger sind bisher nicht zur Auf- 
rechterhaltung aufgerufen worden. Sie sind dem- 
nach in Österreich noch wirksam. Ihr endgültiges 
Schicksal war zur Zeit der deutsch-österreichischen 
Verhandlungen offen. 

Eine Rückgabe der auf den österreichischen Staat 
übergegangenen Alt-Patente und Alt-Patentanmel- 
dungen deutscher Staatsangehöriger wäre wegen 
der Bestimmungen des Staatsvertrages nur für einen 
Teil dieser Rechte möglich gewesen. Andererseits 
hätte eine Veräußerung dieser Rechte an Dritte die 
ursprünglichen deutschen Inhaber von dem Export 
der patentierten Erzeugnisse nach Österreich aus- 
geschlossen. Bei dieser Sachlage kam es für die 
deutsche Seite darauf an, eine Regelung zu finden, 
die es verhinderte, daß Alt-Patente und Alt-Patent- 
anmeldungen deutscher Staatsangehöriger in dritte 
Hände gerieten. 

Zu Artikel 60 

Diese Regelung ist in Artikel 60 des Vertrages 
getroffen. Dieser sieht vor, daß die eingangs er- 
wähnte Frist zur Einreichung der Aufrechterhal- 
tung der Aufrechterhaltungsanträge für Alt-Patente 
und Alt-Patentanmeldungen deutscher Staatsange- 
höriger nicht mehr eröffnet wird. Dies bedeutet, daß 
diese Rechte nach Inkrafttreten des Vertrages und 
einer entsprechenden innerösterreichischen gesetz- 
lichen Regelung erlöschen und damit einerseits von 
jedermann in Österreich benutzt, andererseits aber 
ihren ursprünglichen deutschen Inhabern beim Ex- 
port nach Österreich nicht entgegengehalten werden 
können. 


Zu Artikel 61 

In Artikel 61 des Vertrages sind besondere Bestim- 
mungen für die Forderungen aus Lizenzverträgen 
über Erfindungen enthalten, die Gegenstand von 
Alt-Patenten oder Alt-Patentanmeldungen deutscher 
Staatsangehöriger sind. Soweit diese Forderungen 
auf Lizenzverträgen beruhen, die vor dem 8. Mai 
1945 abgeschlossen worden sind, können sie nur 
unter den Einschränkungen des Staatsvertrages gel- 
tend gemacht werden, wobei allerdings auf Grund 
solcher Lizenzverträge bereits erbrachte Leistungen 
nicht zurückgezahlt zu werden brauchen. Für die 
| nach dem 8. Mai 1945 abgeschlossenen Lizenzver- 
j träge wird in Artikel 61 Abs. 2 ausdrücklich klar- 
| gestellt, daß die Forderungen aus diesen Verträgen 
i den einschränkenden Vorschriften des Staatsver- 
trages nicht unterliegen, und zwar auch nicht dann, 
wenn sich die Lizenzverträge auf Alt-Schutzrechte 
deutscher Staatsangehöriger beziehen, die vor dem 
8. Mai 1945 in Österreich entstanden sind. 

Zu Artikel 62 

Durch Artikel 62 soll ein Schlußstrich für in der 
I Vergangenheit begangene Rechtsverletzungen ge- 
zogen werden. Dieser Artikel sieht deshalb vor, daß 
Ansprüche aus den Alt-Patenten und Alt-Patent- 
anmeldungen deutscher Staatsangehöriger nach In- 
krafttreten des Vertrages nicht mehr geltend ge- 
macht werden können. Die bis zum Inkrafttreten des 
Vertrages rechtskräftig gewordenen Entscheidungen 
sollen vollstreckbar bleiben. Dagegen dürfen schwe- 
bende Verfahren nicht mehr fortgesetzt werden. 

Der zweite Unterabschnitt (Artikel 63 bis 69) 

enthält Bestimmungen über die Alt-Warenzeichen 
und Alt-Warenzeichenanmeldungen deutscher Staats- 
angehöriger in Österreich. 

| Die österreichische Nachkriegsgesetzgebung hat 
: entsprechend dem im ersten Unterabschnitt geschil- 
I eierten Verfahren für Alt-Patente und Alt-Patent- 
anmeldungen auch für Alt- Warenzeichen und Alt- 
Warenzeichenanmeldungen, die am 27. April 1945 
in Österreich bestanden, ein Aufrufverfahren vor- 
gesehen. Im Gegensatz zu den Patenten sind jedoch 
die Alt- Warenzeichen und Alt- Warenzeichenanmel- 
dungen deutscher Staatsangehöriger durch ein Edikt 
zur Antragstellung aufgerufen worden. 

Zu Artikel 63 

Artikel 63 des Vertrages stellt zunächst ausdrück- 
lich klar, daß alle diejenigen Warenzeichen, die auf 
Grund des vorgenannten Aufrufverfahrens in Öster- 
i reich für ein Unternehmen mit Sitz in der Bundes- 
! republik oder im Land Berlin eingetragen worden 
! sind oder die für diese Unternehmen auf Grund 
! internationaler Registrierung in Österreich geschützt 
' sind, vom Staatsvertrag nicht erfaßt worden und 
i damit den deutschen Inhabern verblieben sind. An- 
1 dererseits sind diejenigen Warenzeichen, die auf 
den Namen von ehemaligen deutschen Tochter- 
gesellschaften in Österreich eingetragen sind, mit 
diesen Tochtergesellschaften verlorengegangen. 
Keine Einigung konnte über das Schicksal derjeni- 
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gen Warenzeichen erzielt werden, die auf den Na- 
men ehemaliger deutscher Niederlassungen in 
Österreich registriert sind. Diese Frage ist offen- 
geblieben und soll der Entscheidung der Gerichte 
überlassen bleiben. 


! stimmten, in Artikel 70 näher angegebenen Voraus- 
setzungen beifügen. Auch die Beifügung des Zu- 
satzes hat zu unterbleiben, wenn die ehemalige 
deutsche Zweigniederlassung durch einen Wett- 
bewerber des deutschen Stammunternehmens er- 
worben wird. 


Zu Artikel 64 bis 67 

Die enge Verflechtung der deutschen und österrei- 
chischen Wirtschaft hat es mit sich gebracht, daß in 
Österreich gelegene deutsche Unternehmen, die ent- 
weder selbst oder deren Inhaber und Gesellschafter 
durch den Staatsvertrag enteignet worden sind, 
deutsche Warenzeichen mit Erlaubnis der deutschen 
Inhaber benutzt haben. Um die durch den Staats- 
vertrag durchgeführte Trennung der bisher wirt- 
schaftlich verbundenen Unternehmen in ihrer Wir- 
kung abzumildern, sieht der Vertrag in Artikel 64 
bis 67 vor, daß die in Österreich enteigneten Unter- 
nehmen die deutschen Warenzeichen während einer 
Aufbrauchsfrist, die spätestens am 31. Dezember 
1960 endet, unter gewissen Voraussetzungen wei- 
terbenutzen dürfen und umgekehrt die deutschen 
Unternehmen ein Weiterbenutzungsrecht an ge- 
wissen Warenzeichen ihrer früheren österreichi- 
schen Tochtergesellschaften und Zweigniederlassun- 
gen behalten. 

Zu Artikel 68 

Ähnlich wie es in Artikel 62 für Alt-Patente und 
Alt-Patentanmeldungen deutscher Staatsangehöriger 
vorgesehen ist, wird auch durch Artikel 68 des Ver- 
trages für das Gebiet des Warenzeichenrechtes ein 
Schlußstrich unter die Vergangenheit gezogen, in- 
dem Verletzungen der den deutschen Inhabern ver- 
bliebenen Warenzeichen in Österreich, die vor dem 
1. Juli 1956 begangen worden sind, nicht verfolgt 
werden können. Durch diese Regelung sollen Pro- 
zesse vermieden werden, deren Ausgang unsicher 
und deren Durchführung nur geeignet wäre, die neu 
geregelten deutsch-österreichischen Beziehungen zu 
belasten. 

Zu Artikel 69 

Durch Artikel 69 wird klargestellt, daß alle deut- 
schen Herkunftsangaben, Auszeichnungen, sonstige 
Geschäftsabzeichen und alle Ausstattungsrechte den 
deutschen Inhabern verblieben sind und von ihnen 
ungehindert geltend gemacht werden können. 

Der dritte Unterabschnitt (Artikel 70 bis 75) 

befaßt sich mit der Regelung der Firmenbezeichnun- 
gen. 

Zu Artikel 70 

Der deutsche Wunsch, daß die durch den Staatsver- 
trag enteigneten deutschen Unternehmen die bis- 
herige Firmenbezeichnung ablegen müssen, konnte 
nur für die Firmenbezeichnungen von ehemaligen 
deutschen Zweigniederlassungen in Österreich 
durchgesetzt werden. Diese müssen ihre bisherige 
Firmenbezeichnung 6 Monate nach der Veräuße- 
rung, spätestens jedoch am 31. Dezember 1960 auf- 
geben. Für eine Übergangszeit von 5 Jahren können 
sie die bisherige Firma ihrer neuen Firma unter be- 


Zu Artikel 71 bis 73 

Für den Fall, daß das in Österreich durch den 
Staatsvertrag enteignete Unternehmen und das 
Unternehmen in der Bundesrepublik früher durch 
Beteiligung wirtschaftlich verbunden waren und 
beide dieselbe oder eine verwechslungsfähige 
Firma führen, sieht Artikel 71 vor, daß das öster- 
reichische Unternehmen die bisherige Firma zu- 
nächst bis zum 31. Dezember 1960 unverändert 
fortführen kann, dann aber seine Firmenbezeichnung 
derart ändern muß, daß eine Verwechslung der 
Firmen beider Unternehmen ausgeschlossen ist. 
Damit soll den Grundsätzen des lauteren Wett- 
bewerbs Rechnung getragen und eine Täuschung 
des Publikums vermieden werden. 

Eine Sonderregelung enthält Artikel 72 des Ver- 
trages für solche Firmenbezeichnungen, die einen 
Familiennamen enthalten. Sie gibt dem Träger des 
Familiennamens das Recht, unter gewissen Voraus- 
setzungen die Fortführung seines Namens in der 
Firma nach dem 31. Dezember 1960 von seiner 
Zustimmung abhängig zu machen. Durch diese Be- 
stimmung soll in gewissen Grenzen den Grund- 
sätzen des Persönlichkeitsrechts Rechnung getragen 
werden, nach denen sich niemand unbefugt des 
Namens eines anderen bedienen darf. 

Zu Artikel 74 und 75 

Nach Artikel 74 können alle sonstigen vom Staats- 
vertrag betroffenen Unternehmen, die nicht unter 
die Sonderregelung der Artikel 70 bis 72 fallen, die 
bisherige Firma unbefristet fortführen. Sie sind bei 
der Fortführung dieser Firmenbezeichnungen jedoch 
an die Einhaltung der Vorschriften gegen den un- 
lauteren Wettbewerb gebunden. Hervorzuheben 
ist, daß das Recht auf Fortführung der deutschen 
Firmenbezeichnungen durch Österreichische Firmen 
sich nur auf solche Firmenbezeichnungen bezieht, 
die in Österreich im Handels- oder Genossen- 
schaftregister eingetragen sind. Alle sonstigen 
Firmenbezeichnungen sowie alle sonstigen Namens- 
rechte stehen den ursprünglichen deutschen In- 
habern uneingeschränkt zu (Artikel 75). 

Der vierte Unterabschnitt (Artikel 76) 
behandelt die Urheberrechte. 

Zu Artikel 76 

Dieser Artikel enthält die Klarstellung, daß alle 
Urheberrechte deutscher Staatsangehöriger und 
alle an den Urheberrechten eingeräumten Werk- 
nutzungsrechte und Werknutzungsbewilligungen 
sowie alle auf solchen Rechten beruhenden Geld- 
forderungen vom Staatsvertrag nicht erfaßt sind 
und daher den ursprünglichen deutschen Inhabern 
uneingeschränkt verblieben sind. Damit ist festge- 
stellt, daß das Gebiet des Urheberrechts im wei- 
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testen Umfange von den Enteignungsbestimmungen 
des Staatsvertrages unberührt geblieben ist. 

Im fünften Unterabschnitt (Artikel 77 bis 80) 

sind die „Gemeinsamen Bestimmungen" zusammen- 
gefaßt, die auf sämtliche in den vorhergegangenen 
4 Unterabschnitten geregelten Rechte Anwendung 
finden. 

Zu Artikel 77 bis 80 

Diese Bestimmungen betreffen die Verteilung der 
Kosten bei schwebenden Rechtsstreitigkeiten (Ar- 
tikel 77), das Unberührtbleiben von Verfahren 
nach den österreichischen Rückstellungsgesetzen 
(Artikel 79) und die Nichtanwendbarkeit der Be- 
stimmungen dieses Abschnitts auf die ehemaligen 
deutschen Unternehmen in Österreich, die bereits 
auf Grund der österreichischen Verstaatlichungs- 
gesetze enteignet worden sind (Artikel 80). 

Besondere Hervorhebung verdient die Bestim- 
mung des Artikels 78, nach der alle privatrecht- 
lichen Vereinbarungen der Beteiligten, die nach 
dem 8. Mai 1945 getroffen wurden oder nach dem 
Inkrafttreten des Vertrages noch getroffen werden, 
unberührt bleiben. Durch diese Bestimmung wird 
zum Ausdruck gebracht, daß privatrechtliche Ver- 
einbarungen den Vorrang vor den Bestimmungen 
des Vertrages haben, soweit es sich um die im 
3. Abschnitt geregelten Rechte handelt. Dies gilt 
natürlich nur insoweit, als die bereits abgeschlos- 
senen oder noch abzuschließenden privatrechtlichen 
Vereinbarungen nicht gegen zwingende Bestim- 
mungen des österreichischen Rechts verstoßen. 
Damit soll verhindert werden, daß durch den Ver- 
mögensvertrag in private Absprachen der Betei- 
ligten eingegriffen wird, und gewährleistet werden, 
daß die Beteiligten sich auch nach Inkrafttreten des 
Vertrages in einer ihren besonderen Interessen 
Rechnung tragenden Weise abweichend von den 
Bestimmungen des Vertrages einigen können. 


TEIL IV 

enthält „Ergänzende Bestimmungen". 

Der 1. ABSCHNITT (österreichische Zollausschluß- 
gebiete und Saarland) 

betrifft den räumlichen Geltungsbereich des Ver- 
trages (Artikel 81 bis 83). 

Zu Artikel 81 

Die österreichischen Zollausschlußgebiete Mittel- 
berg — Walsertal und Jungholz sowie das Saarland 
fallen auf Grund ihrer besonderen Stellung, die sie 
bei Abschluß des Staatsvertrages hatten, weder 
unter dessen Artikel 22 noch unter Artikel 23 
Abs. 3, so daß sich Bestimmungen, wie sie in den 
Teilen I bis III des Vermögensvertrages enthalten 
sind, hier erübrigen. Dies gilt für natürliche und 
juristische Personen, die ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthaltsort bzw. Sitz am 8. Mai 1945 
in diesen Gebieten hatten. 


Zu Artikel 82 

Das gleiche gilt für juristische Personen des pri- 
vaten und öffentlichen Rechts, wenn sie zwar nicht 
ihren Sitz, jedoch eine Niederlassung — Dienst- 
stelle — in diesen Gebieten hatten. 

Zu Artikel 83 

Artikel 83 ist hinsichtlich der Geltendmachung 
österreichischer Forderungen das Gegenstück zu 
Artikel 81. 

Der 2. ABSCHNITT 

enthält gewisse Bestimmungen zur Abgrenzung des 
persönlichen und sachlichen Geltungsbereichs des 
Vertrages. 

Zu Artikel 84 

Der Artikel 84 umreißt einen Personenkreis, der 
nicht von Artikel 22 Staatsvertrag betroffen ist. 
Hierher gehören diejenigen Volksdeutschen, insbe- 
sondere Sudetendeutsche und sonstige Personen, 
die durch Sammeleinbürgerung oder auf Grund des 
1. oder 2. Deutschen Staatsangehörigkeitsbereini- 
gungsgesetzes (BGBl. 1955 I S. 65 und 1956 I S. 431) 
oder im Rahmen. einer Umsiedlungsaktion die deut- 
sche Staatsangehörigkeit erworben haben. Auch 
sind diejenigen deutschen Staatsangehörigen nicht 
betroffen, die ihren Wohnsitz außerhalb des Ge- 
bietes des Deutschen Reichs nach dem Stand vom 
31. Dezember 1937 und außerhalb des Gebietes der 
Republik Österreich hatten. 

Zu Artikel 85 

Artikel 85 entspricht dem Artikel 84 auf dem Ge- 
biete des Forderungsverzichtes. 

Zu Artikel 86 

Artikel 86 stellt klar, daß gesetzliche und vertrag- 
liche Unterhaltsforderungen, die auf familienrecht- 
licher Grundlage beruhen, weder gemäß Artikel 22 
Staatsvertrag erfaßt noch durch den Verzicht gemäß 
Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag betroffen sind. Dies 
bedeutet, daß derartige Forderungen, zu denen z. B. 
auch auf Vergleich beruhende Unterhaltsansprüche 
unehelicher Kinder oder zwischen geschiedenen Ehe- 
gatten gehören, von den vermögensrechtlichen Vor- 
schriften des Staatsvertrages unberührt geblieben 
sind, wie dies auch ihrem mehr personenrechtlichen 
als vermögensrechtlichen Charakter entspricht. Da- 
gegen sind Schadensersatzansprüche wegen Entzie- 
hung eines Unterhaltsanspruches (vgl. §§ 844, 845 
BGB, § 1327 ABGB) nach den allgemeinen Grund- 
sätzen zu behandeln, d. h. sie sind, falls der Gläu- 
biger ein Deutscher ist, gemäß den Vorschriften des 
Teils I zu übertragen und können, falls der Gläu- 
biger ein Österreicher ist, gegen deutsche Schuld- 
ner nur auf Grund einer Regelung gemäß Artikel 22 
geltend gemacht werden. 

Im 3. ABSCHNITT 

sind unter „Sonstige Bestimmungen" (Artikel 87 
bis 90) einige besonders gelagerte Fragen behandelt. 
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Zu Artikel 87 

Bereits Artikel 1 stellt durch die Beschränkung auf 
„ Vermögenschaf ten, Rechte und Interessen in Öster- 
reich" fest, daß die durch den Staatsvertrag getrof- 
fenen Maßnahmen gegen deutsches Eigentum ent- 
sprechend den international anerkannten Rechts- 
grundsätzen sich nur auf das in Österreich belegene 
Vermögen beziehen und nicht Vermögen außerhalb 
Österreichs erfassen konnten. Der Grundsatz der 
territorialen Beschränkung von Enteignungsmaß- 
nahmen führt jedoch zu Schwierigkeiten bei juri- 
stischen Personen und Personengesellschaften mit 
Sitz in Österreich. Gelten in solchen Fällen die An- 
teilsrechte der deutschen Gesellschafter an der juri- 
stischen Person als übergegangen (so § 1 Abs. 3 des 
österreichischen 1 . Staatsvertragsdurchführungsge- 
setzes) oder sind die Anteilsrechte der Gesellschaf- 
ter ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit der 
Gesellschafter verstaatlicht worden (§ 1 des öster- 
reichischen Verstaatlichungsgesetzes), so führt der 
Grundsatz zu einer Spaltung der juristischen Per- 
son. Die in Österreich belegenen Vermögensgegen- 
stände würden der juristischen Person in ihrer — 
durch die getroffenen, in Österreich wirksamen 
Maßnahmen — neuen gesellschafterlichen Zusam- 
mensetzung gehören. Die außerhalb Österreichs bc- 
legenen Vermögensgegenstände würden dagegen 
wegen der Unwirksamkeit der Maßnahmen außer- 
halb Österreichs der juristischen Person in ihrer 
alten gesellschafterlichen Zusammensetzung zu- 
stehen. Durch Artikel 87 soll diese wirtschaftlich 
unerwünschte Spaltung, die nicht nur bei juristi- 
schen Personen, sondern auch bei Personengesell- 
schaften in Betracht kommt, unter Wahrung der 
Belange der deutschen Gesellschafter vermieden 
werden. 

Absatz 1 statuiert den Grundsatz der territorialen 
Beschränkung der getroffenen Maßnahmen auch für 
den Fall der Erfassung von Anteilsrechten deutscher 
Gesellschafter. Mit Rücksicht auf die in Absatz 2 
normierte Wahrung der Einheit der juristischen 
Person oder Personengesellschaft hat Absatz 1 
hauptsächlich Bedeutung als Rechtsgrundlage des 
Anspruches der deutschen Gesellschafter auf Aus- 
einandersetzung. Absatz 1 spricht den Grundsatz 
der territorialen Beschränkung getroffener Maß- 
nahmen ausdrücklich nur für Vermögen' in der Bun- 
desrepublik Deutschland und im Lande Berlin aus 
Die Berufung auf ihn auch hinsichtlich des im Aus- 
land belegenen Vermögens ist und soll dadurch 
nicht ausgeschlossen werden. Die Erklärung in 
Nr. 9 des Tagungsendprotokolls stellt dies nicht nur 
für Absatz 1, sondern überhaupt für die in Artikel 87 
getroffene Regelung dar. 

Der in Absatz 1 anerkannte Grundsatz hätte, wie 
bereits ausgeführt, die Spaltung der betroffenen 
Österreichischen Unternehmen zur Folge. Im Inter- 
esse der österreichischen Wirtschaft im allgemeinen 
und der betroffenen österreichischen Unternehmen 
im besonderen modifiziert Absatz 2 diese Rechts- 
folge unter Wahrung der Belange der deutschen Ge- 
sellschafter. Die juristische Person oder Personen- 
gesellschaft wird nicht gespalten; sie bleibt in ihrer 
neuen gesellschafterlichen Zusammensetzung Eigen- 


tümerin der in der Bundesrepublik Deutschland und 
im Land Berlin belegenen Vermögensgegenstände 
(Absatz 2 Satz 1). Die deutschen Gesellschafter 
haben jedoch gegen sie einen Anspruch auf Aus- 
einandersetzung hinsichtlich solcher Vermögens- 
gegenstände, an denen sie bei einer Spaltung des 
! Unternehmens mittelbar Eigentümer geblieben 
wären (Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz). Auf der 
Grundlage einer Liquidationsbilanz ist der Wert 
des Gesamtvermögens der juristischen Person oder 
Personengesellschaft, wozu auch das Auslandsver- 
mögen gehört, sowie der Wert ihres in der Bundes- 
republik Deutschland und im Land Berlin belege- 
nen Vermögens zu ermitteln. Die deutschen Gesell- 
i schafter sind sodann in Höhe des auf sie gemäß 
ihren Anteilsrechten entfallenden Anteils an dem 
deutschen Vermögen abzufinden (Absatz 6; wegen 
der Berechnung des Auseinandersetzungsergebnis- 
! ses vgl. Nr. 7 des Schlußprotokolls). Im Interesse 
der Beteiligten, des Unternehmens, dem vielleicht 
die Abfindung in Geld schwerfällt und das eine an- 
dere Art der Auseinandersetzung vorzieht, und der 
deutschen Gesellschafter, die vielleicht eine in 
Deutschland gelegene Betriebsstätte selbst überneh- 
! men möchten, ist davon abgesehen worden, eine 
Abfindung in Geld vorzuschreiben. Die Parteien 
sollen sich über die Art und Weise der Auseinan- 
dersetzung verständigen; Anspruch besteht nur dar- 
auf, daß sie sich auseinandersetzen. Einigen sich die 
Beteiligten nicht, setzt notfalls das Schiedsgericht 
fest, „was als Auseinandersetzungsergebnis zu lei- 
sten" ist (vgl. Absatz 6). 

Im Interesse einer baldigen Klärung der Sach- und 
Rechtslage sieht Absatz 2 Satz 2 letzter Halbsatz 
vor, daß das Auseinandersetzungsverlangen bei 
Vermeidung von Rechtsverlust binnen 6 Monaten 
nach Inkrafttreten des Vertrages gestellt werden 
muß, wozu eine formlose Erklärung gegenüber dem 
Schuldner genügt. 

Absatz 3 enthält für die Fälle der Verstaatlichung 
von Anteilsrechten deutscher Personen eine Aus- 
nahme gegenüber Absatz 2. Sofern diese natürliche 
Personen sind, haben sie grundsätzlich Anspruch 
auf Gewährung einer Entschädigung für die Ver- 
staatlichung ihrer Anteilsrechte (vgl. Nr. 1 des 
Schlußprotokolls und Artikel 1). Soweit sie eine 
Entschädigung erhalten, tritt diese an die Stelle des 
Auseinandersetzungsanspruches. 

Nach Absatz 1 und 2 kommt es für den Auseinan- 
dersetzungsanspruch nicht darauf an, woraus das 
in der Bundesrepublik Deutschland oder in Berlin 
belegene Vermögen besteht, ob aus Sachen (Grund- 
stücken, Fabrikanlagen, Maschinen) oder Rechten 
(insbesondere Forderungen gegen Schuldner mit 
Wohnsitz oder Sitz in Deutschland). Es müßte des- 
halb auch hinsichtlich einer nur geringfügigen For- 
derung eine Auseinandersetzung erfolgen. Absatz 4 
gestattet demgegenüber von der Auseinanderset- 
zung hinsichtlich solcher Forderungen abzusehen, 
wenn zwei Voraussetzungen vorliegen, nämlich er- 
stens die deutsche Beteiligung sich auf weniger als 
25 v. H. stellt, den deutschen Gesellschaftern also 
nicht einmal Vi der Forderung zustehen würde, und 
zweitens das in der Bundesrepublik Deutschland 
und im Land Berlin belegene Vermögen einschließ- 
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lieh der Forderungen weniger als 10 v. H. des Ge- : 
samtvermögens des österreichischen Unternehmens ! 
beträgt. Liegen beide Voraussetzungen kumulativ j 
(„und“) vor, sind die Forderungen bei der Berech- 
nung des Auseinandersetzungsergebnisses weder 
beim Gesamtvermögen noch bei dem in Deutschland 
belegenen Vermögen anzusetzen. 

Weitere Fälle des Außerbetrachtbleibens von Forde- 
rungen enthält Absatz 5, wobei es jedoch nicht auf 
die Höhe der Beteiligung oder der Forderung, son- 
dern nur auf die Art der Forderung ankommt. Die 
dort genannten Forderungen sind ausgenommen 
worden, weil ihre Einbeziehung in eine Auseinan- 
dersetzung dem Sinn und Zweck der in Artikel 28 
und 45 bis 59 getroffenen Vorschriften widerspro- 
chen hätte. 

Absatz 6 bestimmt, daß ein Streit der Beteiligten 
über die Auseinandersetzung dem Schlichtungsaus- 
schuß (Artikel 99) zu unterbreiten und gegebenen- 
falls vom Schiedsgericht (Artikel 108 Abs. 1 Buch- 
stabe d) zu entscheiden ist (Absatz 6 Satz 1). Ab- 
satz 6 Satz 2 setzt für die Einleitung des Verfah- 
rens eine Frist, um eine baldige Klärung der Rechts- 
und Sachlage zu sichern. 

Soweit vor Inkrafttreten des Vertrages bereits Aus- 
einandersetzungsvereinbarungen geschlossen wor- 
den sind — in einigen bedeutsamen Fällen ist dies 
bereits geschehen — hat es bei ihnen sein Be- 
wenden. 

Zu Artikel 88 

Artikel 88 enthält Sondervorschriften für einige , 
Vermögenskomplexe. 

Absatz 1 schließt mit Rücksicht auf die besonderen ! 
Maßnahmen, die in Österreich auf dem Erdölsektor , 
getroffen worden sind und die ihren Ausdruck auch 
in Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe d finden, Forderungen 
gegen die in den Erdölsektor gehörenden Schuldner 
von jeder Geltendmachung aus, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob für sie eine Regelung im Sinne 
des Artikels 22 getroffen ist oder nicht. 

Absatz 2, der im Zusammenhang mit Artikel 1 
Abs. 2 Buchstabe c und Artikel 50 Abs. 6 steht, trifft ; 
Sondervorschriften für Schulden und Vermögen der ! 
Ernst-Heinkel-AG. Deutsche Gläubiger können hier- j 
nach lediglich auf das in Deutschland belegene Ver- 
mögen, österreichische Gläubiger lediglich auf das | 
österreichische Vermögen dieser Gesellschaft Zu- ; 
griff nehmen. 

Zu Artikel 89 

Artikel 89 befaßt sich mit der Verzinsung der For- 
derungen, welche nach den Bestimmungen dieses 
Abkommens gegenüber den deutschen bzw. den 
österreichischen Gläubigern zu erfüllen sind. Ob 
eine Forderung überhaupt zu verzinsen ist, richtet 
sich nach den jeweiligen vertraglichen und bei ihrem ! 
Fehlen nach den gesetzlichen Bestimmungen. In 
jedem Fall sind jedoch nur Zinsen zu begleichen, 
welche am oder nach dem 1, Januar 1953 fällig ge- i 
worden sind, und außerdem höchstens 4 v. H. 
jährlich. 


Die Beschränkung der Zinshöhe auf 4 v. H. gilt nicht 
für Schuldverschreibungen sowie nach Artikel 34 
Abs. 7 und Artikel 50 Abs. 7 nicht für die hier auf- 
geführten Deckungswerte. Eine weitere Ausnahme 
ist in Artikel 31 Abs. 1 enthalten; danach müssen 
den deutschen Geld- und Kreditinstituten alle Zin- 
sen zugute kommen, welche auf die dort genannten 
| österreichischen 2 v. H.-Bundesschuldverschreibun- 
j gen seit ihrer Ausgabe bis zum Tage der Verrech- 
| nung fällig geworden sind. 

Die zeitliche Beschränkung (nur Fälligkeiten am 
j oder nach dem 1. Januar 1953) gilt auch für die- 
j jenigen Gewinnanteile österreichischer Aktien und 
Kuxe, welche deutschen Gläubigern auf Grund die- 
! ses Abkommens zustehen. 

Selbstverständlich entfällt die Anwendung des Ar- 
tikels 89 auf Forderungen, welche nach den Arti- 
keln 84 bis 86 dieses Abkommens nicht von den 
Bestimmungen der Artikel 22 und 23 Abs. 2 Staats- 
vertrag betroffen werden. 

Zu Artikel 90 

wird auf die einleitenden Erläuterungen im Teil I 
Bezug genommen. 


TEIL V 

behandelt die Ständige Kommission, den Schlich- 
tungsausschuß und das Schiedsgericht. 

Vorbemerkung 

In Teil V sehen die Vertragsstaaten die Errichtung 
von drei gemeinsamen, zwischenstaatlichen Orga- 
nen vor, die eine einheitliche und reibungslose 
Durchführung des Vertrages sicherstellen sollen. 
Während die Ständige Kommission (StK) ein Gre- 
mium ist, in dem lediglich die Delegationen der 
beiden Regierungen miteinander verhandeln, er- 
scheinen vor dem Schlichtungsausschuß (SchlA) und 
dem Schiedsgericht (SchG) natürliche und juristische 
Personen als Parteien. 

Im 1. ABSCHNITT (Artikel 91 bis 107) 

sind die Bestimmungen über die Ständige Komis- 
sion und den Schlichtungsausschuß zusammengefaßt. 

Zu Artikel 91 

Die Aufgabe der StK besteht nach Artikel 91 in 
sachlicher Beziehung darin, „Fragen zu erörtern, die 
sich im Zusammenhang mit der Durchführung und 
Anwendung dieses Vertrages ergeben“. Mit dieser 
Umschreibung soll der Zuständigkeitsbereich der 
StK möglichst weit gefaßt werden, die zu erörten- 
den Fragen können sowohl allgemeiner wie spe- 
zieller Natur sein. Der Form nach trifft die StK 
keine verbindlichen und unmittelbar wirksamen 
Abmachungen oder Entscheidungen, sondern sie 
arbeitet lediglich Empfehlungen an die beiden Re- 
gierungen aus. 
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Zu Artikel 92 

Die StK ist paritätisch zusammengesetzt, jeder Ver- j 
tragsstaat hat vier Mitglieder und vier Stellvertre- 
ter zu bestellen und ein Mitglied zum Vorsitzen- ; 
den zu bestimmen, außerdem können von jeder j 
Seite nach Erfordernis Sachverständige zugezogen 
werden. 

Zu Artikel 93 und 94 

Die StK, die ihren Sitz in Wien hat, aber auch an \ 
anderen Orten zusammentreten kann, wird jährlich 
zwei ordentliche Tagungen abhalten; darüber hin- 
aus kann jeder Delegationsvorsitzende die Ein- 
berufung einer außerordentlichen Tagung verlan- 
gen, die innerhalb eines Monats zu beginnen hat. 
Einberufung und Leitung sind — nach dem Grund- 
satz der Parität — abwechselnd Aufgabe des deut- j 
sehen und österreichischen Vorsitzenden. Die erste | 
Tagung wird von der österreichischen Seite ein- 
berufen und geleitet. I 

Zu Artikel 95 

Vor Beginn jeder Tagung der StK haben sich die 
beiderseitigen Vorsitzenden über die Tagesordnung [ 
zu einigen, für die jedoch auch während der Tagung 
Ergänzungen vereinbart werden können. 

Zu Artikel 96 

Entsprechend ihrem Charakter als Verhandlungs- 
gremium kann die StK ihre Beschlüsse — d. h. die 
Empfehlungen — nur einstimmig fassen. 

Zu Artikel 97 

Als Amtsdauer ist für die StK zunächst ein Zeit- 1 
raum von 2 Jahren vom Inkrafttreten des Vertra- j 
ges an vorgesehen. Um den Erfordernissen, die sich i 
aus der Durchführung des Vertrages ergeben, in j 
möglichst elastischer Form Rechnung zu tragen, ist 
bestimmt, daß sich die Amtsdauer der StK jeweils 
um 1 weiteres Jahr verlängert, sofern dem nicht 
von einer der beiden Regierungen spätestens 3 : 
Monate vor Ablauf der betreffenden Periode wider- I 
sprochen wird. 

Zu Artikel 98 

Vier Mitglieder der StK bilden den Schlichtungs- j 
ausschuß (SchlA). Dieser ist daher in seinem Be- i 
stehen von der StK abhängig, deren Auflösung auch j 
ihn zum Erlöschen bringt. Die — jederzeit mög- ' 
li che — Abberufung eines ordentlichen oder stell- j 
vertretenden Mitglieds aus der StK beendet auch 
dessen etwaiges Amt im SchlA. 

Zu Artikel 99 

Artikel 99 umschreibt die Zuständigkeit des gemäß 
Artikel 98 zu bildenden Schlichtungsausschusses und 
bestimmt weiter, daß, soweit eine Zuständigkeit des 
SchlA gegeben ist, die nationalen Gerichte oder 
sonstigen zur Streitentscheidung zuständigen Be- 
hörden erst angegangen werden können, wenn der 
SchlA angerufen worden ist. Aus Artikel 99 folgt 
also eine zeitweilige Unzulässigkeit des Rechts- 


weges. Das Nähere ergibt sich aus den Artikeln 

104 und 105. 

Die Zuständigkeit des SchlA, dessen Aufgabe nach 

Artikel 100 Abs. 1 darin besteht, Empfehlungen für 

die Schlichtung der unter seine Zuständigkeit fal- 
lenden Streitigkeiten auszuarbeiten, umfaßt zwei 

verschiedene Gruppen von Streitigkeiten, nämlich 

a) Streitigkeiten über Rechte oder Ansprüche, auf 
deren Geltendmachung, Bestand oder Umfang 
Bestimmungen des vorliegenden Vertrages An- 
wendung finden oder deren Geltendmachung 
erst durch Bestimmungen dieses Vertrages er- 
möglicht wurde (Artikel 99 Satz 1). Rechte und 
Ansprüche dieser Art sind z. B. Rechte, die ge- 
mäß Teil I 1. Abschnitt oder nach anderen Vor- 
schriften des Vertrages auf deutsche Berechtigte 
oder Gläubiger übertragen werden, oder For- 
derungen österreichischer Gläubiger, die auf 
Grund einer Regelung im Sinne des Artikels 22 
oder anderer Bestimmungen über die Regelung 
gegen deutsche Schuldner geltend gemacht wer- 
den können, oder Ansprüche im Sinne des Ar- 
tikels 87; 

b) Streitigkeiten zwischen Staatsangehörigen der 
Vertragschließenden Teile darüber, ob ein am 
oder vor dem 8. Mai 1945 begründetes Recht 
innerhalb oder außerhalb der Republik Öster- 
reich belegen ist oder welche Folgen sich aus 
der Belegenheit eines solchen Rechtes ergeben 
(Artikel 99 Satz 2). Streitigkeiten über die Be- 
legenheit können namentlich dann entstehen, 
wenn zweifelhaft ist, ob ein Recht vom Staats- 
vertrag erfaßt ist (vgl. hierzu auch Artikel 87), 
oder wenn die Frage des Umstellungs- oder 
Umrechnungsverhältnisses (vgl. Erläuterungen 
zu Artikel 24) zu entscheiden ist. Soweit Ar- 
tikel 99 Satz 2 von den Folgen handelt, welche 
sich aus der Belegenheit eines Rechtes ergeben, 
ist weiter noch auf die Erklärungen der beiden 
Delegationen in Nr. 10 des Tagungsendproto- 
kolls hinzuweisen. Diese Erklärungen betreffen 
den Fall, daß eine Forderung eines deutschen 
Gläubigers gegen einen österreichischen Schuld- 
ner nach deutscher Auffassung — z. B. mit Rück- 
sicht auf die Vereinbarung eines in der Bundes- 
republik belegenen Erfüllungsortes — als außer- 
halb Österreichs belegen und deshalb nicht vom 
Staatsvertrag erfaßt angesehen wird, während 
sie möglicherweise nach österreichischer Auf- 
fassung trotz des außerhalb Österreichs belege- 
nen Erfüllungsortes mit Rücksicht auf den Wohn- 
sitz oder Sitz des Schuldners in Österreich als 
vom Staatsvertrag erfaßt anzusehen wäre. Die 
österreichische Seite war der Meinung, daß in 
solchen Fällen der österreichische Schuldner, 
wenn er von dem Österreichischen Staat in An- 
spruch genommen wird, ohne Rücksicht auf die 
Belegenheit stets gegenüber dem deutschen 
Gläubiger die Leistung verweigern könne, und 
berief sich für diese Auffassung auf die Recht- 
sprechung des Bundesgerichtshofes zu Fällen, in 
denen dem Schuldner auf Grund einer in der 
Bundesrepublik nicht anerkannten sowjetzona- 
len Enteignung eine Inanspruchnahme sowohl 
von seiten des ursprünglichen Gläubigers als 
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auch von seiten des durch die Enteignung be- 
günstigten sowjetzonalen Rechtsträgers droht. 
Nach deutscher Auffassung kann dagegen ein 
solches Leistungsverweigerungsrecht nur dann 
in Betracht kommen, wenn die Entscheidung über 
die Belegenheit der Forderung nicht genügen 
sollte, um zugleich auch die Frage zu klären, ob 
die Forderung vom Staatsvertrag erfaßt ist oder 
nicht, wenn also trotz Klärung der Belegenheits- 
frage aus besonderen Gründen eine doppelte 
Inanspruchnahme des Schuldners möglich sein 
sollte. 

Von dem Verfahren vor dem SchlA und SchG sind 
ausgenommen das in den Artikeln 38 bis 43 vor- 
gesehene Verfahren für Wertpapierfragen (vgl. Ar- 
tikel 44 Abs. 2) und das in Artikel 65 geregelte 
Verfahren für gewisse Markenfragen. 

Zu Artikel 100 

Artikel 100 umschreibt in seinem Absatz 1 die Auf- 
gabe des Schlichtungsausschusses; insoweit kann 
auf die Erläuterungen zu Artikel 99 Bezug genom- 
men werden. 

In den Absätzen 2 bis 4 enthält Artikel 100 — in 
prozessuales Gewand eingekleidet — die materiell 
bedeutsamen Vorschriften über die sogenannten 
Härteklauseln. Diese Härteklauseln sind doppel- 
ter Art: 

a) Absatz 2 läßt zunächst allgemein eine Beschrän- 
kung des Umfanges oder der Festsetzung der 
Fälligkeit einer Leistung aus Forderungen zu, 
die entweder einem deutschen Gläubiger auf 
Grund des vorliegenden Vertrages übertragen 
oder zur Verfügung gestellt werden oder die 
umgekehrt von einem österreichischen Gläubiger 
nur kraft einer Regelung gemäß Artikel 22 gel- 
tend gemacht werden können. Voraussetzung 
des Eingriffes ist, daß er für den Schuldner auf 
Grund seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
zur Vermeidung von Härten dringend geboten 
ist und dem Gläubiger, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung seiner Verhältnisse und der Art 
der Forderung, zugemutet werden kann. Es han- 
delt sich hier also um eine Härteregelung, die 
ausschließlich von der Rücksichtnahme auf die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Schuldners 
ausgeht und im wesentlichen dem deutschen 
Vertragshilferecht entspricht. 

b) Daneben enthalten die Absätze 3 und 4 spezielle 
Härteklauseln für zwei besondere Fälle: 

aa) Wie in den Erläuterungen zu Artikel 26 aus- 
geführt, kann sich bei Forderungen Öster- 
reichischer Gläubiger, für welche die Re- 
publik Österreich mit dem Sondervermögen 
haftet, eine Ausfallhaftung des deutschen 
Schuldners ergeben. Diese Ausfallhaftung 
kann — ganz unabhängig von der allgemei- 
nen Leistungsfähigkeit des Schuldners — zu 
Unbilligkeiten führen, wenn das an Öster- 
reich gefallene Vermögen des Schuldners 
nach dem 8. Mai 1945 durch Umstände ver- 
mindert worden ist, die dieser nicht zu ver- 
treten hatte. Als solche Umstände kommen 


namentlich in Betracht Verstaatlichungs- 
maßnahmen, Eingriffe der Besatzungsmacht, 
Fehler bei der Verwaltung oder Abwicklung 
des Vermögens einschließlich der Befriedi- 
gung von Schulden, weiter auch der Fall, 
daß bei der Verwertung des Vermögens aus 
Gründen, die vom österreichischen Stand- 
punkt aus durchaus berechtigt erscheinen 
können, nicht auf die Erzielung des best- 
möglichen Erlöses Bedacht genommen wird. 
Haben solche Umstände zur Folge, daß die 
Ausfallbaftung des deutschen Schuldners 
entsteht oder sich erhöht, so ist diese nach 
Absatz 3 zu beschränken oder auch eine 
Stundung (Festsetzung der Fälligkeit) vor- 
zusehen, und zwar unter Voraussetzungen, 
die sich auf der Schuldnerseite wesentlich 
von denen des Absatzes 2 unterscheiden. 
Namentlich kommt es weder auf die wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit des Schuldners 
noch auf die Vermeidung von Härten an. 
Der Eingriff ist vielmehr vorzunehmen, wenn 
und insoweit dies für den Schuldner zur 
Vermeidung von Unbilligkeiten geboten ist 
und dem Gläubiger, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung seiner Verhältnisse und der 
Art der Forderung, zugemutet werden kann. 
Daß bei Vorliegen der erwähnten Umstände 
nicht schlechthin eine Herabsetzung der Aus- 
fallhaftung vorgesehen ist, rechtfertigt sich 
daraus, daß die weite Fassung des Ent- 
lastungsgrundes „Umstände, die der Schuld- 
ner nicht zu vertreten hat" auch Fälle in 
sich schließen kann, bei denen die Ver- 
mögensverminderung dem wirtschaftlichen 
Gefahrenbereich des Schuldners zuzurechnen 
ist (z. B. Entwertung veralteter Maschinen), 
andererseits daraus, daß die Lage des Gläu- 
bigers auch hier Berücksichtigung verdient. 
So wird z. B. eine Herabsetzung bei Lohn- 
forderungen, die im Konkursfalle ein Vor- 
recht genießen würden, regelmäßig nicht in 
Betracht zu ziehen sein. Liegen bei einem 
Schuldner Umstände vor, die eine Rücksicht- 
nahme auf seine wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit angezeigt erscheinen lassen, so 
können sie im Rahmen des Absatzes 2 be- 
rücksichtigt werden. 

bb) Das Gegenstück zu Absatz 3 für den um- 
gekehrten Fall, nämlich für Forderungen 
deutscher Gläubiger gegen Österreichische 
Schuldner, enthält Absatz 4. Dem Absatz 3 
entsprechende Maßnahmen sind hiernach bei 
Forderungen, die einem deutschen Gläubi- 
ger auf Grund des vorliegenden Vertrages 
übertragen oder zur Verfügung gestellt 
werden, zugunsten eines österreichischen 
Schuldners dann zu treffen, wenn dieser in 
der Bundesrepublik Deutschland oder im 
Land Berlin belegenes Vermögen nach dem 
8. Mai 1945 verloren hat; dieser Fall wird 
namentlich dann gegeben sein, wenn der 
Schuldner Ansprüche gegen das Reich nicht 
geltend machen kann. 
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Die Anwendung der Härteklauseln obliegt dem 
Schlichtungsausschuß und dem Schiedsgericht (Ar- 
tikel 108 Abs. 1 Buchstabe c), dessen Gutachten 
für die nationalen Gerichte bindend sind. Dem all- 
gemeinen deutschen Vertragshilferecht gehen die 
Bestimmungen des Artikels 100 als Sondervorschrif- 
ten vor. Dagegen bleibt das Leistungsverweige- 
rungsrecht gemäß den §§82 ff. des Bundesvertriebe- 
nengesetzes im Hinblick auf Artikel 23 Abs. 1 des 
Vertrages unberührt. 


Zu Artikel 101 

Einige Organisationsfragen des SchlA sind in Ar- 
tikel 101 Abs. 1 in kürzester Form dadurch geregelt 
worden, daß für den SchlA die sinngemäße Geltung 
verschiedener organisatorischer Bestimmungen über 
die StK angeordnet worden ist. Hieraus ergibt sich: 

a) Jeder Vertragsstaat hat aus dem Kreis der von 
ihm für die StK bestellten Delegierten zwei j 
ordentliche und zwei stellvertretende Mitglieder | 
des SchlA zu ernennen und ein — ordentliches — j 
Mitglied zum Vorsitzenden seiner Delegation 
zu bestimmen; jede Seite kann nach Erfordernis 
auch Sachverständige hinzuzuziehen. 

b) Einberufung und Leitung der Tagungen wechseln 

zwischen dem deutschen und dem österreichi- 
schen Vorsitzenden ab, die österreichische Seite 
macht mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben j 
den Anfang. I 

c) Bei der Festsetzung und etwaigen Ergänzung der 
Tagesordnung gilt Artikel 95 entsprechend. 

d) Der SchlA kann seine Beschlüsse — d. h. die j 
Empfehlungen nach Artikel 100 Abs, 1 — nur 
einstimmig fassen. 

e) Sitz des SchlA ist Wien; die Tagungen können 
jedoch auch an anderen Orten stattfinden. 

In Wien werden die beiden Vertragsstaaten eine 
Gemeinsame Geschäftsstelle des Schlichtungsaus- 
schusses errichten (Absatz 2), um insbesondere im 
Interesse der Parteien eine Zentralstelle für den 
Geschäftsverkehr mit dem SchlA zu schaffen. 


Zu Artikel 102 bis 104 

Der Antrag auf Einleitung eines Verfahrens vor 
dem Schlichtungsausschuß ist von dem nach Ar- 
tikel 99 Antragsberechtigten bei der Gemeinsamen 
Geschäftsstelle einzureichen; wegen der Einzelhei- j 
ten vgl. Artikel 102. Der SchlA hat den Versuch zu j 
machen, in formlosem Verfahren, unter Wahrneh- | 
mung des Grundsatzes des rechtlichen Gehörs der 
Parteien, eine gütliche Beilegung der ihm unter- 
breiteten Streitigkeiten zu erzielen (Artikel 103). j 
Die Empfehlung, die im Regelfall den Abschluß des ; 
Verfahrens vor dem SchlA darstellt, kann eine Er- 
ledigung des Streitfalles nur bewirken, wenn beide 
Parteien die Annahme dem SchlA innerhalb 1 Mo- 
nats nach der Zustellung mitteilen; das Schweigen 
auch nur einer Partei gilt als Ablehnung (Artikel ; 
104 Abs. 2). 


Im Falle der Ergebnislosigkeit des Schlichtungsver- 
fahrens hat der SchlA dem Antragsteller unverzüg- 
lich eine Bescheinigung hierüber zuzustellen. Wei- 
tere Fälle der Erteilung einer solchen Bescheini- 
gung sind in den Absätzen 4 bis 6 des Artikels 104 
geregelt. Besonders hinzuweisen ist auf Absatz 5, 
nach dem die Ergebnislosigkeitsbescheinigung dem 
Antragsteller auch zuzusteilen ist, falls der SchlA 
innerhalb von 4 Monaten nach Eingang des An- 
trages auf Einleitung des Schlichtungsverfahrens 
nicht in der Lage war, eine Empfehlung auszuspre- 
chen; die Viermonatsfrist kann allerdings mit Zu- 
stimmung des Antragstellers verlängert werden, 
Durch Absatz 5 soll verhütet werden, daß den 
Streitparteien, insbesondere dem Antragsteller, 
durch zu lange Verhandlungen im SchlA Nachteile 
entstehen. 


Zu Artikel 105 

Der Kläger (Antragsteller) muß mit der Klage oder 
dem Antrag eine Bescheinigung über die Ergebnis- 
losigkeit des Schlichtungsverfahrens vorlegen, an- 
derenfalls ist die Klage oder der Antrag als un- 
zulässig zurückzuweisen. 


Zu Artikel 106 und 107 

Um zu verhindern, daß nach dem ergebnislosen 
Ausgang des Schlichtungsverfahrens ein längerer 
Zustand der Ungewißheit über den Streitfall ein- 
tritt, erklärt Artikel 106 die Geltendmachung von 
Rechten oder Ansprüchen der in Artikel 99 genann- 
ten Art vor den Gerichten oder sonst zuständigen 
Behörden nach Ablauf einer Frist von 3 Monaten 
nach Zustellung der Ergebnislosigkeitsbescheinigung 
für unzulässig. Eine Klage, die innerhalb der Drei- 
monatsfrist des Artikels 106 erhoben wird, gilt als 
mit dem Zeitpunkt erhoben, zu dem der Antrag auf 
Einleitung des Schlichtungsverfahrens bei der Ge- 
meinsamen Geschäftsstelle des SchlA eingegangen 
war. Dasselbe gilt für einen Antrag, der bei einer 
sonst zuständigen Behörde zu stellen ist (Ar- 
tikel 107). 

Im 2. ABSCHNITT (Artikel 108 bis 117) 

sind die Bestimmungen über das Schiedsgericht zu- 
sammengefaßt. 

Vorbemerkung 

(Organisation des Schiedsgerichtes) 

Das SchG besteht aus vier Schiedsrichtern, jede 
Regierung ernennt zwei Richter und zwei Stellver- 
treter und bestimmt einen der von ihr ernannten 
Richter als Vorsitzenden (Artikel 109, 111, 92 

Abs. 2). Zur Wahrung der Unabhängigkeit des 
SchG ist vorgesehen, daß die Schiedsrichter und 
ihre Stellvertreter nur aus dem Kreis der amtie- 
renden oder im Ruhestand befindlichen Richter des 
sie ernennenden Vertragsstaates hervorgehen dür- 
fen. Eine weitere Sicherung der richterlichen Un- 
abhängigkeit ist in der Regelung zu sehen, daß die 
Schiedsrichter und ihre Stellvertreter auf die Dauer 
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von 4 Jahren ernannt werden und während ihrer 
Amtsdauer gegen ihren Willen nicht abberufbar 
sind. Ihre sachliche Weisungsfreiheit ist ebenfalls 
ausdrücklich festgelegt; ferner sind sie von der Mit- 
wirkung an der Behandlung einer Sache ausge- 
schlossen, mit der sie in anderem Zusammenhang 
bereits befaßt waren oder an der sie unmittelbar 
interessiert sind (Artikel 109). 

Anders als die StK und der SchlA faßt das SchG 
seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit. Ist eine 
solche nicht spätestens innerhalb von 4 Monaten 
nach der ersten Behandlung einer Sache durch das 
SchG zu erreichen, so ernennen die Regierungen 
der Vertragsstaaten innerhalb von 3 weiteren Mo- 
naten gemeinsam einen Obmann, der weder deut- 
scher noch österreichischer Staatsangehöriger ist 
und in seinem Heimatstaat amtierender oder pen- 
sionierter Richter oder Professor der Rechtswissen- 
schaften sein muß. Im Falle der Nichteinigung über 
den Obmann kann jede der beiden Regierungen 
den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes 
im Haag um die Ernennung eines entsprechend 
qualifizierten Obmannes bitten. Der Obmann über- 
nimmt in dem betreffenden Verfahren das Amt 
des Vorsitzenden; er hat in dieser Stellung auch 
an allen weiteren Verfahren mitzuwirken, in denen 
das SchG in seiner paritätischen Besetzung nicht zu 
einem einstimmigen Beschluß oder Mehrheits- 
beschluß gelangt (Artikel 112). Aus dem Charak- 
ter des SchG als unabhängiges Gericht ergibt es 
sich, daß die Schiedsrichter und ihre Stellvertreter 
nicht Mitglieder der — aus weisungsgebundenen 
Regierungsvertretern bestehenden — StK und da- 
mit auch nicht des SchlA sein dürfen (Artikel 109 
Abs. 1). 

Die Aufgaben der Geschäftsstelle des SchG, das 
seinen Sitz in Wien hat, aber auch an anderen 
Orten tagen kann, werden von der Geschäftsstelle 
des SchlA wahrgenommen (Artikel 113, 111 Abs. 2 
in Verbindung mit Artikel 93). 

Zu Artikel 108 

Das SchG hat nach Artikel 108 die Aufgabe, für 
Verfahren, die vor den deutschen oder österrei- 
chischen Gerichten oder sonst zuständigen Behör- 
den über Streitigkeiten im Sinne von Artikel 99 
anhängig sind, durch Beschluß bindende Gutachten 
abzugeben über 

a) die Anwendbarkeit und Auslegung der Bestim- 
mungen des Vertrages, 

b) die als Auseinandersetzungsergebnis zu erbrin- 
gende Leistung im Falle des Artikels 87, 

c) eine Beschränkung des Umfanges der Leistung 
oder über eine Festsetzung ihrer Fälligkeit ge- 
mäß Artikel 100 Abs. 2, 3 oder 4, 

d) Streitigkeiten im Sinne von Artikel 99 Satz 2 
(Belegenheit von Rechten oder daraus sich er- 
gebende Folgen), 

e) seine eigene Zuständigkeit (Artikel 110 Abs. 2). 

Die bindende Wirkung eines Gutachtens des SchG 
ist in Artikel 108 Abs. 2 dahin geregelt, daß sie für 


die innerstaatlichen Gerichte oder sonst zustän- 
digen Behörden in allen Instanzen gilt, in denen 
„dieses" Verfahren anhängig wird. Die Bindung 
wirkt daher nicht über das konkrete Verfahren und 
seine Parteien hinaus. 

Das SchG trifft somit keine für sich allein unmittel- 
bar wirkende Sachentscheidung, sondern es ist als 
Zwischeninstanz für die nach dem Vermögensver- 
trag zu beurteilenden Fragen in die innerstaatlichen 
Verfahren eingeschaltet. Den zuständigen inner- 
staatlichen Instanzen bleibt nicht nur der Erlaß der 
Endentscheidung, die das Verfahren formell ab- 
schließt — wobei sie allerdings an das Gutachten 
des SchG gebunden sind — , sondern auch die Be- 
handlung desjenigen Teils des Streitstoffes, der 
nicht vom Vertrag betroffen ist. 

Zu Artikel 109 

Vergleiche Vorbemerkung. 

Zu Artikel 110 

Das SchG wird mit einer Sache durch einen begrün- 
deten Beschluß befaßt, mit dem ein innerstaatliches 
Gericht oder eine sonst zuständige Behörde eines 
Vertragsstaates ein Verfahren über eine Streitig- 
keit der in Artikel 99 genannten Art aussetzt (nach 
österreichischer Terminologie: unterbricht) und die 
Akten dem SchG vorlegt (Absatz 1). Ein solcher 
Beschluß hat entweder von Amts wegen oder auf 
Antrag auch nur eines am Verfahren Beteiligten 
zu ergehen, wenn eine Frage zu entscheiden ist, 
für die nach Artikel 108 Abs. 1 eine Zuständigkeit 
des SchG besteht (Absatz 1). Gegen einen die Aus- 
setzung (Unterbrechung) anordnenden oder ableh- 
nenden Beschluß des innerstaatlichen Gerichtes oder 
der sonst zuständigen Behörde ist nach Absatz 2 
ein abgesondertes (selbständiges) Rechtsmittel im 
innerstaatlichen Rechtszug zulässig; die Rechtsmit- 
telinstanz hat hierbei ein Gutachten des SchG über 
dessen Zuständigkeit einzuholen. Durch diese Re- 
gelung ist sichergestellt, daß die innerstaatlichen 
Instanzen dem SchG nicht Fragen entziehen kön- 
nen, deren Beurteilung nach dem Vertrag dem SchG 
Vorbehalten bleiben soll. Eine besondere Regelung 
ist in Absatz 3 für den Fall getroffen, daß ein rechts- 
kräftig Verpflichteter die Härteklauseln in Anspruch 
nehmen will. 

Zu Artikel 111 

Für den Gang des Verfahrens vor dem SchG ist in 
Artikel 111 u. a. angeordnet, daß das SchG unter 
Wahrung des Grundsatzes des Parteiengehörs zu 
verhandeln hat und daß sich die an dem Rechts- 
streit Beteiligten durch Rechtsanwälte vertreten 
lassen können, die in einem der beiden Vertrags- 
staaten zugelassen sind. Die Einzelheiten des Ver- 
fahrens werden in einer Verfahrensordnung ge- 
regelt, die sich das SchG gibt und die der Geneh- 
migung durch die Regierungen der beiden Vertrags- 
staaten bedarf. 

Zu Artikel 112 und 113 

Vergleiche Vorbemerkung. 
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Zu Artikel 114 

Das SchG gibt sein bindendes Gutachten in der 
Form eines — mit Gründen versehenen — Beschlus- 
ses ab r der schriftlich ausgefertigt und dem inner- 
staatlichen Gericht oder der zuständigen Behörde 
unter Rücksendung der Akten übermittelt wird. Die 
Zustellung des Beschlusses des SchG an die Par- 
teien wird durch die zuständige innerstaatliche 
Stelle vorgenommen. Um die Parteien, für die der 
Ausgang des Rechtsstreites möglicherweise auf 
Grund des bindenden Gutachtens des SchG fest- 
steht, nicht zu einer ihnen unter Umständen über- 
flüssig erscheinenden Fortsetzung des innerstaat- 
lichen Verfahrens zu zwingen, ist in Artikel 114 
Abs. 2 Satz 2 bestimmt, daß das gemäß Artikel 110 
Abs. 1 ausgesetzte (unterbrochene) Verfahren nur 
auf Antrag einer der Parteien wiederaufzunehmen 
ist. 

Zu Artikel 115 

Um jeden Zweifel in bezug auf die grundsätzliche 
Befugnis zu Zustellungen auszuschalten, ist aus- 
drücklich bestimmt, daß das SchG (wie der SchlA) 
im Gebiet beider Vertragsstaaten Zustellungen un- 
mittelbar bewirken kann. Ferner ist festgelegt, daß 
die Zustellung, wenn Rechtsfolgen an sie geknüpft 
sind, eigenhändig erfolgen muß. 

Zu Artikel 116 

Mit Rücksicht auf die Natur und den Zweck des 
Schlichtungsverfahrens erschien es gerechtfertigt, 
von den Parteien hierfür keine Kosten zu erheben. 
Dagegen werden für das Verfahren vor dem 
Schiedsgericht Kosten erhoben. Das SchG setzt im 
Rahmen seiner Verfahrensordnung eine Gerichts- 
kostenordnung fest; es hat in die Verfahrensord- 
nung auch Vorschriften über das Armenrecht auf- 
zunehmen. über die Kostentragung entscheidet das 
SchG in dem Beschluß, mit dem es das bindende 
Gutachten abgibt. 

Zu Artikel 117 

Entsprechend allgemeinen Grundsätzen trägt jeder 
Vertragsstaat die Kosten für die von ihm benann- 
ten Mitglieder des SchlA und des SchG, während 
die Kosten für den Obmann des SchG und die son- 
stigen Kosten des SchG und des SchlA — insbeson- 
dere die sachlichen Kosten der Gemeinsamen Ge- 
schäftsstelle — von den beiden Vertragsstaaten je 
zur Hälfte getragen werden. 

Die beim SchG eingehenden Gebühren und sonsti- 
gen Einnahmen sind zunächst zur Deckung der- 
jenigen Kosten des SchG zu verwenden, die von 
den beiden Vertragsstaaten gemeinsam zu tragen 
sind, ein etwaiger Überschuß hat zur Deckung der 
entsprechenden Kosten des SchlA zu dienen. 


TEIL VI 

enthält die Schlußbestimmungen (Artikel 118 bis 

120). 

Zu Artikel 118 

Artikel 118 bestimmt in Absatz 1 die Befreiung 
des Formalaktes der Übertragung von Gebühren 
für Rechtsgeschäfte und von Steuern. In Absatz 2 
wird die Verpflichtung zur Zahlung einer etwa an- 
fallenden Erbschaftsteuer aufrechterhalten. 

Zu Artikel 119 

Artikel 119 behandelt das Verhältnis des Ver- 
mögensvertrages zum Londoner Schuldenabkom- 
men. Danach werden die Verpflichtungen der Bun- 
desrepublik und der deutschen Schuldner aus dem 
Londoner Schuldenabkommen durch die Bestim- 
mungen des Vertrages nicht berührt. Daraus folgt 
namentlich, daß die auf Artikel 8 LSA beruhenden 
Verpflichtungen unberührt bleibenden und daß die 
Verbindlichkeiten gegenüber österreichischen Gläu- 
bigern, die auf eine andere als die deutsche Wäh- 
rung lauten, gegenüber österreichischen Gläubigern 
so lange nicht erfüllt werden dürfen, als Österreich 
dem Londoner Schuldenabkommen nicht beigetre- 
ten ist (Artikel 10 LSA in Verbindung mit § 12 des 
Ausführungsgesetzes). Fragen, die sich aus dem 
Konversionskassenproblem ergeben, sind in einem 
besonderen Notenwechsel (Anlage 2 des Vertra- 
| ges) und im Tagungsendprotokoll behandelt. 

j Weiter wird noch darauf hingewiesen, daß der in 
1 Artikel 23 Abs. 3 Staatsvertrag und in Artikel 22 
Vermögensvertrag verwendete Begriff der Rege- 
i lung nicht gleichbedeutend ist mit dem Begriff der 
Regelung, wie er im Londoner Schuldenabkommen 
| (insbesondere auch in Artikel 5 Abs. 4 Satz 2 die- 
| ses Abkommens) verwendet wird und dort in Ar- 
j tikel 3 Buchstaben k und 1 umschrieben ist. 

Zu Artikel 120 

Artikel 120 regelt die Ratifizierung und bestimmt, 
daß der Vertrag 1 Monat nach Austausch der Ra- 
tifikationsurkunden völkerrechtlich in Kraft tritt. 

Zu dem Schlußprotokoll und den Anlagen 1 und 2 

ln dem dem Vertrag beigefügten Schlußprotokoll 
sind einige Erläuterungen zu einzelnen Artikeln 
enthalten, die bereits in den obigen Bemerkungen 
mitaufgenommen worden sind. 

Die Anlage 1 enthält die Liste der zu Artikel 46 
näher bezeichneten deutschen Versicherungsunter- 
nehmen, deren Versicherungsbestände durch den 
Vertrag neu geregelt werden. 

Die Anlage 2 enthält den Notenwechsel der beiden 
Delegationsvorsitzenden über den Fragenkreis der 
Konversionskasse für deutsche Auslandsschulden 
| (vgl. Bemerkung zu Artikel 119). 
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